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Volksdeulſche Aufgaben im Großdeutſchen Reich 


Das anbrechende Jahr 1939 ſieht die Lage der deutſchen Volksgruppen in 
tiefgreifendem Umbruch. Die Eingliederung der Oſtmark und des Sudeten— 
landes in das Mutterland könnte zu der Annahme verführen, daß durch dieſe 
gewaltige Herabſetzung der Zahl der jenſeits der Neichsgrenzen lebenden 
Volksgenoſſen gleichzeitig auch Bedeutung und Amfang der Arbeit für das 
Deutſchtum im Ausland eingeſchränkt worden ſei. Jedem nur einigermaßen in 
die Problematik der volksdeutſchen Fragen Eingeweihten iſt jedoch ſelbſtver— 
ſtändlich, daß der Aufgabenbereich der volksdeutſchen Arbeit durch die Entwick— 
lung des Jahres 1938 ungeheuer geſteigert und vervielfältigt worden iſt, in⸗ 
ſonderheit wenn man, wie es im Sinne des großdeutſchen Gedankens notwendig 
erſcheint, das Schickſal unſeres Volkstums im Auslande auf weitere Sicht ins 
Auge faßt. 

Zunächſt iſt die Schaffung Großdeutſchlands, wie jede Machtſteigerung des 
Reiches, nicht ohne Rückſchläge für die meiſten Volksgenoſſen draußen 
geblieben. Die Bedrückungen und Einengungen haben nicht aufgehört, inter- 
nationale Mächte ſind eifrig am Werk, durch ihre planmäßige Hetze alles 
Deutſche im Auslande und damit auch unſere Volksgruppen in ihrem geiſtigen 
und materiellen Beſitzſtand zu untergraben, die regierenden Kreiſe der ſtaats— 
führenden Völker verſchließen ſich vielfach noch immer der Notwendigkeit, das 
Daſein ihres deutſchen Bevölkerungsteiles im Sinne einer Verſtändigung mit 
Deutſchland in eine klar umriſſene Lebensform zu bringen — im Gegenteil, faſt 
jeder Tag meldet Verſchärfungen. Noch immer arbeitet man mit Methoden 
einer überalterten Epoche, mit denen man das Nad der neuen Zeit in ſeinem 
Schwunge zurückzudrehen oder aufzuhalten hofft. 

So befinden ſich unſere Volksgruppen in einem eigenartigen Zwiſchen⸗ 
zuſtand der Entwicklung: Auf der einen Seite Beharren der fie umgeben- 
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den Mächte in der Ideologie, aber auch in der Praxis überkommener „Minder— 
heitenpolitik“, auf der anderen Seite auch bei vielen Angehörigen anderer 
Völker das Aufdämmern großer Erkenntniſſe, die ſich aus der Bewegung 
Deutſchlands herleiten: Deutſchland formt, indem es an dieſer 
geiſtigen Wende der Zeiten fein eigenes Volks- und 
Staatsleben ſchöpferiſch neugeſtaltete, den Stil der 
Epoche überhaupt. Die geiſtigen Strömungen, die von dem Neuen 
Deutſchland ausgehen, find deshalb ſtärker als die Neftbeftände der überalterten 
Staatsraiſon, die oft aus Gründen perſönlicher Geltung von ihren Vertretern 
noch verzweifelt und oft brutal verteidigt wird. Auch in fremden Völkern geht 
es um eine Scheidung der Geiſter. Wer dort nach einer neuen poſi— 
tiven Geſtaltung des Völker- und Staatenlebens im europäiſchen, vielfach auch 
ſchon im außereuropäiſchen Raum drängt, der beginnt die Zeichen der Zeit zu 
verſtehen. Er kann ſich der Erkenntnis nicht entziehen, daß die einzige fchöpfe- 
riſche, zeit- und zukunftsgemäße Löſung der Völkerfrage in der autori- 
tären Staatsform und in der Totalität des Volkstumsgedankens 
begründet liegt. 


Namentlich auch für die zahlenmäßig kleinen und mittleren Völker Oſt⸗ 
europas, die durch die Gunſt der Geſchichte ſtaatenbildend werden konnten, und 
deren Bereich meiſt klaſſiſchen Boden der deutſchen Volksgruppenfrage dar- 
ſtellt, drängt ſich gebieteriſch die Notwendigkeit auf, nicht nur wegen der macht- 
politiſchen Verlagerung der Dinge in Europa, ſondern vor allem aus tieferer 
Einſicht in dieſen Vorgang der werdenden einheitlichen deutſchen Volksperſön— 
lichkeit die nötigen Folgerungen zu ziehen. Es braucht nicht beſonders das 
aktuelle Schulbeiſpiel der neuen Stellung der deutſchen Volksgruppe in der 
Tſchecho-Slowakei herangezogen zu werden, um klar herauszuſtellen, welch weit— 
reichender und in das Verhältnis zwiſchen Staatsvolk und Volksgruppe ein- 
ſchneidender Natur dieſe Folgerungen zu ſein haben. 

Wenn ſich die Amriſſe einer künftig notwendigen Stellung des deutſchen 
Volkstums im Auslande allmählich am ſtaatspolitiſchen Horizont auch abzu— 
zeichnen beginnen, ſo ſind wir von ihrer praktiſchen Verwirklichung doch 
noch entfernt, und man kann die Lage, wie ſchon bemerkt, auf weitere Sicht 
geſehen, als eigentümlichen Schwebezuſtand bezeichnen. Aber gerade auf dieſe 
weitere Sicht muß ſich die volksdeutſche Arbeit im Reich einſtellen. Sie muß 
unter aufmerkſamſter Beachtung der großen erfolgten und ſich vorbereitenden 
Wendungen die in mancher Hinſicht völlig neue Methode und Zielſetzung der 
kommenden Arbeit klar erkennen und herausarbeiten. 

Grundlegend iſt, daß die drei Faktoren, auf die es bei der Behandlung des 
außendeutſchen Schickſals realpolitiſch ankommt, nämlich das Reich, der 
Heimatſtaat der Volksgruppe, und ſchließlich die Volks- 
gruppe ſelbſt, endlich einmal in einer einheitlichen Schau 
zuſammen betrachtet werden, d. h. daß nicht mehr der eine und der 
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andere Faktor nach feinen Intereſſen, Auswirkungen, Wünſchen gefondert im 
luftleeren Raum erſcheint, ſondern daß verſucht werde, die Volksgruppen als 
organiſche Bindeglieder vom Lebensbereich der Heimatſtaaten nach dem Reiche 
hin zu erfaſſen. 

Vom Reich her iſt für die Gegenwart und vor allem für die Zukunft 
zweierlei als Vorausſetzung auch der volksdeutſchen Arbeit feſtzuhalten: Die 
neue Großmacht und Weltſtellung Deutſchlands, die ſich 
natürlich ſchon vorher ſtufenweiſe aufgebaut hatte, wurde der Welt doch erſt 
durch die Eingliederung Sſterreichs und durch die unvergleichliche Wucht der 
Münchner Stunden gleichſam wie durch plötzliche Natureveigniſſe zum umittel- 
baren Bewußtſein gebracht. 

And zweitens: An dieſem Bewußtſeinswandel des Auslandes, ganz gleich, 
ob er ſich zunächſt in feindlich geſteigerter Stimmung äußert oder nicht, muß 
der nie mehr aufzugebende Anſpruch geknüpft werden, daß 
der Begriff des deutſchen Volkstums als eines unteil- 
baren Geſamtkörpers über alle Länder und Staaten hinweg auch bei den 
Fremden ein ſelbſtverſtändlicher und unangefochtener werde. Je mehr das 
machtpolitiſche Gewicht des Reiches wächſt, um ſo ſelbſtverſtändlicher haben 
auch die außerhalb der Reichsgrenzen lebenden Volksgenoſſen die Auswirkung 
ihrer blutlichen, ſprachlichen, bekenntnismäßigen Zugehörigkeit zu dem Volks 
tum des aufblühenden Mutterlandes nicht nur innerlich mitzuerleben, ſondern 
auch in ihrem Bereich mitzugeſtalten. 

Die Verantwortung des Reiches für das in den einzelnen Staaten der 
Welt verankerte Volkstum iſt durch die Entwicklung der letzten Jahre eine 
totale geworden, ſie bezieht ſich auf ſämtliche Lebensäußerungen, die es an 
das Mutterland knüpfen, aber gleicherweiſe auch auf die Lage der Volksgruppe 
in ihrem Heimatſtaat ſelbſt. 

Dieſe Entwicklung bedingt für die volksdeutſche Aufgabe den entſprechenden 
totalen Einſatz. Wie immer ſich das Schickſal der Volksgruppen geſtalten 
möge, wie weitgehend in Zukunft die Möglichkeiten ihrer Selbſtverwaltung, 
ihrer eigenſtändigen kulturellen Betätigung ſich erſtrecken könnte — das eine 
wird unter allen Amſtänden im Reich ſelbſt zu löſende Aufgabe bleiben, die 
große planende Zuſammenfaſſung der grundſätzlichen Dinge, Grund- 
richtung des Zuſammenhangs untereinander und mit dem Mutterlande 
zu geben. Dieſe Parole wird immer einheitlicher, geſchloſſener, bewußter, ge⸗ 
ſamtbetonter werden. Auch gewiſſe Einzelaufgaben werden für die 
Außenpoſten immer im Reich gelöſt werden müſſen. Es gibt ſelbſt heute nach 
dem Wegfall des Sudetenlandes als Außengebiet noch Volksteile, die infolge 
ihrer zahlenmäßigen Stärke, ihrer Tradition, ihres kulturellen und wirtfchaft- 
lichen Gewichts die Kraft beſitzen, ein faft vollſtändiges Eigenleben aufzubauen. 
Aber auch ſie ſind an die Geſetze des Geſamtablaufes gebunden, auch ſie leben 
letzten Endes aus dem geiſtigen Kraftſtrom der Nation. Aber ſolche Volks- 
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gruppen find in der Minderzahl. Faſt durchgängige Erſcheinung ift, daß die 
wichtigſten Fragen ihres geiſtigen und organiſatoriſchen Seins von Deutfch- 
land her für ſie vor gearbeitet werden müſſen, damit ſie inſtand geſetzt werden, 
die für ihre Selbſterhaltung nötigen Kräfte richtig anzufegen und ihre natur- 
gegebenen kulturellen und wirtſchaftlichen Aufgaben der fremdvölkiſchen Amwelt 
gegenüber erfüllen zu können. 

Zur Veranſchaulichung des Geſagten ſeien drei Aufgabengebiete des gei- 
ftigen Bereichs angeführt: 

Schon wegen ihrer Zugehörigkeit zu dem wiſſenſchaftlich bedeutendſten Volk 
Europas müſſen die Deutſchen in den anderen Staaten aktiven Anteil an der 
wiſſenſchaftlichen Erforſchung des Landes und ſeiner 
Völker nehmen, ſie müſſen ihre eigene Volks- und Landeskunde 
pflegen können, um ſich ſelbſt in den nötigen Abſtand zu ihrer Amgebung zu 
ſetzen und die geſchichtlichen, ſtammlichen, kulturellen Nichtpunkte zum Mutter- 
land zu finden. Dies kann nur unter unmittelbarer Auswertung der Ergebniſſe 
geſamtdeutſcher Wiſſenſchaft geſchehen. Vor allem muß jede wiſſen— 
ſchaftliche Arbeit, auch jede Materialſammlung und ⸗auswertung der Volks- 
gruppen heute in die Geſamtplanung hineingeſtellt werden, die in großer Aber— 
ſchau ſämtlicher deutſcher Volksteile in der Welt zentral nur vom Reiche her 
erfolgen kann. Der Volkskörper, der ſich heute in einem Einheitsbewußtſein 
gefunden hat, kann bis in die letzten Ausſtrahlungen ſeines Menſchentums in 
der Welt auch nur unter eine einheitliche wiſſenſchaftliche Betrachtungsweiſe 
geſtellt werden. Der Wiſſenſchaftler auch in den Außenbezirken hat ſich reſtlos 
als Einzelteilhaber einer großen Geſamtarbeit zu fühlen, in die er planvoll ein— 
geſchaltet wird. Nicht nur ſeinen Arbeitsplan, ſondern auch die Handhaben 
im einzelnen, die methodiſchen Anweiſungen, die wiſſenſchaftlichen Hilfsmittel 
erhält er aus dem zentralen Binnenraum. 

Aus der großen Geſamtſchau, die in dem Zuſammentragen unendlich vieler 
Bauſteine durch unzählige Mitarbeiter aus allen Teilen der Erde entſteht, er- 
gibt ſich die Aberſicht der deutſchen Wirkung und Leiſtung, der Zuſammenarbeit 
mit anderen Völkern, des Anteils am Aufbau ihrer Staaten, ihrer Wirtſchaft 
und Kultur. Es wird ſich aus der bisher ſo wirrvollen Anſchauung über das 
Gegeneinander der Kräfte in Politik und Wirtſchaft noch kräftiger als bisher 
das Bild der friedlichen Ergänzung der Völker durch den Einſatz ihrer 
gegenſeitigen Begabungen und Fähigkeiten mit Aberzeugungskraft untermalen 
laſſen. Die planmäßige Förderung wiſſenſchaftlichen Lebens bei den Volks- 
gruppen vom Reiche her wird in Zukunft vor allem die verbindende 
Macht der Wiſſenſchaft im Auge haben. Dieſe Betrachtungsweiſe wird ſelbſt 
zur Folge haben, daß überall dort bei den Volksgruppen im Einklang mit den 
Arbeiten im Reich wiſſenſchaftliche Forſchung einzuſetzen hat, wo durch dieſe 
Forſchung lebenerhaltende Kräfte aufgezeigt, Einſicht in die kulturellen, wirt⸗ 
ſchaftlichen Notwendigkeiten der Volksgruppen für ihren Weiterbeſtand ge- 
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fördert wird. Die von höherer Warte der Volkstumspflege aus gegliederte 
Planmäßigkeit der wiſſenſchaftlichen Betätigung hat unfruchtbare und unnötige 
Arbeiten, Doppelarbeit, wiſſenſchaftliche Eigenbrötelei zu unterbinden und der 
geſamten Arbeit Antriebe im Hinblick auf volkspolitiſch und volksbiologiſch 
verwendbare Ergebniſſe zu verleihen. Von einer zentralen Stelle mit weiteren 
Geſichtspunkten gelenkte Anterſuchungen über das Nachbarſchaftsweſen der 
Siebenbürger Sachſen, über Bevölkerungsbewegungen des Deutſchtums in 
Angarn, über volksbiologiſche Fragen des Deutſchtums in tropiſchen Aberſee⸗ 
ländern, über Volkskundliches der in der Tſchecho-Slowakei verbliebenen deut- 
ſchen Sprachinſeln uſw. werden weſentliche Ergebniſſe auch für die deutſche 
Geſamtwiſſenſchaft erzielt werden können. 


Die Sippenkun de bildet die breite Grundlage der werdenden geſamt⸗ 
deutſchen Volksforſchung und Volkspflege. Die Familienkunde, die Herkunfts⸗ 
fragen, die Geſchichte der Auswanderungsbewegungen — all dieſe Teilarbeits- 
gebiete der Sippenforſchung erfordern in ſtärkſtem Maße ein Zuſammenwirken 
zwiſchen Arheimat und Auswanderungsgebieten. Soll dieſes Intereſſengebiet 
des geſtrafften völkiſchen Zugehörigkeitsbewußtſeins nicht ins Aferloſe verſinken 
und ins unfruchtbar Dilettantiſche verflachen, fo gehört gerade hier ſyſtema⸗ 
tiſchſte Zielgebung und Zuſammenfaſſung von fachlich geſchulter zentraler Stelle 
dazu. Es geht darum, den Begriff der Blutsgemeinſchaft von der fippen- 
mäßigen und landſchaftlichen Seite her als etwas auch dem einfachſten Denken 
Faßliches zu unterbauen, indem die Familie und der Stamm, zu dem man ge— 
hört, mit all ſeinen Artümlichkeiten und Eigenſtändigkeiten als wirkende Kraft 
aufgedeckt wird. Dies kann nur von der Arheimat her geſchehen, die in regio- 
nalen, örtlich und landſchaftlich bedingten Räumen unterſucht, wo in aller Welt 
Glieder gerade dieſes Stammes und dieſer Heimat auf neuem Boden ſiedeln 
und welche Elemente des Blutes, d. i. welcher Brauch, welche Aberlieferung, 
welcher vielleicht unbewußt ſchlummernde Weſenskern, der mit der Herkunft 
verbindet, noch vorhanden ſind und als bewußte Bindeglieder zur Sippe geweckt 
und gepflegt werden können. Sache des Geſamtplanes und der Geſamtlenkung 
iſt es, zu verhindern, daß ſtammlich begrenzte Volkstumspflege ins Partikula- 
riſtiſche einmündet, ſondern daß gerade die in der Eigenſtändigkeit des Weſens 
begründeten Werte das Bedürfnis wecken, fie durch Eingliederung in die All⸗ 
gemeinheit der Volksgemeinſchaft wieder fruchtbar werden zu laſſen. 


In dem großen Erziehungswerk an der Bewußtſeinsformung ſtehen die 
Fragen der Schulung und Bildung volksdeutſcher Jugend an der 
Spitze jedes Programms der Volkstumsarbeit. Verantwortung und Pflicht 
aller in Frage kommenden Stellen des Reiches iſt, dem Ausland und 
der deutſchen Volksgemeinſchaft im Ausland einen Stamm beruflich -fach— 
lich erſtklaſſig geſchulter, führungsmäßig befähigter Menſchen erziehen 
zu helfen, die mit Necht als Brücke und Mittler zwiſchen dem Reich und 
dem Ausland dienen können, die auch politiſch feinnervige Organe beſitzen, 
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um ihrer Berufung in dem oft fo heiklen Wechſelſpiel der Völker nachkommen 
zu können. Vor allem auf dem Gebiet der techniſchen und wirtſchaftlichen 
Spezialausbildung und des höheren Studiums wird der Volksdeutſche ſtets 
darauf angewieſen ſein, ſich ſein Wiſſen und Können aus dem Reich zu holen. 
Eine Fülle von zum großen Teil noch ungelöſten Problemen harrt hier der 
ſyſtematiſchen. Behandlung: Berufsberatung und Ausleſe, Berufsverteilung 
im Zuſammenhang mit dem Bedarf des Landes und der Volksgruppe und den 
kulturellen und wirtſchaftlichen Plänen und Notwendigkeiten vom Reiche her, 
pädagogiſch richtige Erfaſſung und Leitung der im Reiche ſich Fortbildenden 
— all das ſind die Ausgangsſtellungen der künftigen, richtigen Berufsarbeit 
im Ausland, an dem wohlgemerkt alle drei genannten Faktoren: Mutterland, 
Volksgruppe und ſtaatsführendes Volk im Ausland ein gleiches Intereſſe haben 
müſſen. 


Die Jugend alſo iſt in erſter Reihe Träger der zu ſtellenden Aufgaben, 
denn fie wird, was heute als Planung ſich mählich herauskriſtalliſiert, einmal 
in allen Einzelheiten großzügig zu verwirklichen haben. Sie wird vor allem 
dieſe neue Aufgabenſtellung aller Volksgruppen im Aus- 
land, das Reichsvolk mit ihren Heimatſtaaten zu frudt- 
barer Wechſelwirkung zu bringen, ſich bewußt zu eigen machen. 
Dieſe neue Aufgabenſtellung wird beſtimmt durch die Grundtatſache, daß ſie 
endgültig aus dem ſie durch Jahrzehnte und Jahrhunderte gefangenhaltende 
Zuſtand des Inſeldaſeins herausgehoben worden ſind. Sie werden in 
ſteigendem Maße hineingeſtellt in den Fluß der allgemeinen Entwicklung und 
haben innerhalb dieſer Entwicklung im Rahmen ihres Heimatſtaates und zu- 
gleich ihrem Mutterlande gegenüber ihre Aufgaben zu erfüllen. Das grund- 
ſätzlich Neue muß und wird darin beſtehen, daß die Zweiheit dieſer Aufgaben 
in eine von beiden Teilen — vom ſtaatsführenden Volk und vom Deutſchen 
Reich — übereinſtimmend anerkannte Ein heit übergeleitet wird. Der Zwie⸗ 
ſpalt des Volksgruppenbewußtſeins muß, wenn dieſes wertvollſte Menfchen- 
gut ſich nicht mehr im Verzweiflungskampf der nackten Lebenserhaltung ver- 
zehren, ſondern ſich für den Aufbau einer neuen Weltordnung wirkſam mit 
einſetzen ſoll, endgültig aufgehoben werden. Den deutſchen Volksgruppen muß — 
gewiſſermaßen offiziell von beiden Seiten — zum Bewußtſein gebracht werden, 
daß ſie im Sinne der Befriedung und des fruchtbaren Austauſches der Staaten 
eine Sendung haben, die ihr Vorhandenſein rechtfertigt, die ſie in ihrem Staat 
unzweideutig als Aufbaukräfte legitimiert und ihnen in logiſcher Konſequenz 
zur Entfaltung ihrer Kräfte im Sinne der zu erfüllenden Beſtimmung freien, 
durch das Staatsgeſetz und durch die Praxis der Handhabung des Geſetzes ge⸗ 
ſicherten Spielraum läßt. 


Die Erſcheinung, daß die Volksgruppen aus ihrem bisher vielfach rein 
vegetativ anmutenden Sonderdaſein herauszutreten und ſich zwangsläufig in 
eine allgemeine Funktion des Geſamtvolkstums einzugliedern 
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beginnen oder ſtreben, fällt zuſammen mit der allenthalben zu beobachtenden 
Erhöhung ihres Lebensgefühls. Mangelnder, immer von ſtaat⸗ 
licher Seite her bewußt unterbundener Zuſammenhalt, geringes Selbſtbewußt⸗ 
ſein, infolgedeſſen das Fehlen genügender politiſcher Widerſtandskraft waren 
bis in die jüngſte Zeit Kennzeichen vieler Volksteile im Ausland. Mit der 
Zuſammenfaſſung des binnendeutſchen Volkes in einer weltanſchaulich einheit⸗ 
lichen Volksgemeinſchaft und mit den gewaltigen außenpolitiſchen Auswirkungen 
und Erfolgen dieſer Straffung des Volkskörpers ging Hand in Hand eine un— 
geahnte Durchblutung auch der Außenteile. Das alle Lebensbereiche durch— 
dringende einzigartige Erziehungswerk des Führers am Reichsvolk wirkt ſich 
ganz unwillkürlich auch auf die Siedlungsgruppen im Ausland und mit elemen⸗ 
tarer Wucht auf jeden einzelnen Menſchen mit noch einigermaßen unverfälſch⸗ 
ter deutſcher Erbmaſſe aus. Wenn man von deutſchen Wundern der Gegen— 
wart ſpricht, ſo iſt ſicher das größte und beglückendſte der Amfang und die Tiefe 
der Erneuerung des deutſchen Menſchen im Ausland. Es läßt ſich heute noch 
nicht annähernd abſchätzen, wie viele in ihrem völkiſchen Bekenntnis bis heute 
noch ſchwankende Menſchen wieder einen feſten Weg gefunden haben — oder 
noch finden werden. So viel ſteht feſt, daß ein gewaltiger „Diffimilationg- 
prozeß“ vor ſich geht, d. h. ein Vorgang, der in vielen Tauſenden verſchüttete 
Erbmaſſe wieder zum Quellen bringt. Das iſt eine Entwicklung, mit der die 
volksdeutſche Aufgabe immer mehr zu rechnen hat. 


Eine Beſtandsaufnahme deutſchen Weſens, das nicht nur blutsmäßig aus 
deutſcher Erbmaſſe kommt, ſondern auch im Bekenntnis zum deutſchen Volks⸗ 
tum ſicher iſt, wird in Jahrzehnten, vielleicht in Jahren und Monaten bedeu— 
tungsvolle Ergebniſſe zeitigen. Was uns Balten und Siebenbürger in den 
Jahrhunderten beweiskräftig vorgelebt haben, wird nun allgemeine Forderung 
an alles Deutſchtum im Auslande: Auf altem Grund der Volkszuſammen— 
faſſung haben neue, der Zeit entſprechende Organiſationsformen 
entwickelt zu werden. Sie werden ihrem Weſen nach wie bisher immer 
eigen- und bodenſtändig zu ſein haben, denn ſie können nur 
aus den beſonderen Vorausſetzungen der Landſchaft und des Heimat- 
ſtaates verſtanden werden, aber aus gemeinſamem, neu erſtandenem Lebens- 
gefühl und dem allgemein deutſchen Einheitsbewußtſein heraus muß ihnen 
auch etwas geſetzmäßig Gleiches anhaften. Der Marſchtritt der Be— 
wegung, der neue deutſche Glaube, die Bezogenheit allen deutſchen 
Lebens auf das Muttervolk und vor allem immer und immer wieder der 
Mythos um den Führer des ganzen deutſchen Volkes — das ſind Momente, 
die jede deutſche Volkszuſammenfaſſung auch im Auslande geiſtig tragen und 
ihr unwillkürlich den Stempel der Gemeinſamkeit, den einheitlichen Stil der 
Lebensführung, den ſtolzen Lebenswillen aufprägen werden. Es iſt vornehmſte 
volksdeutſche Aufgabe vom Reiche her, der fich in den einzelnen Staaten eigen- 
ſtändig und nach den beſonderen Staats- und Lebensgeſetzen aufbauenden 
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Volksorganiſation Mahner und Helfer zu der über allem doch ſchwebenden 
geſamtdeutſchen Verpflichtung zu ſein. Der Volksdeutſche muß in dem Bewußt⸗ 
fein wachſen, daß feine vornehmſte Verpflichtung der geſamtdeutſchen Volks⸗ 
gemeinſchaft gegenüber auch in einer ſchöpferiſchen Geſtaltung völkiſcher 
Werte liegt. Er iſt nicht nur der Nehmende, der von der Kultur und Wiſſen— 
ſchaft des Mutterlandes lebt, ſondern er ſchafft aus ſeiner Frontſtellung her— 
aus ſeeliſche, charakterliche, auch geiſtige Werte, die für den Binnenmenſchen 
Erkenntniſſe, Erfahrungs- und Erlebnisinhalte bedeuten, die er im geſicherten 
Raum nie von fich ſelbſt haben wird. Die volksdeutſche Aufgabe des Mit- 
arbeiters im Reich beſteht darin, daß ſpezifiſch volksdeutſches Geiſtes und 
Erlebnisgut dem Reichsdeutſchen zugänglich zu machen, es in eine hier wir— 
kende Kraft umzumünzen. 


Ein Feld überreicher Zukunftsaufgaben eröffnet ſich vom volksdeutſchen 
Blickpunkt aus und in Beachtung der gekennzeichneten Lage in Hinſicht auf die 
fremden Staaten und Völker, unter denen deutſche Menſchen als 
bodenſtändige, heimatberechtigte Nachbarn leben. So wie manche Anſprüche 
kleiner und mittlerer Völker, dem Gang der Zeit entſprechend, wie von ſelbſt 
einer Neviſion unterliegen und fo wie dadurch ein natürlicher Ausgleich und 
ein notwendiges Gleichgewicht der Kräfte hergeſtellt werden wird, ſo wird ſich 
zwangsläufig hier früher, dort vielleicht etwas ſpäter auch die Rolle der deut⸗ 
ſchen Volksgruppen dem Zuſtand anfügen, der nun einmal durch die neue 
Machtſtellung Deutſchlands und durch ſeinen Anſpruch auf lebensfähige, 
intenſive Wechſelbeziehungen gegeben iſt. Die volksdeutſche Arbeit wird dem— 
gemäß in Zukunft das deutſche Leben im Ausland ungleich ſtärker als bisher 
im Rahmen ſeiner naturgegebenen Amwelt beobachten und behandeln müſſen. 
Volksdeutſche Arbeit in dieſem Sinne wird alſo Arbeit für die Volksgruppe 
und Zuſam menarbeit im Einklang auch mit der fremdvölkiſchen Amwelt 
zu gegenſeitiger Förderung und zum Verſtändnis der gegenwärtigen Lebens— 
lage bedeuten. Wenn dies Ziel erkenntnismäßig, überzeugungsmäßig, und 
demgemäß auf allen Seiten aufrichtig erreicht ſein wird, dann ergeben ſich 
ganz neue Methoden der Arbeit, die im einzelnen hier aufzuzeigen noch ver- 
früht wäre, die aber, einmal — zunächſt an einigen Muſterbeiſpielen — durch- 
geführt, vielleicht grundlegend dazu beitragen könnten, die Anſchauungen, aber 
auch die Praxis des Zuſammenlebens und des Wechſelverkehrs zwiſchen Staat 
und Staat, Volk und Volk auf ganz neue, dem Stil der von Adolf Hitler 
heraufgeführten Epoche entſprechende Grundlage zu ſtellen! 

Richard Eſaki 


Die neue Tſchecho-Slowakei 
nach München und Wien 


Mit der Entſcheidung von München war das Schickſal des tfchecho-flowa- 
kiſchen Staates ſowohl in ſeiner äußeren als auch ſeiner inneren, zwanzig Jahre 
hindurch mühſam bewahrten Form beſiegelt. Die Parole: Die Wahrheit fiegt! 
wurde Wirklichkeit; es erwies ſich, daß innerhalb der zwanzig Jahre an Stelle 
einer erhofften „tſchecho-ſlowakiſchen Staatsgeſinnung“ das völkiſche Eigen- 
bewußtſein in den verſchiedenen Nationalitäten des Staates eine unerhörte 
Stärkung erfahren hatte, die ſchließlich bis zur Lostrennung vom Staate führte. 

Faſt zugleich mit der Löſung der ſudetendeutſchen Frage verwirklichte Polen 
ſeine Gebietsanſprüche an die Tſchecho-Slowakei. Am 2. Oktober rückten pol⸗ 
niſche Truppen in das Olſagebiet ein; im Verlauf der nachfolgenden Verhand⸗ 
lungen wurden noch kleinere Gebietsforderungen geklärt und ſchließlich die neue 
Grenze durch ein Abkommen beſtätigt. 

Anfang Oktober ließ die ungariſche Regierung in Prag eine Note über⸗ 
reichen, in der ſie im Sinne der Münchener Verhandlungen den ſofortigen Be⸗ 
ginn ungariſch⸗tſchecho-ſlowakiſcher Grenzverhandlungen forderte. 

Die Verhandlungen, die in Komorn in der erſten Oktoberhälfte zwiſchen 
Ungarn und den tfchecho-flowatifchen Vertretern begannen, endeten ergebnislos. 
Zweifellos waren die ungariſchen Forderungen, die nahezu auf eine Wiederher- 
ſtellung der „hiſtoriſchen“ Grenzen hinausliefen, niemals mit dem Volkstums⸗ 
prinzip in Einklang zu bringen. 

Im gleichen Zeitraum ſetzte die ungariſch-polniſche Agitation nach einer 
gemeinſamen Grenze mit aller Stärke und in aller Offenheit ein. Die Preſſe 
beider Länder verneinte in ſcharfer Tonart die Lebensfähigkeit des öſtlichſten 
Gebietsteiles der Tſchecho-Slowakei: der Karpaten-Akraine. Es hat an DVer- 
ſuchen nicht gefehlt, der Weltöffentlichkeit einzureden, die Bevölkerung der 
Karpaten-Akraine wolle zurück zu Ungarn; es iſt auch ſehr plump verſucht 
worden, den Wunſch einer gemeinſamen polniſch-ungariſchen Grenze mit der 
Behauptung zu verbrämen, Moskau müſſe jeder Zugang nach Mitteleuropa ver— 
ſperrt bleiben und das könne nur dann geſchehen, wenn Polen und Ungarn 
gemeinſam die Grenzwacht hielten. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Agitation, die das Vorhandenſein eines 
ukrainiſchen Volkstums überhaupt zu beſtreiten oder zu vertuſchen ſuchte und 
in der Feſtigung eines ukrainiſchen eigenvölkiſchen Bewußtſeins und ſeiner 
ſtaatlichen Verankerung eine Gefahr ſah, an den in München aufgeſtellten 
Prinzipien vorbeiging. 

Die Vermittlung Deutſchlands und Italiens wurde angerufen; der von den 
Achſenmächten in Wien gefundene Schiedsſpruch fand die Anerkennung der 
beiden Staaten und in den erſten Novembertagen beſetzte Angarn den ſüdlichen 
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Teil der Slowakei — einſchließlich der Städte Munkatſch, Kaſchau, Angwar, 
aber ohne Preßburg und Neutra. 

Es war inzwiſchen nicht mehr möglich, ohne eine offenſichtliche Durch- 
brechung des Volkstumprinzips, weitere Gebiete des tſchecho-ſlowakiſchen 
Staates abzutrennen. Schon Anfang Oktober hatte ſich die Slowakei als auto- 
nomer Staat erklärt, wenige Tage ſpäter folgte die Karpaten -Akraine: durch 
die ſofortige Anerkennung des neuen Rechtszuſtandes ſeitens der Prager 
Zentralregierung wurde offenbar, daß ſich hier die Volksgruppen in der 
Tſchecho-Slowakei ihr Recht ſelbſt geſucht und auch gefunden hatten. 


Wandlungen an der Moldau 


Der verbleibende tſchecho-ſlowakiſche Neſtſtaat hat in erſtaunlich kurzer Zeit 
die Konſequenzen aus der neuen Lage gezogen. Geſamtſtaatlich bedeutete der 
Rücktritt Beneſchs am 5. Oktober das Ende der glorreichen erſten Republik. In 
feiner Abſchiedsrede im Prager Rundfunk bekannte der ſcheidende Staats- 
präſident: „Die Kräfte, gegen die wir kämpften, waren ſtärker. Ich glaube, daß 
es unter dieſen Amſtänden beſſer iſt, daß eine neue notwendige Verſtändigung 
nicht durch die Anweſenheit der ehemaligen Nepräfentanten belaſtet wird. Ich 
bin mir deshalb darüber klar, daß es beſſer iſt, wenn ich gehe.“ 

Der Wandel ſelbſt erfolgte am ſchnellſten in der Außenpolitik. Bei 
der Regierungsumbildung am 4. Oktober kam das Außenminiſterium an den 
bisherigen Geſandten in Nom, Dr. Chvalkovſky. Man ſagte ihm nach, daß er 
nie ein blinder Parteigänger des Beneſchkurſes geweſen iſt und ſich namentlich 
in den letzten kritiſchen Wochen und Monaten ſtark gegen die Linie der Prager 
Burg gewandt hatte. Für ihn galt es nunmehr, ohne viel Zeit zu verlieren, die 
alten Fehler auszumerzen und vor allem Deutſchland gegenüber ein neues 
Verhältnis anzubahnen. Sein Beſuch bei Reichsaußenminiſter von Ribbentrop 
in Berlin — zugleich der erſte Beſuch eines Prager Außenminiſters in Berlin! 
— kündete an, daß ſich an der Moldau gewiſſe Wandlungen bemerkbar machten, 
die knapp vierzehn Tage früher noch undenkbar geweſen wären. Deutſchland 
ſeinerſeits begrüßte den Beſuch Chvalkovſkys und die Deutſche Diplomatiſche 
Korreſpondenz erklärte: „Deutſchland ſteht dem neuen tſchecho-ſlowakiſchen 
Nachbarn, wie er ſich in ſeiner nunmehrigen Staatsſtruktur darſtellt, ohne 
Vorbehalte gegenüber. Die Wege für die Zukunft liegen alſo nach jeder Rich⸗ 
tung hin offen.“ 

Es fehlte daneben auch nicht an tſchechiſchen Stimmen, die realpolitiſch genug 
feſtſtellten, daß innerhalb des verkleinerten Staatsgebietes noch ein Auskommen 
ſei und daß es an ſich nicht ungünſtig ſei, nunmehr endlich die „Hypothek der 
Nationalitäten“ abgeſtoßen zu haben. Es iſt auch zweifellos eine anerkennens⸗ 
werte Tatſache, daß der Staat nicht völlig in ſeine Beſtandteile zerfiel, daß ſich 
nicht Slowaken und Akrainer ſelbſtändig machten. Die Möglichkeit eines ſolchen 
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Zerfalls war durchaus gegeben. Weniger aus Liebe zu Prag als infolge des 
außenpolitiſchen Drucks, dem Slowaken und Akrainer ſeitens Polen und Angarn 
ausgeſetzt waren, blieben fie weiterhin im Verbande des tſchecho-ſlowakiſchen 
Staates. Allerdings nunmehr unter weitaus anderen innenpolitiſchen Ver⸗ 
hältniſſen! 

Als wichtigſte Anderung iſt hier der Abbau des zentraliſtiſchen Syſtems 
zu werten. 

Zunächſt löſten die Slowaken die ſlowakiſche Frage. In Sillein fanden 
vom 4.—6. Oktober Verhandlungen der drei bedeutendſten ſlowakiſchen Par⸗ 
teien Datt, in denen der Beſchluß gefaßt wurde, einen autonomen flowakiſchen 
Staat zu gründen und damit via facti die ſeit 20 Jahren geforderte ſlowakiſche 
Autonomie durchzuſetzen. Am 6. Oktober wurde die ſlowakiſche Landesregie⸗ 
rung unter Tiſo ins Leben gerufen; gleichzeitig trat Tiſo als bevollmächtigter 
Miniſter für die Slowakei in die Prager Zentralregierung ein. Am 8. Oktober 
zog die Regierung in Preßburg ein; ein Manifeſt „gegen den jüdiſchen Mar— 
rismus und für eine Löſung aller ſtrittigen Probleme im Sinne des Miün- 
chener Abkommens“ erging, ferner wurde den Minderheiten weitgehende Selb— 
ſtändigkeit zugeſichert. Die Kommuniſtiſche Partei wurde verboten. 

Genau vier Wochen ſpäter, am 8. November, traten in Preßburg die Ver⸗ 
treter der Slowakiſchen Volkspartei Hlinkas, der Slowakiſchen Nepublikani⸗ 
ſchen Partei der Landwirte und Kleinlandwirte und der übrigen bedeuten⸗ 
deren politiſchen Gruppen zuſammen und vereinigten ſich feierlich in einer 
gemeinſamen Partei unter dem Namen Slowakiſche Volkspartei 
Hlinkas (Partei der Slowakiſchen Nationalen Einigung). 

Dieſe Tatſache beendete den Bruderkampf unter den Slowaken; die Partei 
Hlinkas iſt heute die wirkliche und einzige Nepräfentantin des Willens der 
ſlowakiſchen Nation. 

In ähnlicher Weiſe konſtituierte fih Mitte Oktober die Karpaten-Akraine 
als autonomer Staat. Auch hier löſten ſich die Parteien auf; eine Einheits⸗ 
partei entſtand, die als die Vertreterin des ukrainiſchen Volkswillens anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Nach der Löſung dieſer Probleme durch die Volksgruppen ſelbſt galt es, 
die Neuregelung auch verfaſſungsmäßig zu verankern. Das bedeutete einen 
grundlegenden Verfaſſungs umbau des ganzen Staates, der durch die 
Annahme der Autonomiegeſetze für die Slowakei und die Karpaten-⸗Akraine 
am 19. November eingeleitet wurde. Mit der Geſetzwerdung der Autonomie 
trat die bisherige zentraliſtiſche Verfaſſung außer Kraft; das Verhältnis 
zwiſchen Tschechen und Slowaken wird auf der Grundlage der tatfäch- 
lichen Gleichberechtigung beider Völker neu geregelt. Ausdrücklich wird in 
der Einleitung zu dem Verfaſſungsgeſetz auf die „im Pittsburger Abkommen 
ſowie auch in anderen Verträgen und Kundgebungen im In- und Ausland“ 
gemachte Zuſicherung der vollen Autonomie für die Slowakei Bezug genom⸗ 
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men. Damit legalifierte das neue Verfaſſungsgeſetz den tatſächlichen Rechts 
zuſtand in der Slowakei ſeit den Beſchlüſſen von Sillein. 

Nach der neuen Verfaſſung iſt die Tſchecho-Slowakiſche Republik ein 
Bundesſtaat. Außer auf dem Gebiet der Außenpolitik, der Landesver⸗ 
teidigung und einiger Finanz- und Wirtſchaftsangelegenheiten, die der Zen. 
tralregierung vorbehalten bleiben, übt die Landesregierung und die 
ihr unterſtellten Organe auf dem Landesgebiet die geſamte Regierungs- und 
Vollzugsgewalt aus. Neben der autonomen Regierung Debt der Landtag als 
geſetzgebendes Organ, beſonders aber mit der Vollmacht, die Landesverfaſſung 
zu beſchließen, ausgeſtattet. Schließlich werden die Slowaken und auch die 
Akrainer in der Zentralregierung und in allen internationalen Organen, in 
denen die Republik vertreten iſt, eine angemeſſene Vertretung erhalten. Ein 
entſprechender Einfluß auf die Präſidentenwahl wurde namentlich den Slo— 
waken zugeſichert und es war von höchſtem Intereſſe, daß die Slowaken ihre 
Zuſtimmung zu dem tſchecho⸗ſlowakiſchen Ermächtigungsgeſetz, das ſowohl dem 
Präſidenten der Republik als auch der Regierung weitgehende Vollmachten 
zur Neuordnung des ſtaatlichen Lebens erteilt, erſt dann gaben, als über die 
Perſon des Präſidenten und die Zuſammenſetzung der neuen Zentralregierung 
Klarheit geſchaffen war. Das Geſetz mußte infolgedeſſen bis zur Präfiden- 
tenwahl zurückgeſtellt werden. Am 30. November wurde ſchließlich als neuer 
Präſident der Republik der Präſident des Oberſten Verwaltungsgerichts, 
Dr. Emil Hacha, einmütig gewählt. Sofort nach ſeiner Wahl trat das 
Kabinett Syrovy zurück. Mit der Neubildung der Regierung wurde im Ein- 
verſtändnis mit den Slowaken und den Ukrainern der Abg. Beran betraut. 

Beran hatte ſich bereits vor dem Amſturz als Führer der Agrarpartei 
ſcharf gegen den Kurs Beneſch gewandt. Nach dem Zuſammenbruch trat er 
als einer der erſten hervor, die verſuchten, das politiſche Trümmerfeld aufzu- 
räumen und vor allem das völlig zerſplitterte tſchechiſche Parteienſyſtem zu 
beſeitigen. Dem Auflöſungsbeſchluß der Tſchechiſchen Agrarpartei folgten die 
Volksſozialiſten (fälſchlich immer als „Nationalſozialiſten“ bezeichnet), die 
Tſchechiſche Gewerbepartei, die Nationale Vereinigung, die Tſchechiſche Kleri— 
kale Volkspartei in Böhmen, die Nationale Liga. Aus ihnen entſtand die 
Partei der Nationalen Einheit. In einem Aufruf von Mitte 
November wurden als weſentliche Programmpunkte der Partei genannt: „Die 
neue Partei will die nationalen Kräfte konzentrieren und 
gleichſchalten; ſie übernimmt die Verantwortung für das politiſche 
Leben und für die Führung des neuen Staates. Die Außenpolitik wird dafür 
ſorgen, daß die Republik frei und in Frieden leben und mit allen Nachbarn, 
vor allem mit den nächſten Nachbarn, zuſammenarbeitet.“ Vor— 
ſitzender der neuen Einheitspartei war Beran. Sein Ziel wurde am deut— 
lichſten, als er nach feiner Beauftragung mit der Leitung der Regierung in 
einer Rundfunkrede vom 3. Dezember ſagte: „Wir haben aufgehört, eine Nation 
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der politiſchen Parteien zu fein“ und zugleich — inzwiſchen verwirklichte — 
geſetzliche Maßnahmen gegen eine erneute parteipolitiſche Zerſplitterung an⸗ 
kündigte. 

Neben der Partei der Nationalen Einheit, die zweifellos das Abergewicht 
hat, ſteht als zweite Partei, die im Einverſtändnis mit der Nationalpartei die 
Rolle einer „ſtaatserhaltenden Oppoſition“ übernehmen wird, die Natio- 
nale Arbeiterpartei, eine linksgerichtete Gruppe. Ihr Vorſitzender 
iſt der Abg. Hampl, der in der Gründungsrede beſonders die Ablegung der 
Ideologie des Klaſſenkampfes betonte. 

Es wirft ein aufſchlußreiches Licht auf die neue Regierung Beran, daß 
fie am fünften Todestage Svehlas geſchloſſen an einer Gedenkfeier für den 
verſtorbenen Staatsmann teilnahm. Beran hielt die Gedenkrede, in der er 
das politiſche Glaubensbekenntnis Svehlas auch als Lebensaufgabe des tſche⸗ 
chiſchen Volkes hinſtellte und wörtlich ausführte: „Svehla lehrte, daß ein 
Staat nicht auf der Grundlage fremder Doktrinen aufgebaut und erhalten 
werden kann. Eine nationale Idee, frei von Chauvinismus, iſt eine verläß- 
liche Baſis des Staates. Die nationale Idee hat als einzigen Inhalt: den 
Willen der Nation, ewig zu ſein und in einem freien Staat zu leben. Dieſe 
Idee, die von der Scholle ausgeht, fordert die nationale Einigkeit und Goli- 
darität. Vaterlandsliebe darf ſich nicht in Haß gegen andere Nationalitäten 
äußern ... Hiſtoriſch iſt der Ausſpruch Svehlas: Beachten wir in der 
Außenpolitik die Erfahrungen und die Praxis des Bauern, der mit allen 
Nachbarn in einem guten Verhältnis leben muß, in dem beſten Verhältnis 
jedoch mit dem nächſten. Wenn das Haus brennt, hilft ihm nicht der ent— 
fernte, ſondern der nächſte.“ 

Daß die Regierung Beran die ehrliche Abſicht hat, dieſe Worte nicht 
nur als hiſtoriſch intereſſant, ſondern auch als notwendig für die Wirklich- 
keit hinzunehmen, bewies die Rede Berans vor dem Parlament nach ſei— 
ner Betrauung mit der Miniſterpräſidentſchaft. Sie war nicht nur eine 
übliche Antrittsrede, ſondern ſie war in der Tat ein Bekenntnis zu einem 
grundſätzlichen Wandel im Denken und Handeln der „Dritten Republik“. 
Wohl ſprach Veran noch von gewiſſen „pſychologiſchen Hemmungen“ — 
aber er forderte, es ſei dringend notwendig, ſie zu überwinden und völlig neu 
zu beginnen. 

Deutſcherſeits wurde wiederholt betont, man ſtehe dem neuen Nachbarn 
ohne jede Gefühlsrückſtände gegenüber; es gilt nunmehr, daß die Tfchechen 
ſelbſt den Weg zu einer neuen Politik finden und auch gehen! 


Die Deutſchen im neuen Staat 


Wie hat ſich nun nach der Neuordnung die Lage der in der Tſchecho-Slo— 
wakei verbliebenen deutſchen Volksgruppe entwickelt? 
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Die Lage der zurückbleibenden rund 370 000 Deutſchen ſchien zunächſt hoff⸗ 
nungslos. Zu Hunderten und zu Tauſenden ſind die Deutſchen am 10. Oktober, 
dem letzten Tage der deutſchen Beſetzung, auf den Straßen in Richtung der 
Reichsgrenzen marſchiert — unter dem Mantel die Hakenkreuzfahnen, die in 
mancher Nacht heimlich genäht waren und die die einmarſchierenden deutſchen 
Truppen begrüßen ſollten. Sie haben einen Tag lang vergeblich in Kälte und 
Regen gewartet — und mußten dann doch erkennen, daß ihre engere Heimat 
„draußen“ blieb. Wir verſtehen den Schmerz und die Enttäuſchung, die ſich 
in ihren Herzen im erſten Augenblick breit machte. Wir verſtehen es, wenn 
eine deutſche Frau ſagen konnte: „Die Tränen der in der Tſchecho-Slowakei 
zurückbleibenden Deutſchen müßten die Freudenfeuer der Sudetendeutſchen 
erſticken.“ 


Vergegenwärtigt man fich, daß wohl niemand in der Tſchecho-Slowakei 
in den letzten Septembertagen an eine friedliche Löſung des ſudetendeutſchen 
Problems geglaubt hatte, erinnert man ſich der grauenhaften Nachrichten, die 
in der reichsdeutſchen Preſſe und im Rundfunk über die Anterdrückung der 
deutſchen Volksgruppe gemeldet wurden, ſo war es zu verſtehen, daß im erſten 
Augenblick wohl jeder der in dem Reftftaat verbleibenden Deutſchen die Ub- 
wanderung erwogen hat. Denn als kein Zweifel mehr daran ſein konnte, daß 
eine Beſetzung der Gebiete nicht mehr in Frage ſtand, haben chaudiniſtiſche 
Tſchechen — und vor allem Juden! — in unerhörter Weiſe ihrer Wut und 
ihrem Haß gegen die deutſche Bevölkerung Luft gemacht. Es ſind in den Tagen 
nach dem 10. Oktober ungezählte Deutſche, Arbeiter, Angeſtellte, Beamte und 
Kaufleute aus den Fabriken und Kontoren entlaſſen worden. Entlaſſen viel- 
fach mit der zyniſchen Bemerkung, durch die Lostrennung des ſudetendeutſchen 
Gebietes ſei der Abſatzmarkt des Geſchäftes erheblich verkleinert und man ſehe 
ſich daher zu der Kündigung veranlaßt. Schuld daran ſeien alſo eigentlich 
die Deutſchen felbft! Es find in den Städten Handzettel weitergegeben wor- 
den, durch die aufgefordert wurde, die deutſchen Geſchäfte zu boykottieren und 
nur beim Tſchechen zu kaufen. Es iſt ſogar in Einzelfällen ſoweit gekommen, 
daß tſchechiſche Kaufleute die Abgabe von Nahrungsmitteln an Deutſche ab— 
lehnten, daß den deutſchen Bauern im Wiſchauer Gebiet die Einlagerung ihres 
Getreides — geſchweige denn fein Verkauf! — in den ſtaatlichen Lagerhäuſern 
verwehrt wurde. Deutſche Bauern, Arzte, Rechtsanwälte wurden von geflüch- 
teten deutſchen Marxiſten und Juden aus dem Sudetengebiet überfallen und 
eindringlich aufgefordert, ihr Land, ihre Praxis, ihr Haus zu verkaufen, denn 
für ſie als Deutſche ſei doch hier kein Platz mehr. Die Tatſache weiterhin, 
daß mancher führende Deutſche aus dem Inneren der Tſchecho-Slowakei hoffte, 
bei dem Neuaufbau im Sudetenland eine beſſere Stellung zu finden, hat viel 
mit dazu beigetragen, daß in breiten Kreiſen des Deutſchtums nahezu eine 
Abwanderungspſychoſe einſetzte. 
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Es ift das große Verdienſt des Abg. Ernft Kundt geweſen, daß er, kaum 
aus der Haft entlaſſen, in die Breſche ſprang und der verbleibenden deutſchen 
Volksgruppe, die führerlos und hoffnungslos ſchien, wieder Mut und Hoff- 
nung gab! Oenn nichts war in der erften Zeit nach dem Abſchluß der Beſetzung 
ſchwerer, als dem Deutſchen zu ſagen, daß er nicht verlaſſen, vergeſſen und ver- 
raten fei, ſondern daß er gerade nach der Löſung des fude- 
tendeutſchen Problems in umſo ſtärkerem Maße be- 
rufen ſei, in Böhmen oder Mähren die Stellung zu 
halten, die ſeit Jahrtauſenden Deutſche in dieſem 
Raum inne hatten. Mag es auch anfänglich ſchwer und hart ge— 
weſen ſein: Abg. Kundt darf heute als Volksgruppenführer feſtſtellen, daß 
es gelungen iſt, die Abwanderungspſychoſe zu bannen und daß heute wohl 
kaum ein Deutſcher mehr feinen Platz — ſei es in Prag oder Brünn, in Bud⸗ 
weis oder Pilſen, Olmütz oder Mähriſch-Oſtrau, Iglau oder im Wiſchauer 
Gebiet, in der Slowakei oder in der Karpaten-Akraine verlaſſen wird. Es iſt 
ein Zeichen der neuen Haltung, wenn in einer Kundgebung unter der begei— 
ſterten Anteilnahme aller Volksgenoſſen erklärt werden konnte: „Es gilt 
jetzt, hier den Boden zu erhalten und die Brücken zu dem 
anderen Volk zu ſchlagen. Das Verhältnis zum tſchechiſchen Volk 
ſoll ein freundſchaftliches werden, doch von unſerem Recht werden wir nicht 
mehr den kleinſten Teil abgeben!“ 


Deutſche Nationalſozialiſten 


Als erſter Schritt einer Neuordnung der deutſchen Volksgruppe erfolgte 
die Selbſtauflöſung des parlamentariſchen Klubs der SdP. und die Grün— 
dung des „Klubs der deutſchen nationalſozialiſtiſchen 
Abgeordneten und Senatoren“. Zum erſten Male ſeit dem Ver— 
bot der NSDAP. im Herbſt 1933 konnte, genau fünf Jahre ſpäter, ſich im 
Prager Parlament wieder eine nationalſozialiſtiſche Gruppe bilden. Sie ſtellte 
feſt, daß ihre Hauptaufgabe in der Obſorge für das Deutſchtum im neuen 
tſchecho-ſlowakiſchen Staat liegt, daß fie aber auch die Herſtellung 
neuer Beziehungen zwiſchen dem deutſchen Volk einer- 
ſeits und der Tſchecho-Slowakei andererſeits als ihre 
Aufgabe betrachte. Nur wenige Tage ſpäter, am 9. November, er- 
ſchien eine Mitteilung des Klubs über die Durchführung einer Anterſtützungs⸗ 
aktion des Reiches für die in Not geratene deutſche Bevölkerung, die unter dem 
Titel „Deutſche Neichshilfe“ lief. Auch hier war Abg. Kundt völlig neue Wege 
gegangen: es kam ihm bei der Löſung des deutſch⸗tſchecho-ſlowakiſchen Verhält- 
niſſes darauf an, ſeitens der Prager Zentralregierung die grundſätzliche Zu⸗ 
ſtimmung dazu zu erhalten, daß das verbleibende Volksdeutſchtum ungehin⸗ 
dert die Zuſammenarbeit mit dem geſamten deutſchen Volk aufnehmen könne. 
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Die Volkstumsarbeit ſollte ſich nicht vor ftaatlicher Unterdrückung und Verfol⸗ 
gung fürchten müſſen; es gehört zur ſelbſtverſtändlichen Folgerung, daß man bei 
der grundſätzlichen Anerkennung des Volkstumsgedankens der Volksgruppe 
ſelbſt in ihrer praktiſchen Arbeit nicht die Aufnahme der Beziehungen zum 
deutſchen Volk verwehren darf. 

Die rechtliche Verankerung der inzwiſchen eingeleiteten Maß⸗ 
nahmen bedeutete die im Anſchluß an das deutſch⸗tſchecho-ſlowakiſche Ab— 
kommen über die Option wenige Tage ſpäter erfolgte Vereinbarung über den 
Schutz der Volksgruppen in beiden Staaten vom 26. November 1938. 

In ihr wird einleitend feſtgehalten, daß die Abmachungen zum Ziel haben, 
die Lage der beiderſeitigen Volksgruppen, beſonders in den ſudetendeutſchen 
Gebieten und in der Tſchecho-Slowakei, im Geiſte einer verſtändnisvollen Zu- 
ſammenarbeit zu regeln. 

Sachlich beſtimmt die Erklärung folgendes: 

1. Die beiden Regierungen find gewillt, über die Fragen, die die Erhaltung, 
freie Entwicklung und Betätigung des Volkstums der obengenannten 
Volksgruppen betreffen, ſich fortlaufend zu verſtändigen. 

2. Es wird ein ſtändiger deutſch-tſchecho-ſlowakiſcher Regierungsausſchuß 
gebildet, der grundſätzliche und Einzelfragen aller Art, die ſich auf das 
Volkstum der obengenannten Volksgruppen und ihrer Angehörigen be- 
ziehen, im Verhandlungswege zu regeln berufen iſt. 

Die weiteren Punkte dieſes Abkommens beſtimmen, daß der Ausſchuß ſich 
aus je der gleichen Zahl deutſcher und tſchecho-ſlowakiſcher Vertreter zufammen- 
ſetzt, die erforderlichenfalls Vertreter der Volksgruppe und Sachverſtändige 
hinzuziehen können. Falls in dem Negierungsausſchuß keine Einigung erzielt 
werden kann, bleiben unmittelbare Verhandlungen zwiſchen beiden Regierungen 
vorbehalten. 

Die neue deutſch⸗tſchecho-ſlowakiſche Vereinbarung bedeutet einen tatſäch⸗ 
lichen und wirkſamen Schutz der beiderſeitigen Volksgruppen. An Stelle eines 
internationalen Schiedsgerichts, das die Lebensbelange einer Volksgruppe 
höchſtens formaljuriſtiſch beurteilen kann, ſteht ein gegenſeitiger Regierungs⸗ 
ausſchuß, der alle auftauchenden Fragen ſchnell und tatkräftig löſen kann. Der 
nationalſozialiſtiſche Grundſatz der Achtung vor dem fremden Volkstum hat 
hier ſeine reſtloſe Durchſetzung gefunden. 

Nach dieſer grundſätzlichen Regelung wurde in Prag die Hauptſtelle 
des Deutſchen Arbeitsamtes in der Tſchecho-Slowaki— 
ſchen Republik ſowie die „Deutſche Reichshilfe“ eingerichtet, 
denen dann, nach einer Nundreife des Abg. Kundt, entſprechende Gebietsſtellen 
in Brünn, Olmütz, Iglau, Budweis, Pilſen, Mähriſch-Oſtrau folgten. Das 
Arbeitsamt gliedert ſich in eine Allgemeine Abteilung, Abteilungen für Wirt⸗ 
ſchaft, Fürſorgepolitik, Kulturpolitik und Verbandsweſen, Preſſe und Propa⸗ 
ganda. 
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Noch vor Weihnachten konnte in der Preſſe mitgeteilt werden, daß bisher 
faſt zwei Millionen Kronen Reichshilfeunterſtützungen ausgezahlt waren. Neben 
dieſer finanziellen Hilfe konnte auch aus der eigenen Wirtſchaftskraft der Volks⸗ 
gruppe für beſonders arme Volksgenoſſen durch Speiſungen, Kleiderbeſchaffung 
und Wohnungsvermittlung geſorgt werden. Erſtmals ſtand ſomit das Weih— 
nachtsfeſt 1938 der Deutſchen in der Tſchecho-Slowakei nicht unter dem Druck 
fremder Polizeiorgane, ſondern die Deutfchen konnten das Feſt der Freude fo 
begehen, wie es deutſcher Art entſpricht. Schon Wochen vorher war das Verbot 
des Buches „Mein Kampf“ ſowie das Verbreitungsverbot einer Reihe reichg- 
deutſcher Zeitungen ſeitens der Behörden aufgehoben. Die deutſchen Buchhand— 
lungen waren kaum in der Lage, der Nachfrage nach dem Buch des Führers 
Folge zu leiſten und nahmen ſchon in den erſten Tagen nach der Aufhebung des 
Verbots zahlreiche Vorbeſtellungen entgegen. 

Deutſche Theatervorſtellungen konnten wieder aufgenommen werden und 
beſonders das Deutſche Theater in Brünn unter der rührigen Leitung von 
Dr. Modes hat durch die Beſpielung der deutſchen Bühnen einen entfchei- 
denden Beitrag zur kulturellen Erhaltung des Deutſchtums geleiſtet. 

Von beſonderer Bedeutung iſt ſchließlich auch die Tatfache, daß die deutſch— 
ſprachige Preſſe, ſoweit ſie antinationalſozialiſtiſch war, eingeſtellt wurde. 
Ihr Erſcheinen ſtellten ein: Der „Sozialdemokrat“, die „Note Fahne“, das 
„Prager Abendblatt“, der „Prager Mittag“, die „Prager Preſſe“, die 
„Deutſche Zeitung Bohemia“, ferner die in Brünn erſcheinende „Neue 
Morgenpoſt“ und der „Volksfreund“ — beides Blätter der deutſchen Sozial— 
demokraten. 


Damit iſt die Zahl der in deutſcher Sprache in der Tſchecho-Slowakei er— 
ſcheinenden Blätter beträchtlich zurückgegangen — allerdings nicht zum Nachteil 
der deutſchen Sprache! 


Heute find als bewußt volksdeutſche Zeitungen anzufehen: Der „Tages- 
bote“ in Brünn — jetzt das amtliche Blatt der Volksgruppenführung — dann 
der in Iglau erfcheinende „Mähriſche Grenzbote“, der in Preßburg 
als deutſches Tagblatt in den Karpatenländern erſcheinende „Grenzbote“, 
die „Deutſchen Stimmen“ als das amtliche Blatt der Volksgruppen 
führung in der Slowakei. Bedeutungslos geworden iſt die in Kesmark er- 
ſcheinende „Karpatenpoſt“ — namentlich, ſolange ſie ſich nicht der Geſamtheit 
der Volksgruppe einordnet. Als deutſchſprachiges Blatt iſt noch der Ab— 
leger des „Prager Abendblatts“ in Mähr. Oſtrau, die jüdiſche „Morgenzei- 
tung“ zu nennen. Die Prager Regierung ſoll die Herausgabe eines neuen 
deutſch geſchriebenen Negierungsblatts „Prager Beobachter“ planen. Auch 
für die Volksgruppe in der Karpaten-Akraine ſoll eine eigene deutſche Zeitung 


geſchaffen werden. Sie wäre damit die erſte volksdeutſche Zeitung in dieſem 
Gebiet! 


Deutſchtum im 
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Nicht zuletzt hat aber die Tatſache, daß die Deutſche Aniverſität in Prag 
und die beiden deutſchen Techniſchen Hochſchulen in Prag und Brünn nicht 
verlegt werden, ſondern in der Tſchecho-Slowakei bleiben, größte Beruhigung 
innerhalb der deutſchen Volksgruppe erzielt. Im Zuſammenhang mit all dieſen 
Dingen iſt eine Stabiliſierung der Verhältniſſe eingetreten, wie ſie beſſer kaum 
zu erwarten war. Kein Deutſcher denkt heute mehr daran, zu 
optieren und die alte Heimat zu verlaſſen, denn jeder 
weiß heute, daß „Optieren heißt, vor der geſtellten Auf 
gabe davonlaufen!“ 


Offenes Bekenntnis zu Adolf Hitler 


Der neue Präſident Hacha verſicherte Abg. Kundt bei deſſen Antrittsbeſuch, 
er ſehe klar die Notwendigkeit, das beſte Verhältnis zwiſchen den beiden Völ— 
kern und zwiſchen Deutſchland und der Tſchecho-Slowakei herzuſtellen. And in 
feiner erſten Erklärung nach der Parlamentsrede des Minifterpräfidenten 
Beran konnte Abg. Kundt als Sprecher des Klubs der nationalſozialiſtiſchen 
Abgeordneten und Senatoren ſagen, daß die deutſchen Volksvertreter mit 
„nüchternem Realismus von nun an wieder Zug um Zug beurteilen wollten, 
ob der in der Negierungserklärung zum Ausdruck gebrachte gute Wille, einen 
neuen Geiſt in der Innen- und Außenpolitik walten zu laſſen und insbeſon— 
dere ein neues Verhältnis zum Deutſchen Reich und zum deutſchen Volk zu 
finden, auch in die Tat umgeſetzt werde. Dieſe Tat wird ſich dabei vor allem 
auch darin zu offenbaren haben, daß von nun an auch ein neues 
Verhältnis und eine dementſprechende Rechtsordnung 
und Rechtspraxis gegenüber dem in der Tſchecho-Slo— 
wakei verbliebenen Deutſchtum in allerkürzeſter Friſt 
Wirklichkeit wird. Wir verkennen nicht die Schwierigkeiten, die da— 
bei die neue Regierung vor ſich hat. Wir ſind bereit, bei Aberwindung dieſer 
Schwierigkeiten als Staatszugehörige wie als Glied des deutſchen Volkes nach 
beſten Kräften und mit beſtem Willen mitzuhelfen. Das ſetzt jedoch 
voraus, daß nunmehr von den Staatsorganen wie vor 
allem auch vom tſchechiſchen Volke die Tatſache oner: 
kannt wird, daß ſelbſtverſtändlich auch die hier verblie— 
benen Deutſchen Glieder und Träger der deutſchen 
nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft unter der 
Führung Adolf Hitlers find..." 

Als Beſtätigung dieſer parlamentariſchen Erklärung vom 15. Dezember 
erſchien im „Prager Zeitungsdienſt“, dem Informationsdienſt des Deutſchen 
Arbeitsamtes, ein Artikel, in dem nochmals die Zugehörigkeit der Deutſchen 
in der Tſchecho-Slowakei zum deutſchen Volk und ihr Bekenntnis zum Adolf 
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Hitler als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt und angekündigt 
wurde, daß in abſehbarer Zeit eine deutſche Organiſation 
geſchaffen werden, die bereits im Namen als national- 
ſozialiſtiſche Organiſation gekennzeichnet wird und zu 
der das Tragen der nationalſozialiſtiſchen Abzeichen 
und Fahnen gehört. Sie wird die politiſche Vertretung der Volks⸗ 
gruppe ſein, ſie leitet ihr Leben und beſtimmt ihre Politik. Sie wird genau ſo 
gegliedert fein, wie die Bewegung im Deutſchen Reich. Auch in den Wirt- 
ſchaftsorganiſationen wird die neue Form und der neue Geiſt zum Durchbruch 
kommen — ebenſo im Kulturleben, das von den Deutſchen weitgehend ſelbſt 
verwaltet wird — felbftverftändlich unter Ausſchaltung der Juden! 


Die Freiheit des Bekenntniſſes der Deutſchen zum 
Nationalſozialismus muß auch im böhmiſch-mähriſchen 
Landesteil der Tſchecho-Slowakei eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit werden. 


Mit dieſer Erklärung wird eine neue Entwicklung angedeutet, die nunmehr 
im Jahre 1939 ſich voll entfalten und ausbreiten kann. Die deutſche Volks 
gruppe bleibt erhalten; ſie bekennt ſich offen und frei zur 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung und zum Führer 
Großdeutſchlands, Adolf Hitler! Sie ſteht auch als wichtigſtes 
Bindeglied in engem Zuſammenhang mit dem ſich anbahnenden neuen außen— 
politiſchen Verhältnis zwiſchen Berlin und Prag. 


Aus dieſem Grunde, weil dieſe neue Tatſachen auf völlig neuer Grund 
lage erwachſen mußten, wurde an dieſer Stelle die Entwicklung in der 
Tſchecho-Slowakei eingehend betrachtet, handelt es ſich hier doch um die gei— 
ſtige und tatſächliche Aberwindung einer zwanzigjährigen Vergangenheit, die 
unter dem Leitwort „Deutſche gegen Tſchechen“ ſtand. Nach einer gewiſſen 
Zeit, wenn die Wunden verheilt find, kann ſich ein neues ehrliches Verhält— 
nis zwiſchen Deutſchen und Tſchechen ſowohl im völkiſchen wie im ſtaatlichen 
Lebensbereich anbahnen. Namentlich auf wirtſchaftlichem Gebiet iſt eine Reihe 
von Arbeitsvorhaben in Planung begriffen, die das neue Denken eines Mit⸗ 
einander ſtärkſtens unterbauen. Erinnert ſei nur an den Bau des Oder- 
Donau-Ranals, an die Errichtung großer Autoſtraßen im Zuſam⸗ 
menhang mit dem Netz der Reichsautobahnen, an die Einſtellung tſchechiſcher 
Arbeitsloſer bei den großen Arbeitsvorhaben des Reiches. Der Weg für 
eine gemeinſame deutſch-tſchecho⸗ſlowakiſche Zufam- 
menarbeit iſt frei; es liegt nunmehr an den Tſchechen, 
die neue Zeit zu verſtehen. Es ſind genug Anzeichen vorhanden, 
die dem Ausdruck geben. Es gilt, auch durch die Tat zu beweiſen, 
daß man es ernft meint mit den Verſprechungen! 
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Günſtiger Start in den Karpatenländern 


Günſtiger als in den hiſtoriſchen Ländern Böhmen und Mähren begann die 
Deutſchtumsarbeit in den Karpatenländern. Schon früher hatte hier die 
deutſche Bewegung, vertreten durch die Karpatendeutſche Partei, enge Füh⸗ 
lung mit den vom Prager Zentralismus bedrohten Slowaken gehalten. Als 
nunmehr am 6. Oktober die Slowaken ihren autonomen Staat ausriefen, ord- 
nete fich die deutſche Volksgruppe dieſem neuen Staat ſofort ein. Im Prep- 
burger Rundfunk erging ein Aufruf an die deutſche Bevölkerung, in dem 
es hieß: 

Wir Karpatendeutſche haben ſeit Jahr und Tag den gerechten 
Kampf der ſlowakiſchen Volksgruppe mit Achtung und Verſtändnis ver- 
folgt und beglückwünſchen das ſlowakiſche Volk zu feinem großen Sieg. 
Wir ſind feſt davon überzeugt, daß die ſlowakiſche 
Regierung als Trägerin des ſlowakiſchen Volkswil— 
lens dem geſamten Karpatendeutſchtum die Rechte 
unverzüglich zugeſteht, welche ſich aus dem Grund— 
ſatz der Selbſtbeſtimmung und Selbſtverwaltung er: 
geben, hat doch das ſlowakiſche Volk ſeinen heutigen 
Sieg nur dem unermüdlichen und unnachgiebigen Kampf 
um dieſe Grundſätze zu verdanken. Daß die flowakiſche Negie- 
rung unferer Anterſtützung in ihrem Beſtreben, alle Rechte der hier lebenden 
Volksgruppen zu wahren, ſicher ſein kann, bedarf keiner beſonderen Betonung. 

Die deutſche Volksgruppe konnte ungehindert an ihren Aufbau gehen. 
Schon wenige Tage nach dem Einzug in Preßburg beſchloß der ſlowakiſche 
Miniſterrat die Errichtung eines Staatsſekretariates für die deutſchen Belange 
in der Slowakei. Mit der Leitung wurde der Führer der neugegründeten Deut- 
ſchen Partei — der Nachfolgerin der früheren Karpatendeutſchen Partei — 
Ing. Franz Karmaſin betraut. Staatsſekretär Karmaſin legte ſofort der 
ſlowakiſchen Regierung eine Reihe von Vorſchlägen für die Regelung der 
Kultur- und Schulautonomie der Deutſchen in der Slowakei vor, deren Erfül— 
lung weitgehendſt zugeſagt wurde. 

Auf Antrag Karmaſins wurden für das Gebiet der Slowakei von der neuen 
ſlowakiſchen Regierung Adolf Hitlers „Mein Kampf“ und die verbotenen 
reichsdeutſchen Zeitungen freigegeben. 

In einem Aufruf an die deutſche Volksgruppe vom 16. Oktober 1938 konnte 
Ing. Karmaſin das geſamte Karpatendeutſchtum zur Mitarbeit aufrufen. Er 
konnte in dieſem Aufruf bereits ein feierliches Bekenntnis zum Gefamtdeutfch- 
tum und zu Adolf Hitler ablegen, wenn er u. a. ſagte: 

„Anſere Aufgabe iſt es nicht nur, auszuhalten, Boden, Sprache und Kultur 
zu verteidigen, ſondern den anderen Volksgruppen, mit denen wir weiter zu 
leben haben, zu beweiſen, was deutſche Art iſt, was deutſcher 
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Nationalſozialismus iſt. Damit hat des Führers Wille dem 
Deutſchtum in den Karpatenländern, vor allem aber dem Preßburger Deutſch⸗ 
tum, eine Aufgabe geſtellt, deren Größe unſeren Schmerz darüber, daß wir 
nicht zum Deutſchen Reich gehören können, lindern muß. 

Anſere Bewegung in den Karpatenländern iſt durch ihre beiſpielloſe Ord⸗ 
nung und Difziplin groß geworden. Dieſe Diſziplin, die durch unſeren uner⸗ 
ſchütterlichen Glauben an den Führer aller Deutſchen, Adolf Hitler, begrün- 
det iſt, wollen wir auch jetzt bewähren, da er von uns eines der ſchwerſten Opfer 
verlangt, das einer Volksgruppe auferlegt werden kann. 

Wir erklären feierlich, daß wir Adolf Hitler Gefolgſchaft leiſten! Alle 
Verſuche des In⸗ und Auslands, das Deutſchtum zu politiſchen Aktionen zu 
mißbrauchen, werden an dieſer unſerer unerſchütterlichen Haltung abprallen. 

Die neue ſlowakiſche Regierung hat uns Zuſagen gegeben, die eine freie Ent- 
wicklungsmöglichkeit unſerer Volksgruppe gewährleiſten: Bekenntnis 
zum Nationalſozialismus, freie politiſche Tätigkeit, 
weitgehende Selbſtverwaltung, Schutz des Arbeits- 
platzes, freier kultureller Austauſch mit Großdeutſch— 
Tee 

Wir müſſen uns der Größe unferer Aufgabe bewußt werden, und müſſen 
beweiſen, daß wir ihr gewachſen ſind. Bedenket, daß das Schild des 
Deutſchen Reiches ſchützend vor jedem Deutſchen ſteht. 
Kein Deutſcher wird vergeſſen werden. Das deutſche 
Volk endet nicht an den Grenzen Großdeutſchlands.“ 

Der Aufbau der Deutſchen Partei ging mit größter Beſchleunigung vor 
ſich. In zahlreichen Großkundgebungen unter den Hakenkreuzfahnen bekannte 
ſich das Karpatendeutſchtum von Preßburg bis in die entfernteſten Winkel 
des Landes zum Nationalſozialismus. In ihrem organiſatoriſchen Aufbau ging 
die Deutſche Partei von dem Vorbild im Reich aus. Neben der Parteiorganiſa— 
tion wurde als mannſchaftliche Gliederung der „Freiwillige Schutzdienſt“ (FS) 
geſchaffen, der gemeinſam mit den Angehörigen der Hlinkagarde auch die 
Sicherung des Landes gegen Einfälle feindlicher Banden übernahm. — Weſent⸗ 
lich war aber auch im Karpatendeutſchtum die von der Parteileitung ſo— 
fort aufgenommene ſoziale und wirtſchaftliche Anterſtützungs⸗ 
arbeit. Maſſenſpeiſungen, Kleiderſammlungen, vor allem aber die Entſen— 
dung zahlloſer arbeitsloſer Deutſcher an Arbeitsſtellen im Reich bedeuteten die 
größte Hilfe. 

Neben der inneren Entwicklung der Volksgruppe ſelbſt beftand von An— 
beginn an eine enge Zuſammenarbeit mit den amtlichen Stellen des auto- 
nomen ſlowakiſchen Staates. Beiſpielhaft war es hier, daß die Führung der 
deutſchen Volksgruppe ſich als Mittler zwiſchen Reich und Slowakei einſchal⸗ 
tete und den Slowaken die Wege zu den Verhandlungen — vor allem wirt⸗ 
ſchaftlicher Natur — mit dem Reich ebnen konnte. 
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Die Zuſammenſchlußbewegung innerhalb der Volksgruppe ſelbſt war ein 
voller Erfolg. Zahlreiche Volksgenoſſen meldeten ſich bei der Deutſchen Par- 
tei. Die in Preßburg vegetierende Chriſtlich-Soziale Landespar- 
tei löſte ſich in weiſer Selbſterkenntnis auf; die Zipſer Deutſche Par⸗ 
tei beharrt zwar noch auf ihrer Selbſtändigkeit — allein ſie ſetzt ſich wohl nur 
noch aus dem Vorſtand zuſammen und iſt politiſch bedeutungslos geworden! 

Die ſo erneuerte deutſche Volksgruppe fand auch volle Anterſtützung bei 
der Staatsführung. Wiederholt hat Minifterpräfident Tiſo in Zeitungsgefprä- 
chen und auch der Volksgruppenführung gegenüber die freie Entwicklung des 
Karpatendeutſchtums zugeſichert. 


„Es iſt unſer Wunſch und Wille“, ſo erklärte er, „der befreundeten 
deutſchen Volksgruppe in der Slowakei eine ſolche Stellung zu ſichern, 
wie ſie nach moderner Anſchauung erwartet werden kann. Die abſolute 
Freiheit des völkiſchen Bekenntniſſes, der Beſtand 
einer eigenen, nach nationalſozialiſtiſchen Führungs- 
grundſätzen aufgebauten Volksorganiſation, der Ge- 
brauch aller derjenigen Zeichen und Symbole, die ihre 
Zugehörigkeit zum deutſchen Volk und feiner national- 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung verſinnbildlichen, iſt 
und bleibt allen deutſchen Bürgern unſeres Staates 
geſichert.“ 

Weiterhin wurde zugeſagt, daß in den vorwiegend von Deutſchen bewohn— 
ten Siedlungsgebieten auch deutſche Beamte und Angeſtellte Verwendung fin- 
den ſollten. Hand in Hand damit ſoll die Regelung der Sprachenfrage gehen. 


Erſtmals konnte die deutſche Volksgruppe ihre innere und äußere Geſchloſ— 
ſenheit unter Beweis ſtellen bei der Wahl zum flowafifchen Landtag am 
18. Dezember 1938. Gewaltige Großkundgebungen fanden in den deutſchen 
Dörfern ſtatt. Neben Staatsſekretär Karmaſin ſprachen auch die ſlowakiſchen 
Miniſter zu den deutſchen Volksgenoſſen und beſtätigten hier die Zuſagen, die 
ſie der Führung der deutſchen Volksgruppe gemacht hatten. — Nach der par— 
teipolitiſchen Einigung der Slowaken gab es nur mehr eine Liſte, die von 
Miniſterpräſident Tiſo geführt wurde und für die ſich auch die Deutſche Partei 
einſetzte. 98 % der Stimmberechtigten erklärten ſich für die Hlinkaliſte; unter 
den gewählten Abgeordneten befand ſich Staatsſekretär Karmaſin und 
Pfarrer Steinhübel als Vertreter der Deutſchen Volksgruppe. In 
einem wenige Tage vor der Wahl erlaſſenen Aufruf der Deutfchen Partei 
war klar und deutlich herausgeſtellt worden, daß die Bereitſchaft der deutſchen 
Volksgruppe, gemeinſam mit den Slowaken auf einer Liſte zu kandidieren, 
als ein „Vertrauensvorſchuß, der nach der Wahl durch die fompro- 
mißloſe geſetzliche Verankerung unſerer Volksgruppenrechte eingelöſt werden 
muß“, anzuſehen war. 
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Deutſche Kulturautonomie 


Die Wahlergebniſſe in den deutſchen Gemeinden zeigten die Geſchloſſenheit 
der deutſchen Volksgruppe. In faſt allen deutſchen Orten wurde ein faſt hun⸗ 
dertprozentiges Wahlergebnis erreicht. So war es nur eine weitere Gelbftver- 
ſtändlichkeit, daß am Tage nach der Wahl, am Montag den 19. Dezember 1938, 
die Deutſchen in der Slowakei die Kulturautonomie erhielten! Die 
von der Deutſchen Partei vorgelegten Anträge fanden die Billigung des Schul— 
miniſters und wurden ſofort in die Tat umgeſetzt. Sie ſehen vor: 

1. Errichtung einer ſelbſtändigen deutſchen Abteilung 

beim Shulminifterium mit einem deutſchen Abtei⸗ 
lungsleiter. 


2. Ernennung von deutſchen Schulinſpektoren. 

3. Sofortige Verſelbſtändigung aller beſtehenden deutſchen Parallelklaſſen 
an andersſprachigen Schulen. 

4. Sofortige Errichtung von ſelbſtändigen Bürgerſchulen in Deutfch-Pro- 
ben, Krickerhäu und Kremnitz. 


5. Erhöhung aller hochorganiſierten Volksſchulklaſſen zu Bürgerſchulen. 


Die deutſche Abteilung des Schulminiſteriums hat aber nicht nur die deut 
ſchen Schulangelegenheiten zu betreuen. Alle kulturellen Belange 
der deutſchen Volksgruppe müſſen an die deutſche Ab- 
teilung abgegeben werden, fo daß auch Hilfsarbeiten, die notiwen- 
dig find, wie z. B. die techniſche Beratung bei Schulbauten, von dem Nefe- 
renten des Schulminiſteriums aktenmäßig durchgeführt, durch den Leiter der 
Deutſchen Abteilung aber genehmigt werden müſſen. 


Dieſe erfreuliche Entwicklung wird aber ſchon von 
Ereigniſſe überſchattet, die alles andere als die grad— 
linige Fortſetzung der von den Slowaken begonnenen 
Arbeit bedeuten. Die plötzliche Anſetzung einer Volkszählung, die Ein- 
gliederung der deutſchen Arbeiter in die ſlowakiſchen Gewerkſchaften, das ſind 
Ereigniſſe, die die deutſche Volksgruppe nicht unwiderſprochen laſſen konnte. 
In energiſchen Proteſten an die Landesregierung mußte die deutſche Volks⸗ 
gruppe jede Verbindlichkeit der Maßnahmen für ſich ablehnen. 

Es iſt zu hoffen, daß die ſlowakiſche Regierung nicht 
von ihrem alten Weg abweicht. And es kann nochmals 
wiederholt werden: Vor der deutſchen Volksgruppe 
in der Slowakei ſteht der Schild des ganzen deutſchen 
Volkes. 


Faſt gleichlaufend mit der Entwicklung der deutſchen Frage in der Slowakei 
verlief die Entwicklung in der autonomen Karpaten -Akraine. 

Wohl iſt die deutſche Volksgruppe zahlenmäßig erheblich kleiner — aber 
die Zahl ſpielt bei der grundſätzlichen Anerkennung des Volkstums keine Nolle. 
Die neue Regierung ernannte ebenfalls Ing. Karmaſin zum Staatsſekretär für 
die deutſchen Belange in der Karpaten-Akraine. Als feinen ſtändigen Ver⸗ 
treter ernannte fie Ing. Oldofredi zum Anterſtaatsſekretär. So ſteht die 
neue Regierung in Chuſt, der Landeshauptſtadt, der deutſchen Volksgruppe ver⸗ 
ſtändnisvoll gegenüber. Sie legt Wert auf ihre Mitarbeit im neuen autonomen 
Staat. Für die deutſche Volksgruppe wurde ein Volksrat gebildet; auch eine 
Ordnertruppe wurde aufgeſtellt. Ferner wurde ein eigenes deutſches S ch ul - 
inſpektorat geſchaffen, das die deutſche Schulfrage beſchleunigt zu löſen 
haben wird. 

Oskar Hartung 


Polen und feine deutiche Volksgruppe 
an der Jahreswende 


Das Jahr der Heimkehr 1938 hat einem großen Teile des deutſchen Volkes 
die Eingliederung in das Großdeutſche Neich gebracht. Von dieſem Geſcheh— 
nis iſt die deutſche Volksgruppe in Polen unmittelbar berührt worden: Nund 
40 000 Deutſche im Teſchener Schleſien ſind im Verfolg der vom Führer auf— 
geſtellten Richtlinien in dieſem überwiegend von Polen bewohnten Gebiet 
unter die polniſche Staatshoheit gekommen. Ferner ſtellt nach der Heimkehr 
der Sudetendeutſchen das Deutſchtum in Polen mit rund 1300 000 Köpfen 
die größte deutſche Volksgruppe in Europa dar. Während aber in anderen 
Staaten letzten Endes im Zuſammenhang mit den erwähnten Ereigniſſen und 
der Entſtehung Großdeutſchlands eine Verbeſſerung der Lage des Deutſch— 
tums erfolgte, hat ſich die in vielen Punkten unüberſichtliche und bedrängte 
Lage des Deutſchtums in Polen nicht geändert. Sowohl das Verhältnis von 
Volksgruppe und polniſchem Staat, wie auch die inneren Auseinanderſetzungen 
innerhalb der Volksgruppe haben keine befriedigende Löſung gefunden. Die 
Ereigniſſe des Jahres 1938 ſcheinen vielmehr darauf hinzuweiſen, daß die Aus⸗ 
einanderſetzungen im kommenden Jahr noch ſchwieriger, wenn auch nicht Tome: 
rer, werden. 

Mit einer bisher ſelten zu beobachtenden Klarheit hat ſich bei den großen 
politiſchen Geſchehniſſen des Jahres 1938 die Einmütigkeit eines Staatsvolkes 
als entſcheidender politiſcher Faktor erwieſen. Der entſchloſſene Wille einer 
Nation, ihre einſtimmige Bereitſchaft zum letzten Einſatz, ein Ergebnis tiefſter 
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Abereinſtimmung zwifchen Volk und Führung, haben die Entſcheidungen her- 
beigeführt. Zur Zeit, da in Mitteleuropa die Geſchloſſenheit einiger Völker 
ein neues Bild unſeres Erdteils entſtehen ließ, mußte die polniſche Staatsfüh⸗ 
rung erkennen, daß dieſe Einmütigkeit innerhalb ihres Staates nicht vorhan⸗ 
den ſei. Die inneren Spannungen, die bei normalen Zeiten ſich faſt nur in der 
Preſſe bemerkbar machen, wirken beim Ausbruch einer Kriſe lähmend auf die 
Entſchlußfähigkeit der Regierung. Niemals bisher iſt die innere Aufgeſpalten⸗ 
heit Polens ſo ſtark in außenpolitiſchen Fragen in Erſcheinung getreten wie 
im Jahre 1938. Hierbei ſind ſowohl die Spaltungen innerhalb des polniſchen 
Staatsvolkes, wie die unbefriedigte Lage einzelner Volksgruppen beteiligt. 

Als in den Märztagen die polniſche Regierung den Zeitpunkt des An- 
ſchluſſes Oſterreichs an das Reich benutzte, um das polniſch-litauiſche Problem 
zu bereinigen, als fie in ultimativer Form eine Klärung des unnormalen Zu- 
ſtandes, der ſeit 1934 zwiſchen Polen und Litauen herrſchte, von der litauiſchen 
Regierung verlangte, fielen die Juden der polniſchen Regierung in den Rücken. 
Durch Abhebung ihrer Bankguthaben erzeugten ſie eine Panikſtimmung, die 
auch polniſche Kreiſe ergriff und zumindeſt eine moraliſche Wirkung auslöſte. 
Für die außenpolitiſchen Beziehungen lehrreich war die Einſtellung der fran— 
zöſiſchen Regierung, die einen ausgeſprochen polenfeindlichen Kurs in Kowno 
empfahl, während die Bereinigung des Konfliktes letzten Endes auf die Inter- 
vention der deutſchen Regierung zurückzuführen war. 

Die Normalifierung des Tſchechiſchen Staates feste Polen in die Lage, 
ſein altes Ziel, Teſchen, zu erreichen. Der Streit um Teſchen hatte dieſe beiden 
ſlawiſchen Nationen verfeindet bis zur ſchärfſten Gegnerſchaft. Dieſer Gegen— 
ſatz konnte von Polen in einer Weiſe gelöſt werden, der auch für die Zukunft 
ein gutnachbarliches Verhältnis zur Tſchecho-Slowakei geſichert hätte. Doch 
tauchten neue Schwierigkeiten auf und ſelbſt die bereits in früheren Jahren 
mit Polen verbündeten Slowaken ſind als Gegner des polniſchen Staates aus 
der Amwälzung hervorgegangen. Die größte Belaſtung für das polnifch- 
tſchecho-ſlowakiſche Verſtändnis aber iſt die Karpaten-Akraine. 

Im Rahmen der Neuordnung des Tſchechiſchen Staates erhielten die 
Akrainer endlich die Autonomie, die ihnen bereits im Rahmen der „Friedens 
verträge“ garantiert worden war. Die zwanzigjährige tſchechiſche Zwangs— 
herrſchaft hatte ſich in dieſem Lande beſonders nachteilig auf die Bildung einer 
Führerſchicht ausgewirkt. Dieſer Mangel an politiſchen Führern ließ die frei⸗ 
heitlichen Beſtrebungen, aber auch die politiſchen und wirtſchaftlichen Organi— 
ſationen des karpaten-ukrainiſchen Volkes nur langſam ſich entwickeln. Trotz⸗ 
dem bildete fich ſofort nach der Anabhängigkeitserklärung eine Regierung, die, 
allen Schwierigkeiten zum Trotz, die autonome Karpaten -Akraine beſtehen laſſen 
will. Wie ſich ein ſolches Beiſpiel auf die rund 7 Millionen Akrainer im 
polniſchen Staate auswirken muß, iſt leicht abzuſehen. Gerade in dieſem Teile 
des ukrainiſchen Siedlungsgebietes iſt der nationale Wille am ſtärkſten ent⸗ 
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wickelt. Aber die Anabhängigkeitsbeſtrebungen der Akrainer in der Sowjet⸗ 
Anion find wir fo gut wie garnicht unterrichtet. Immerhin laſſen die zahl- 
reichen Verhaftungen, auch von führenden Männern, in der Sowjet-⸗Akraine 
vermuten, daß der 1917 fo ſtark entflammte Wille zur ſtaatlichen Selbſtändig— 
keit auch dort auf die Dauer nicht mehr zu unterdrücken iſt. Haben die Sow- 
jets noch vor wenigen Jahren in der Karpaten-Akraine und den ukrainiſchen 
Siedlungsgebieten Polens eine gefährliche Propaganda für eine Großukraine 
als Sowjet⸗Republik betrieben, wirken heute in Oſtgalizien antikommuniſtiſche, 
rein nationale Tendenzen. Nennen wir die Dinge beim richtigen Namen, ſo 
muß man von einer Autarkie der ukrainiſchen Volksgruppe in Galizien, weniger 
in Wolhynien ſprechen. Außer den ſtaatlichen Monopolartikeln ſtellen die 
ukrainiſchen Genoſſenſchaften alle Gebrauchsgegenſtände, angefangen von 
Möbeln, Glas- und Webwaren bis zu Poſtkarten und Schreibheften in eigenen 
Fabriken her. Die Kooperativläden tauſchen dieſe Erzeugniſſe gegen Natur- 
produkte, beſonders Milch und Getreide, ein. Ein weit verzweigtes Netz von 
Lebensmittelgeſchäften ſetzt dieſe Produkte, namentlich die der Molkereigenoſ— 
ſenſchaften, in allen größeren Staaten Oſt- und Mittelpolens ab. Aber ſelbſt 
in das Oberſchleſiſche Induſtrierevier find heute ſchon die ukrainiſchen Genoſſen— 
ſchaften vorgedrungen. 

Dieſe Arbeit wird planmäßig geleitet, in ihr iſt die politiſche Schulen der 
ukrainiſchen Dorfbevölkerung eingebaut, durchgeführt von dem Leiter des Koo— 
perativladens, gewöhnlich ein Student, der wegen politiſcher Betätigung von 
den polniſchen Aniverſitäten verwieſen wurde. Gleichzeitig wird der Jude durch 
den Kooperativladen aus dem ukrainiſchen Dorf herausgedrängt. Die anti— 
ſemitiſche Haltung findet ſich bei allen Akrainern und iſt auch in der Karpaten— 
Akraine ſchon in Erſcheinung getreten. 

Die Politik der ukrainiſchen Volksführung gegenüber dem polniſchen Staate 
war ſtets von der jeweiligen Opportunität geleitet, ohne daß jemals auch nur 
geringe Anzeichen eines Ausgleiches zwiſchen dieſer ſtarken Volksgruppe und 
dem Staat zu bemerken waren. Die Jahre ſeit 1918 haben einen unüberwind— 
lichen Haß zwiſchen beiden Völkern entſtehen laſſen. 

Die Gründung der Karpaten-Akraine hat wie ein Fanal in Oſtgalizien 
gewirkt. Wenigſtens ein Teil der ukrainiſchen Siedlungsgebiete iſt frei gewor— 
den und wird ſo zur Keimzelle der weiteren Anabhängigkeitsbeſtrebung. Die 
bei der Eröffnung des polniſchen Seim im November 1938 durch den Abge— 
ordneten Mudry geforderte Autonomie der ukrainiſchen Volksgruppe iſt nur 
der Beginn eines neuen Abſchnittes in dieſem 20jährigen Kampf, den die 
Akrainer Polens mit anderen Vorbedingungen führen als die Karpaten⸗ 
Akrainer. 

Dieſe ſich anbahnende Entwicklung beſtimmte weitgehend die polniſche Außen⸗ 
politik der letzten Monate. Die Karpaten⸗Akraine iſt für Polen ein ftändiger 
Störungspunkt, der nach Möglichkeit wieder verſchwinden ſoll. So unterſtützt 
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Polen nach Kräften die ungariſchen Reviſionsforderungen, während anderer⸗ 
ſeits Ungarn dieſe Hilfeleiſtung auf alle feine Nevifionswünfche bezog und fo 
das polniſch-rumäniſche Bündnis ernſtlich gefährdete. Polen feste ſich mit 
dieſer Politik auch in Gegenſatz zu den Münchener Vertragsmächten, die eine 
Normaliſierung, aber keine Vernichtung der Tſchecho-Slowakei durchführten. 
So haben die innerpolitiſchen Schwierigkeiten die bisher ſo geſchickte Politik 
des Außenminiſters Beck zum erſten Mal in bedenkliche Bahnen gelenkt. In 
dieſem Zuſammenhang ſteht auch die von Polen ſo ſtark betonte Verlängerung 
des polniſch-ſowjetiſchen Nichtangriffspaktes. Dieſer Vertrag hat zweifellos 
beſondere Bedeutung im Hinblick auf die Karpaten-Akraine und das Akrainer⸗ 
Problem Polens. Immerhin iſt die Hervorkehrung der ſowjetfreundlichen Poli— 
tik gerade in dieſem Zeitpunkt auffällig. 

Aberblicken wir die außenpolitiſche Lage Polens zum Jahresanfang 1939, 
dann iſt feſtzuſtellen, daß im verfloſſenen Jahr wohl einige ſehr ſchwierige Pro- 
bleme gelöſt wurden, ohne aber eine endgültige Bereinigung herbeigeführt zu 
haben. Obwohl Litauen verſchiedene Schritte unternommen hat, um die große 
Mauer des Mißtrauens abzubauen, iſt der Ton der polniſch⸗litauiſchen Bezie⸗ 
hungen nicht freundlicher geworden als vorher. Mit der Tſchecho-Slowakei 
iſt der Kernpunkt jahrelanger Feindſchaft, die Teſchener Frage, bereinigt, aber 
die neuen Forderungen Polens gegenüber dieſem Staat, vor allem feine Hal- 
tung im farpaten-ufrainifchen Problem, haben keine Annäherung der beiden 
verwandten Völker gebracht. Wie ſich eine Hauptſtütze der polniſchen Außen⸗ 
politik, die Freundſchaft zu Rumänien, in Zukunft beweiſen wird, iſt noch nicht 
abzuſehen. 

Das Verhältnis zu Deutſchland ſollte eigentlich im Jahre 1938 eine beſon— 
ders herzliche Vertiefung erfahren haben. Wenn wir, geſtützt auf zahlreiche 
perſönliche Beobachtungen und auf die polniſche Preſſe, in weiten Kreiſen das 
extreme Gegenteil feſtſtellen müſſen, iſt bei der Erklärung dieſer Tatfache vie- 
lerlei zu bedenken. 

Zunächſt machen ſich in der polniſchen Offentlichkeit noch immer ſehr ſtarke 
Kräfte bemerkbar, die auf Grund ihrer Raſſezugehörigkeit oder Weltanſchau⸗ 
ung dem Nationalſozialismus feindlich gegenüberſtehen. Der jüdiſche Einfluß 
iſt in Polen in ungebrochener Stärke vorhanden. Nicht minder wirkſam iſt die 
katholiſche Aktion und beſonders Sozialdemokratie und Kommunismus. Auch 
die Nationaldemokraten halten allein in der ablehnenden Einſtellung gegen- 
an Deutſchland ihr ſonſt völlig zuſammengebrochenes Programm mühſam 
aufrecht. 

Die Enttäuſchung über die Lage Polens in Europa iſt groß. Man muß 
ſich hierbei vor Augen halten, daß vor etwa ſechs Jahren in der polniſchen 
Offentlichkeit erörtert wurde, wann Polen ſeinen vierten Platz in Europa mit 
dem dritten Platz Italiens werde eintauſchen können. Inzwiſchen ſind die vier 
Großmächte Europas ſo gefeſtigt, daß der nationaldemokratiſche Plan eines 
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„piaſtiſchen“ Polens auf Koſten weiterer deutſcher Oſtgebiete endgültig auf- 
gegeben werden mußte. Dieſe Ideen, beſonders unter der polniſchen Jugend 
ſtark verbreitet, haben bei ihrem Zuſammenbruch naturgemäß ein bitteres Ge- 
fühl hervorgerufen. Nachdem der Bundesgenoſſe Frankreich, auf den noch 
immer die Nationaldemokraten gebaut hatten, im Falle Oſterreich und ebenſo 
der Tſchecho-Slowakei eine völlig unerwartete Haltung eingenommen hat, richtet 
ſich die ganze Enttäuſchung gegen Deutſchland. 

Dieſe innerpolitiſchen Kräfte und Schwierigkeiten müſſen bei einer Betrach- 
tung des deutſch-polniſchen Verhältniſſes ſtets in Rechnung geſtellt werden. 
Der geringe Widerhall, den die Erklärung des Lagers der nationalen Einigung 
im polniſchen Volk gefunden hat und die Wahlergebniſſe des Jahres 1938 
zeigen, daß Polen von dem Ideal eines geſchloſſenen Volkes noch weit ent— 
fernt iſt. 

Die ablehnende Haltung gegenüber Deutſchland wirkt fich natürlich befon- 
ders gegen die deutſche Volksgruppe in Polen aus. Die bedrängte Lage des 
Deutſchtums, der Kampf um Scholle, Arbeitsplatz und Schule iſt 1938 mit 
derſelben Heftigkeit geführt worden wie früher. Auch das vergangene Jahr 
brachte manchen, beſonders von der jüdiſchen und nationaldemokratiſchen 
Preſſe geführten Feldzug gegen das Deutſchtum. Die erlogene Behaup— 
tung eines polniſchen Eiſenbahners aus Danzig, er ſei von Danziger Eiſen— 
bahnbeamten aus dem fahrenden Zug geſtoßen worden, hat eine Preſſehetze ent— 
facht. Leider iſt das Ergebnis polnifcher Gerichte, die trotz genaueſter Unter: 
ſuchung keine Schuld der Danziger Eiſenbahnbeamten feſtſtellen konnten, in 
der Preſſe nicht wiedergegeben worden. Auch die Voykottaufrufe des polniſchen 
Weſtverbandes, die Arbeiterentlaſſungen in Oſt-Oberſchleſien, die Schließung 
deutſcher Schulklaſſen und die Enteignung deutſchen Grundbeſitzes haben un— 
vermindert angehalten. 

Bei allen dieſen Maßnahmen wird immer wieder das Märchen von der 
Anterdrückung der Polen in Deutſchland angeführt. Der dabei eingeſchlagene 
Weg iſt verblüffend einfach: Nach polniſcher Zählung, die übrigens auch im 
ſtaatlichen „Politiſchen und wirtſchaftlichen Jahrbuch für 1938“ ihren Nieder— 
ſchlag gefunden hat (Seite 13), leben in Deutſchland 1 500 000 Polen, davon 
700 000 in Oberſchleſien und 300 000 in Oſtpreußen. Die reſtliche halbe Mil- 
lion in Wefifalen und im Rheinland, in Sachſen und Thüringenl! Von dieſer 
Fantaſiezahl geht man bei der Betrachtung des polniſchen kulturellen Lebens 
in Deutſchland aus, ſtellt dann feſt, daß außerordentlich wenig polniſche Schu— 
len und Schulkinder vorhanden ſind, die polniſchen Vereine nur ganz geringe 
Mitgliederbeſtände aufweiſen und folgert daraus, daß dieſe geringe Betei⸗ 
ligung nur durch die brutalen Anterdrückungsmethoden der deutſchen Regierung 
und beſonders des Nationalſozialismus hervorgerufen wird. Daß es in Deutſch⸗ 
land nach den letzten, ſehr ſorgfältigen Zählungen nur ungefähr 90 000 Polen 
gibt, iſt bisher von der polniſchen Preſſe, wie auch von amtlicher Seite nicht 
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zur Kenntnis genommen worden. Daher haben politifche Emporkömmlinge 
jederzeit ein günſtiges Propagandathema, und die alte Methode der Ablen⸗ 
kung von innerpolitiſchen Schwierigkeiten auf das beliebte Kapitel: „Anter⸗ 
drückung des Polentums in Deutſchland“ iſt nach wie vor im Schwange. 

Etwas anders iſt die Einſtellung mancher Behörden gegenüber dem Deutfch- 
tum in Polen: Der ſtarke Einſatz der deutſchen Bevölkerung für die Regie 
rung bei den letzten Wahlen hat gewiß ſeinen Eindruck nicht verfehlt. 
Auch die Berufung von zwei Senatoren wollen wir als ein verſtändnisvolles 
Entgegenkommen gegenüber der deutſchen Volksgruppe anſehen. Solange aber 
Vorfälle wie die Ausweiſung des Paſtors Kleindienſt aus Luck, die Zerſtö⸗ 
rungen an deutſchen Häuſern in Bielitz oder die Anterdrückung des Deutfch- 
tums im Olſagebiet und Oſtoberſchleſien ungehindert möglich ſind, kann die 
deutſche Volksgruppe kein reſtloſes Vertrauen in die polniſche Staatsführung 
ſetzen. Die Minderheitenerklärung iſt in dem erſten Jahre ihrer Wirkſamkeit 
bisher einſeitig von Deutſchland eingehalten worden, die deutſche Volksgruppe 
in Polen hat bisher keinerlei Erleichterungen verſpürt. 

Zweifellos könnte das Deutſchtum in Polen feine Lebensintereſſen Teich- 
ter durchſetzen, wenn es in einer gemeinſamen Front geſchloſſen ſtände und die 
Schranken zwiſchen den einzelnen Siedlungsgebieten endlich niedergeriſſen wür— 
den. Aber mit Ausnahme von Mittelpolen iſt der Bruderkampf, wenn auch 
nicht mehr ſo heftig wie vor zwei Jahren, überall im Gange. Dabei iſt in letz— 
ter Zeit eine Verſteifung der beiden Fronten eingetreten, die ſchwer zu löſen 
ſein wird. 

Die Jungdeutſche Partei hat ihren urſprünglichen Schwung, nicht zuletzt 
durch Spaltungen und Gegenſätze in der Parteiführung, eingebüßt. Sie iſt 
zwar in einzelnen Gebieten noch feſt in ihrem Mitgliederbeſtand, in anderen 
Teilen aber ſtark im Rückgang. Jedenfalls ſcheint das Ziel, das ſich die Jung⸗ 
deutſche Partei bei ihrer erſten Ausbreitung über Bielitz hinaus im Herbſt 1932 
geſteckt hatte, die bisherigen Deutſchtumsorganiſationen zu erobern und unter 
eigene Führung zu nehmen, nicht mehr erreichbar zu fein, Wenn dieſe DBe- 
wegung in dieſem Ziel letzten Endes geſcheitert iſt, obwohl fie leicht die um- 
faſſende Organiſation des geſamten Deutſchtums in Polen hätte werden kön— 
nen, fo tragen daran ihre Kampfmethoden und der Mangel an Führerperfön- 
lichkeiten die Schuld. Als im Frühjahr 1933 die Jungdeutſche Partei in Op. 
oberſchleſien die erſten großen Verſammlungen abhielt, als ſie im Herbſt 1933 
von einigen Männern nach Poſen-Weſtpreußen gebracht wurde, waren alle 
Vorausſetzungen für einen Erfolg gegeben. In Oberſchleſien gab es mehrere 
ſich bekämpfende kleine Parteien, zu denen das Volk längſt alles Zutrauen ver- 
loren hatte. Der Deutſche Volksbund ſetzte ſich in unermüdlichem Eifer für die 
Belange des Deutſchtums gegenüber der Wojewodſchaft ein, aber eine orga— 
niſierte Volksgemeinſchaft ſtellte er niemals dar. In Poſen-Weſtpreußen war 
nach Auflöſung der „Deutſchen Vereinigung“ 1923 keine neue Organiſation 
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geſchaffen, wenn man von dem „Zentralbüro der Deutſchen Abgeordneten und 
Senatoren“ abſieht. Das Zentralbüro führte einen zehnjährigen Prozeß gegen 
die widerrrechtliche Auflöſung der Vereinigung und erſt im Frühjahr 1933 
waren die Statuten für eine neue Organiſation bei der Regierung eingereicht 
worden. 

Aber das Hauptkampfmittel der Jungdeutſchen Partei war die „Abrech— 
nung“ mit den bisherigen Organiſationen. Hierbei wurde leider keine Rück 
ſicht auf die Bedeutung einzelner Organiſationen für das Deutſchtum, noch 
auf die Verdienſte einzelner Männer genommen, deren bisherige Leiſtungen 
grundſätzlich abgelehnt wurden. Schon dieſes Auftreten ſtieß weite Kreiſe, vor 
allem in Poſen-Weſtpreußen, ab. Doch ſchenkten viele Deutſche der Jung— 
deutſchen Partei ihr Vertrauen. Aber die Arbeitsmöglichkeiten, die nach dem 
ſtrengen polniſchen Vereinsgeſetz einer politiſchen Partei offen ſtehen, ſind ſehr 
gering. Jede ſoziale oder wirtſchaftspolitiſche Tätigkeit, auch die Jugendarbeit, 
blieb ſo der Jungdeutſchen Partei verſchloſſen. Sie mußte entweder eigene 
Organiſationen dieſer Art gründen oder gegen die Leitung der beſtehenden auch 
weiterhin den Kampf führen. Am eigene Genoſſenſchaften, ſoziale Vereine uſw. 
zu gründen, fehlten der Jungdeutſchen Partei Mittel und Mitglieder, um die 
Leitung in den beſtehenden Organiſationen zu übernehmen, die Perſönlichkeiten. 
Als im Herbſt 1934 die „Deutſche Vereinigung“ von der Regierung als 
kulturelle Organiſation für die Wojewodſchaften Poſen-Pommerellen be- 
ſtätigt wurde, gelang es der Jungdeutſchen Partei nicht, darin die Füh— 
rung zu erringen. Die Vereinigung knüpfte bewußt an die bisherige 
Volkstumsarbeit an und ſammelte in kurzer Zeit eine große Anhänger— 
ſchaft. Damit war eine größere Ausbreitung der Jungdeutſchen Partei in 
Poſen-Weſtpreußen abgeſtoppt. Auch der Verſuch, in einem „Verein deutſcher 
Bauern“ gegen die Leitung der deutſchen Genoſſenſchaften ſich durchzuſetzen, 
verſagte. Seit 1935 haben ſich zwei Fronten in Poſen-Weſtpreußen gebildet, 
die mitten durch das Deutſchtum hindurchgehen. In der Zuſammenſetzung der 
Mitgliederſchaft ſind beide Organiſationen gleich, auch im Verhältnis von 
Jugend und Alter. In einem Ort arbeitet eine gute Ortsgruppe der Jung— 
deutſchen Partei, im anderen eine ſolche der Deutſchen Vereinigung. Ein Aus- 
gleich wäre nur von Leitung zu Leitung möglich, der Mitgliederbeſtand beider 
Organiſationen bleibt ſeit Jahren feſt. 

Ganz ähnlich geſtalteten ſich die Verhältniſſe in Oſtoberſchleſien. Der Volks⸗ 
bund war nicht zu erſchüttern. Spaltungen innerhalb der Jungdeutſchen Partei 
lähmten in dieſem Gebiet die Arbeitsmöglichkeiten und heute iſt die Partei in 
Oſtoberſchleſien nur ſchwach vertreten. 

1935 begann die Jungdeutſche Partei ſtärker nach Oſtgalizien und Mittel⸗ 
polen vorzuſtoßen, 1936 nach Wolhynien. In Oſtgalizien hatte die Partei eine 
unglückliche Hand. Hier übernahmen deutſche Studenten an der Lemberger Ani⸗ 
verſität die Parteiarbeit, ohne daß ſie auf die Führung der Volksgruppe, auf 
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die kirchlichen noch auf die wirtfchaftlichen Organiſationen Einfluß gewannen. 
Man muß leider feſtſtellen, daß ſehr perſönliche Streitigkeiten plötzlich auf einer 
politiſchen Ebene ausgetragen wurden. Auch in Wolhynien hat man um des 
„Kampfes“ willen derartige Streitigkeiten in die politiſche Arbeit hineingezo— 
gen. Die Anſätze wertvoller Volkstumsarbeit in Galizien und in Wolhynien, 
die beſonders von jungen Kräften der Jungdeutſchen Partei geleiſtet wurden, 
konnten nicht fortgeführt werden. Der Mangel an Fachkräften und Perſön— 
lichkeiten hat gerade in den Oſtgebieten das Verſagen der Jungdeutſchen Par— 
tei hervortreten laſſen. In dieſen Gebieten fehlten alle Volkstumsorganiſa⸗ 
tionen, die Genoſſenſchaften find erſt im Aufbau begriffen. Hier hätte die Par- 
tei leicht die Führung erringen und eine von ihr oft verkündete Volkstums⸗ 
arbeit leiſten können. 

Wir müſſen weiterhin feſtſtellen, daß die alten Teilgebietsgrenzen, die ſonſt 
ſchon weitgehend verwiſcht ſind, innerhalb der deutſchen Organiſationen und 
hier beſonders bei der älteren Generation noch nicht überwunden ſind. 

Dieſe an und für ſich traurige Bilanz des Deutſchtums in Polen kann mit 
einem erfreulichen Kapitel abgeſchloſſen werden. In Mittelpolen iſt die Kriſe 
innerhalb des Deutſchtums endgültig überwunden. Hier hatte die Jungdeutſche 
Partei zunächſt die alte Deutſchtumsorganiſation, den Deutſchen Volksverband, 
überrannt. Aber eine Schar junger Aktiviſten erkannte, daß eine bloße Kritik 
an der Arbeit noch keine Beſſerung der Lage des Deutſchtums bedeutet und 
daß ferner die Jungdeutſche Partei nicht die geeignete Baſis für eine 
erfolgreiche Volkstumsarbeit abgibt. So reihten ſich dieſe einſatzbereiten 
Kräfte in den Volksverband ein. Ihnen kam es nicht auf einen Kampf 
gegen deutſche Volksgenoſſen an; ſie faßten die wichtigeren Probleme 
an, ohne lange programmatiſche Erklärungen vorher abzugeben. Dieſer 
Einſatz des Arbeitskreiſes unter der Führung von Ludwig Wolff führte 
zu einer Sammlung und völligen Einheit des Deutſchtums in Mittelpolen. 
Heute ſtehen nur etwa 5 der einſatzbereiten Deutſchen nicht in der Gefolg— 
ſchaft des Volksverbandes! Dabei iſt der Abergang von der bisherigen Füh— 
rung des Volksverbandes, den der verdiente, aufrechte Kämpfer Senator Atta 
leitete, auf Ludwig Wolff im vollſten Einklang zwiſchen der älteren und jünge- 
ren Generation erfolgt. Die beſten Kräfte der Jungdeutſchen Partei traten dem 
Volksverband bei, deſſen Mitgliederzahl ſich allein im Jahre 1938 verdoppelte 
und heute etwa 27 000 beträgt. Der ſichtbarſte Erfolg dieſer Arbeit war die 
Lodzer Stadtratwahl, die 23 000 deutſche Stimmen erbrachte. Die höchſte bisher 
in Lodz erreichte deutſche Stimmenzahl war 1936 mit 18 000 erzielt worden. 
So zeigt das Wahlergebnis vom November 1938 an, daß zahlreiche Deutſche 
aus der ſozialdemokratiſchen Partei und damit aus den Reihen des Marxismus 
für die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung gewonnen worden. Das wohl wich- 
tigſte Ergebnis der Arbeit des Deutſchen Volksverbandes iſt die immer weitere 
Kreiſe des deutſchen Volkstums erfaſſende Sammlung und Bindung an eine Or- 
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ganiſation. In Mittelpolen waren und find noch heute die dauernden Verluſte 
deutſcher Volkskräfte außerordentlich hoch und nur vergleichbar mit der Mar 
djarifierung des ſüdöſtlichen deutſchen Volkstums. Dieſe Verluſte traten ein, 
weil das Streudeutſchtum Mittel- und Oſtpolens völlig verlaſſen und von keiner 
deutſchen Organiſation erfaßt war. In der Eingliederung dieſer Volksgenoſſen 
in die große deutſche Volksgemeinſchaft ſieht der Volksverband mit Recht ſeine 
wichtigſte Aufgabe. 

Im vergangenen Jahr begann der Volksverband ſeine Organiſation auch 
auf Oſtgalizien auszudehnen, und es iſt zu hoffen, daß auch dieſe Arbeit vom 
gleichen Erfolg begleitet iſt. Dagegen hat die Jungdeutſche Partei ihre bis— 
herigen Gaue Mittelpolen und Galizien zuſammengelegt und hat ſo auch nach 
außenhin angedeutet, daß ſie ſich aus Mittelpolen zurückzieht. Nach den Lodzer 
Stadtratswahlen, bei der die Jungdeutſche Partei verſagt hat — es gab in 
Lodz nicht eine Einheitsliſte, ſondern nur die Liſte des Volksverbandes, denn 
die Jungdeutſche Partei begann die Verhandlungen um die Einheitsliſte, als 
die Anmeldefriſt für die Wahlvorſchläge längſt abgelaufen war — wird wohl 
eine Einigung zwiſchen Volksverband und Jungdeutſcher Partei zuftande- 
kommen, die endgültig jede weitere Reibung vermeiden wird. Dieſe Regelung 
dürfte ſich auch auf Galizien und Wolhynien erſtrecken und ſo für den größeren 
Teil des deutſchen Siedlungsgebiets die erfehnte Einheit bringen. Die Arbeits— 
erfolge des Volksverbandes in den letzten drei Jahren haben ihm den Füh— 
rungsanſpruch vollauf geſichert. 

In Hinblick auf die innerpolitiſchen Probleme iſt die Feſtigung des Deutfch- 
tums beſonders notwendig. Die bisherige Haltung der deutſchen Volksgruppe 
hat eindeutig ihre poſitive Einſtellung zum polniſchen Staat bewieſen. In An⸗ 
betracht der nun fünfjährigen Bewährung des deutſch-polniſchen Paktes und 
des Minderheitenabkommens von 1937 dürften für die polniſche Regierung 
keinerlei Bedenken beſtehen, der deutſchen Volksgruppe ihre Lebensrechte ein— 
zureichen. 

Alfred Heik 
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370000 Deutfche 
leben noch in der heutigen 


Tſchecho-Slowakei 


Bauer aus der Zips in der Slowakei 


Marktplatz von Iglau in Mähren 


Vom 
Deutſchtum 
in 
Mittelpolen 


Deutſche Weberhäuſer aus der Gründungszeit von Lodz 


Deutſcher Bauer in der Weichſelniederung 


Deutſcher Kriegerfriedhof in Mittelpolen 


Deutſches Jungvolk aus Lodz 


Die ſchwerſte Stunde 


Gedichte aus Iglau und Brünn 


Große Erſchütterungen im Leben eines Volkes ſind Arſprung 
wahrhaft volkhafter Dichtung. Die Dichter werden in ſolchen Zei⸗ 
ten zu den berufenen Sprechern der Gemeinſchaft und in ihren 
Werken wird das Erleben aller geſtaltet. In dieſem Sinne allein 
wollen die nachſtehenden Gedichte verſtanden und aufgenommen 
werden. Es ſind ernſte und mahnende Zeugniſſe aus den ſchwer⸗ 
ſten Stunden der Deutſchen in den Volksinſeln Iglau und Brünn 
während der Oktobertage 1938 und machen eindringlich die Wen- 
dung von Hoffnung zu Enttäuſchung und dem trotzigen „Dennoch“ 
des mutigen Ausharrens bewußt. Es bedarf für fie keiner loben. 
den Empfehlung und keiner erklärenden und ausdeutenden Am⸗ 
ſchreibung. — All denen, die zur Ausgeſtaltung dieſer Sammlung 
beigetragen und durch Rat und Hilfe ihr Zuſtandekommen förder⸗ 
ten, ſei an dieſer Stelle noch einmal herzlich gedankt. 


Am Igelſtrand 


Umringt vom Feind, auf teurer Heimatſcholle 
Lebt ſchlicht ein Volk am ſchönen Igelſtrand; 
Verteidigt — mag da kommen, was da wolle — 
Im zähen Kampf das teure Heimatland. 


Die Zeit gebar mond neues Staatsgebilde, 
Manch Grenzſtein ſitzt nicht mehr am alten Ort; 
Der Igel ſteht wie vorher feſt im Schilde, 
Bewahrt der Heimat heil' gen Väterhort. 


Mag auch der Feind den deutſchen Gau bedrängen, 
Mag Haß und Meid uns noch ſo treffen hart, 
Wir bleiben treu der Heimat trauten Klängen, 
Dem deutſchen Lied und deutſcher Väterart. 


Wenn uns dereinſt erreicht der Freiheit Sonne, 
Die Heimkehr in das große Vaterland, 
Bekennen wir mit ungetrübter Wonne 
Uns ſtolz zur Wacht vom ſchönen Igelſtrand. 


Deutſchtum im Ausland. 
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Das Lied einer Iglauerin 


Beendet iſt die böſe Zeit, 
geſiegt hat die Gerechtigkeit. 
Und überall der Jubelſchrei: 
Nun ſind wir endlich alle frei! 


Das Herz iſt voller Seligkeit, 
im Auge glänzen Tränen, 
vorüber iſt das große Weh, 
das jahrelange Sehnen. 


Und plötzlich, wie von ungefähr, 
fühlſt du ein banges Ahnen, 

du haſt umſonſt, umſonſt genäht, 
die vielen, vielen Fahnen. 


Du legſt ſie leiſe wieder fort, 

als würdeſt du dich ſchämen, 

und niemand kann die ſchwere Laſt, 
dir von den Schultern nehmen. 


In deinem Innern iſt ein Schmerz, 
ſo tief und unermeßlich, 

als traf man mitten dich ins Herz, 
das bleibt dir unvergeßlich. 


Es brauſt der Strom der Zeit vorbei 
ganz nah an deinen Toren, 

doch haſt du trotz der Bitterkeit 
dich ſelber nicht verloren. 


Sprachinſeldeutſcher biſt du ja, 
gehärtet und erprobt, 
in jahrelangem Kampf geſtählt 
und ſelten nur gelobt. 


Du wirſt dein Opfer weitertragen, 
das iſt halt eben ſo, ` 
das Ganze mußt im Aug’ du haben, 
dann wirſt du wieder froh. 


Und riſſe man in Stücke dich, 

ſo riefe tauſendmal ins Land 

ein jeder Teil es dann für ſich: 

Erſt recht deutſch bin und bleibe ich! 


11. Oktober 1938 / Erna Krcal 


Vorpoſten Brünn, Iglau, Olmütz uſw. 


Wir alle ſind des deutſchen Volks Soldaten, 
Ohn' Unterſchied, ob Mann, ob Frau, ob Kind! 
Die Welt erkennt's an allen unſern Taten, 

Ob wir allein, ob wir beiſammen ſind! 


Wir haben alle einen einz'gen Glauben, 

Und einen Willen und ein einz' ges Ziel. 
Die laſſen wir uns auch von niemand rauben, 
Von Zweiflern nicht und nicht von Ränkeſpiel. 
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Wir ſtehen ein für unſres Volkes Ehre, 

Für deutſche Freiheit und für deutſches Recht. 
Umringt von Feinden auch und ohne Wehre, 
Wir werden nie ein jämmerlich Geſchlecht. 


Und ſind wir auch vom Kampfe wundgeſchlagen, 
Bedrückt von Elend und von arger Mot, 

Wir kennen weder Zweifel noch Verſagen, 

Wir ſtehn zuſammen und ſo hilft uns Gott! 


Fehlt Fahne auch und andre Ehrenzeichen, 
Wir bleiben doch dem Hakenkreuze treu! 
Durch eigne Kraft nur können wir erreichen 
Des Volkes Ziel und werden wirklich frei! 


F. H. Grech 


Das Schickſal ſpricht! 


Du klagſt über Unrecht, das Dir widerfahren, 

Als man Dich hier unter Fremden beließ? 

Du meinſt, es ſei billig, nach ſolch zwanzig Jahren, 
Daß man Dich endlich auch ausruhen hieß. 


Gemach, lieber Freund! Du mußt gründlicher denken! 
Wenn man Dich hier läßt, ſo hat es auch Grund! 

Du kennſt ja das Land und das Volk und ſein Denken, 
Bliebſt auch in Deiner Geſinnung geſund. 


Du haſt alſo alles, was nottut im Ringen, 
Wenn Volk wider Volk find zur Fehde geſtellt. 
Es könnte ein andrer kaum nur vollbringen, 
Was Deiner Erprobung beſchwerlich kaum fällt! 


Du ſiehſt, das vermeindliche Unrecht iſt Ehrung, 

Berufung ſogar, wenn man ſtrenger es nimmt. 

Dein Volk braucht Dich hier mit der alten Bewährung. 
Erweiſe ſie neu, dazu biſt Du beſtimmt! 
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Dein Führer vergißt nicht, was Dich hier gefährdet, 
Er fühlt es wie Du, aber heiſcht von Dir Mut! 
Nicht alles iſt Drohung, was ſo ſich gebärdet, 

Die Feigheit, die lärmt gern, das weißt Du ja gut! 


Du ſtehſt hier als Zeuge gewalt' gen Geſchehens 
Dabei, wie ein Volk um ſein Lebensziel ringt. 
Belogen, beſtohl'n um den Kern ſeines Weſens, 
Beſtimmt ſchon vielleicht, daß es gänzlich verſinkt. 


Du haſt nur zu warten und Dein Recht zu wahren. 
Die andern laß tun, was ihr Schickſal verlangt. 
Gelingt die Geſundung — nach Schickſals Verfahren —, 
Dann wirſt Du erwünſcht ſein, Dein Warten bedankt! 


Nur kranken Geſellen verhaßt iſt Dein Weſen, 
Geläutertes Volk reſpektiert deutſche Art. 

Das Schickſal beſtimmt: Verderben — Geneſen. 
Dir aber hat es den Sieg aufgeſpart! 


F. H. Grech 


Vermächtnis der Toten 


Wir träumten wie Du und wir kämpften mit Dir, 
Erfüllung — die blieb uns verſagt. 

Wir kämpften und ſtarben und liegen nun hier 
Und haben's doch niemals beklagt. 


Für uns gab es immer nur eiſerne Pflicht, 
Nach Lohn haben nie wir gefragt. 
Wir taten, was noktat und zögerten nicht, 
Wenn's galt, wurde alles gewagt! 


Der Sinn unſres Lebens, er wird Dir nun klar, 
Wenn ringsum man feiert den Sieg. 

Wir glaubten an ihn, wenn es ſchwer auch oft war, 
Tu's auch — und führ weiter den Krieg. 


F. H. Grech 


Brünn am 14. Oktober 1938 


Wir ſaßen beiſammen beim Funkgerät, 
Zweihundert Brünner und mehr. 

Wir wollten wiſſen, wie's draußen ſteht, 
Wie weit ſchon das deutſche Heer. 


Die Atherwellen ſchwangen: Sieg⸗Heil! 
Den Jubel der Schweſtern und Brüder. 
Sudetenland frei! Sieg⸗Heil! Sieg⸗Heil! 
Und unſere heiligſten Lieder. 


Und Tag um Tag war's ebenſo, 

Es folgte Zone auf Zone. 

Uns Brünnern war ums Herz ſo froh, 
Wie jedem deutſchen Sohne. 


Der Führer ſpricht. — Das Heer marſchiert. 
Schon Pohrlitz, erſt Kromau und Znaim. 
Bei Woßjekowitz wird biwakiert, 

Hier ſoll die Grenze ſein. 


Es ſind nur 14 Kilometer. 
So nah und doch wie weit. 
Nur 14 Kilometer, 

Jedoch für alle Zeit! 


Wir lauſchen mit bangem Sehnen. 
Kommt kein erlöſendes Wort? 

Nein! — Tränen nur, bittere Tränen, 
Und niemand wiſcht ſie fort. 


Zehn Tage ſind wir geſeſſen. 

Vier weitere ſaßen wir noch. 

Hat Deutſchland die Brünner vergeſſen? 
Wir harren der Antwort noch! 


Die Abſtimmung fiel! Die Grenze ſteht feſt! 
Unſer einziges Hoffen: Option! 

Ob man auch dieſe noch fallen läßt? 

Man hört nichts, rein gar nichts davon! 
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Stumm ſtehen die Brünner beim Rundfunkgerät. 
Die letzten der ſtolzen Partei. 

Sie ſchweigen und warten! Und keiner geht, 
Noch iſt ja nicht alles vorbei! 


Und wenn es ſo bliebe! — Dann will's das Geſchick! 


Das Volk braucht Vedetten! Wohlan! 
Wir kehren auf unſere Plätze zurück 


Und ſtellen dort unſern Mann! 


Den Kindern die Sitte, die Sprache, das Lied 


Wollen getreu wir vererben. 


Trotz aller Bedrängnis, trotz aller Not. 
Deutſch wollen wir leben und ſterben. 


Ich weiß 


Ich weiß, was Euch betrübt! 
Wie könnt es anders ſein? 
Ihr habt ſo treu geſtritten 
Und Ungemach erlitten 

Und ſollt jetzt draußen ſein! 


Ich weiß, was Euch bedrückt! 
Ihr habt an Sieg geglaubt 
Und fühlt Euch nun verraten 
Von Euren Kameraden 

Der Hoffnung auch beraubt. 


F. H. Grech 


Ich weiß, was Euch bedroht! 
Es iſt die Zweifelſucht! 

Sie wird vom Feind genährt, 
Bis Eure Kraft zerſtört 

Und Ihr bereit zur Flucht. 


Ich weiß, was Euch errettet! 
Der deutſche Mannesmut! 

Ein Wort iſt Euch gegeben, 
Das gilt fürs ganze Leben: 

„Ihr ſeid in Deutſchlands Hut!“ 


Dies deutſche Wort iſt heilig! 
Und niemand deutle dran! 

Für Deutſchland müßt Ihr ſtreiten, 
Den weitern Weg bereiten, 
Jeder, ſo gut er kann! 


F. H. Grech 


„In Amerika iſt alleweil Kiritag“ 


Die Auswanderung aus den deutſchen Dörfern im Bakonyerwald 


„In den finſtern Wäldern mit ihren furchtbaren Sümpfen ſtrecken knorrige 
Eichen mit dicker Borſtenrinde ihre gewaltigen Aſte über niedriges Gebüſch und 
Grasweiden aus“ — ſo heißt es noch 1858 in einer Reiſebeſchreibung über den 
Bakonyerwald. 

Wie mag es ausgeſehen haben, als die erſten deutſchen Bauern ein Jahr— 
hundert vorher begannen, in das Waldgebirge vorzudringen? Manche kamen 
von fern, aus Südweſtdeutſchland, Abgeſprengte des großen Schwabenzuges, 
der ins ſüdliche Angarn ging, viele kamen aus Ober- und Niederöſterreich, aus 
Steiermark und Kärnten, die meiſten aber von nah: aus dem Burgenland und 
aus den deutſchen Dörfern der kleinen Tiefebene vor dem Fuß des Gebirges. 

Häufig waren es nachgeborene Bauernſöhne, die auszogen, eigenes Land zu 
gewinnen, häufiger noch Handwerker, die kein Auskommen fanden in ihrem 
Beruf. Den größeren und kleineren Grundbeſitzern, denen die unermeßlichen 
Wälder gehörten, den Eſterhazys, den Zichys und Somogy, waren ſie will— 
kommene Arbeitskräfte, die den Arwald nutzbar machen ſollten. Bald zogen ſich 
die weißen Bänder der Dorfſtraßen mit den ſauber gekalkten Häuſern in den 
Tälern und auf den Hochflächen des Gebirges hin. 

Nur ungern gaben die Herren den Bauern das Land, Kleinhäusler, deren 
Arbeitskraft ihnen ungehindert zur Verfügung ſtand, waren ihnen lieber. So 
iſt der Hotter vieler Dörfer ſehr klein ausgefallen. And heute zeichnet ſich das 
Bakonyergebiet immer noch durch den Gegenſatz von ausgedehnten Wäldern, 
rieſigen herrſchaftlichen Pußten und den auf kleinen Raum zufammengedräng- 
ten, übervölkerten Bauerndörfern aus. Seltſam heben ſich die „Hofenriemen- 
felder“ der Bauerndörfer aus den umgebenden großen Flächen heraus. 

Der Bakonyerwald hat große deutſche Siedlungsgebiete, fo das um Väros— 
löd-⸗Jäké mit 18 und das um Zire mit zwölf Dörfern, dazu zahlreiche kleinere 
Inſeln mit vier oder fünf Dörfern. And häufig erſtrecken ſich dazwiſchen nur 
große unbeſiedelte Wälder. So bunt die Zuſammenſetzung der Siedler iſt 

- oft bahnten Holzfäller und Glasbläſer aus Böhmen und Mähren den 
Bauern erſt den Weg in den Arwald — ſo ſind ſie doch allmählich zu einer 
Einheit zuſammengewachſen. Aus der mittelbayriſchen ui-Mundart, die ob- 
ſiegte, ragen nur noch wenige fränkiſche Inſeln. Lied und Erzählgut, Kinder— 
ſpiel, Brauchtum und Sitte zeigen viel gemeinſame Züge. Vor allem aber 
zeichnen ſich all dieſe Dörfer durch ein zähes Feſthalten am Alten aus und 
ſo hat ſich viel herrliches Volksgut erhalten, das im Mutterland unter dem 
ewig wechſelnden Strom des Neuen längſt verloren ging. 

Nach wenigen Jahrzehnten ſchon wurde die Dorfgemarkung zu klein. Die 
Abwanderung begann. Zuerſt, bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts, 
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zogen die jungen Leute, die im Dorf kein Auskommen mehr fanden, in die 
Tolnau und nach Slawonien. Dann aber begann die große Fahrt übers Waſſer. 

„Der Schack Ambrus, der war der erfte, was auf Mme: 
rika ift. Ehnder fein die Leute auf Braſilien, von den Nei-Heiſeln und 
vom Rochusberg find alle Familien weg, auf Braſilien. Und dann im neun⸗ 
ziger Jahr, iſt der Schack Ambrus zurückgekommen von Braſilien und dann 
iſt er und noch ein Burſche auf Amerika. And dann bin ich fort.“ Die alte 
Lehnhardt Neſimam in Bakony⸗Jäkö erzählt es als das GSelbftverftänd- 
lichſte von der Welt. 

„Die Bauer-Nanni iſt von Peſt gekommen. And auf der Gaſſe hat fie 
mich gefragt, ob ich mit nach Amerika tue? Ich bin gleich zu meiner Mutter 
hinein und habe ſie gefragt, ob ich mit darf. Sie hat ja geſagt, ich darf, und 
dann hat ſie die Kuh verkauft und Geld zu leihen genommen und dann ſind 
wir fort, ich und die Bauer⸗Nanni und noch ein Madel. Wie wir auf dem 
Schiff geweſen ſind, hat uns ein Herr gefragt, wo wir hin wollen? — Hat, 
auf Amerika. — Ja, aber das Amerika iſt doch groß und wir müſſen doch 
wiſſen, wo wir hinwollen. — Nein, haben wir geſagt, das wiſſen wir nicht, 
wir wollen halt auf Amerika. Dann hat er uns ſehr bange gemacht, und wir 
haben ſo ſtark gezaunt. Aber wie wir auf Amerika gekommen ſind, ſind dort 
deutſche Leute geweſen, die haben uns Quartier gegeben und einen Dienft- 
platz beſorgt. Wir haben alle drei in derſelben Gaſſe gedient, bei deutſchen 
Leuten.“ 

Das waren die erſten, die aus dem Bakonyerwald nach Nordamerika zogen, 
und ihnen folgten von Jahr zu Jahr mehr. In manchen Jahren fuhren aus 
Jako mit feinen 1600 Einwohnern allein über hundert junge Leute nach Ame— 
rika. New Vork und Philadelphia, das war und iſt heute noch ihr Ziel. Jedes 
Dorf hat ſeinen beſtimmten Stadtteil. Aus den Dörfern von Väroslöd und 
Jaäkö finden ſich die Leute immer wieder in Newark und Paratheen 
zuſammen, aus den nördlicheren Dörfern um Iſztimer in Newark und Paf- 
ſaic. Noch heute gibt es in dieſen Stadtteilen ganze Gaſſen, die ausſchließ⸗ 
lich von Deutſchen aus dem Bakonyerwald bewohnt werden. 

Geld, viel Geld verdienen, das war von Anfang an ihr Ziel. Die Armut 
der kleinen Höfe im Gebirge hatte ſie weggetrieben, hatte den Mädchen den 
Mut zu der langen Fahrt übers Waſſer gemacht, den Mädchen, die noch nicht 
im Nachbardorf geweſen waren und die um nichts in der Welt bei Nacht vors 
Dorf gegangen wären. So gingen ſie in Berufe, in denen man leicht und 
ſchnell viel Geld verdienen konnte. Die Burſchen wurden Köche und Kellner. 
Als „Fireman“ fingen ſie an, als der, der lediglich das Feuer im großen Herd 
zu betreuen und Teller abzuwaſchen hatte, und gar bald waren ſie zum Koch 
aufgeſtiegen. Die Mädchen wurden Dienſtmädchen. In den beſten Jahren 
konnte ein Mädchen bis 50 Dollar in der Woche verdienen. Die arbeits- 
gewohnten, anſtelligen und beſcheidenen Deutſchen hatten nahezu eine Mono⸗ 


40 


neun vu al add bos 9861 sags ug "ua ap WI 
neues oalmpt aagn uszaquvar udaqog D'Bmal ug uod ug aun Wagupdiog A0au een 
-SUIGIZ 20131 19000 een 200 an) Ava /yızaaa ol Pole uop| ache 200 om ne 83728 
uv Wämper, usꝙhneg udg KUUERK un NOgADIgOIG Aattoaa0nut uf udaqvg 007 Abl gag daanat 9358 


Gjvodtasauo zog u 93S la& ane, 


snv vnadund pvu Wamluang 79 MuvlaGsu uu uad e Au Ja neee malaig SM 
aobgaze-vckyckh ug olloch obus 98 


badi pou pute ma ee bun 
ng bee qun Pnane 332497 ane ue ene pou quıl 193P0Z dne on 
mäoc und ava eee u eee 89 eg "up ace malag 39 uvu 34919 


20) vpaauıg 
vu uampong, aal siv ag 
uvunlars3gavguaz ad 3 leg 
sog ozbpach Soto ualoyılva 


aun 9011, 19106 usgeg und 


UPABAUOZOR ug suv 
EE 


polſtellung in diefen Berufen, und fie ſelbſt legten größten Wert darauf, mit 
Landsmännern, möglichſt mit Kameraden aus dem eigenen Dorf zuſammen⸗ 
zuarbeiten. Es gab Hotels mit hundert und zweihundert Angeſtellten, die 
lediglich aus Deutſchen beſtanden, meiſt Deutſche aus Angarn, hin und wieder 
ein „Deutſchländer“ oder ein Deutſcher aus Rußland. Vor allem die rieſigen 
Seidenfärbereien in Paratheen hatten zum größten Teil Arbeiter aus 
dem Bakonyerwald. Hier haben unzählige angefangen, ihr Glück zu machen. 
Beſonders die Verheirateten ſchufen ſich hier ihr Sprungbrett. Der Mann 
arbeitete in der Seidenfärberei, die Frau unterhielt einen kleinen Mittags- 
tiſch, an dem zehn bis zwanzig Landsmänner aßen. Von da war der Sprung 
zur Eröffnung eines eigenen kleinen „Salons“, eines Speiſereſtaurants, nicht 
mehr weit und mancher, der in der Färberei anfing, beſitzt heute zwei oder 
drei Salons, ein eigenes Haus und ein Auto. 

Die meiſten aber ſparten alles Geld emſig zuſammen und hatten in kurzer 
Zeit genug, um in die Heimat zurückkehren zu können. 

Die Lehnhardt Neſimam fuhr nach ſechs Jahren wieder nach Jäkö. Die 
Mutter hatte geſchrieben, daß ein Burſche um fie angehalten hatte. Der Grieß- 
bacher Hanſel hatte zwölf Joch Feld, ſonſt nichts. Von Nefis Geld bauten 
ſie ſich ein Haus auf der halben Hofſtelle, die ihm gehörte. Wagen und Vieh 
mußte angeſchafft werden, Pflug und Hausrat. Die Schulden wuchſen und es 
kamen die erſten Kinder. Da fuhr der Hanſelvetter nach Amerika. Wenige 
Jahre nur vergingen und er hatte genug verdient, um alle Schulden bezahlen 
und ſogar noch die ſchmale Hofſtelle mit einer größeren vertauſchen zu können. Mit 
der Zeit kamen fünf Kinder zur Welt und nun ſchien der Acker zu klein. Rurzer- 
hand verkaufte der Hanſelvetter die Hälfte des Beſitzes und ließ die Frau mit 
vier kleinen Kindern allein. Er ſelbſt fuhr mit dem Jungen übers Meer. Als 
er nach Hauſe kam, nach dem Krieg, hatte die Frau mit übermenſchlichem Fleiß 
den Hof verſorgt und die Kinder großgezogen. Jetzt konnten ſie die ſchönſte 
Hofſtelle im ganzen Dorf kaufen; wo ein Acker zum Verkauf ſtand, da erwarb 
ihn der Hanſelvetter. Jetzt gehören ſie zu den reichſten Bauern im Dorf, die 
nicht nur das meiſte Feld, ſondern ſogar bares Geld auf der Kaſſe liegen 
haben ... And dabei kann der Hanſelvetter nur mit größter Not feinen Namen 
ſchreiben. Leſen aber kann er keinen Buchſtaben. 

Dies iſt nicht ein Einzelſchickſal: Haus bei Haus in Jäkö kann man ähn- 
liches hören. Dorf bei Dorf im Bakonyerwald. Kaum ein Bauer, der nicht in 
Amerika war, wenige Frauen nur. Nur die, die als Burſchen in den Krieg 
ziehen mußten, waren nicht drüben. Sie wiſſen dafür von Sibirien, von Omſk, 
Tomſk und dem Baikalſee zu erzählen. And wenn die Amerikaner gelegentlich 
Engliſch radebrechen, dann werfen ſie ruſſiſche Brocken dazwiſchen. 

Viele blieben draußen: 222 Familien in Jäkö haben 420 Angehörige in 
Amerika und dabei ſind die Amerikafahrer des erſten Jahrzehntes nur zum 
Teil mitgezählt. And die Familien, die ganz auswanderten, gar nicht. In 
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Päpa⸗Nyögér wohnen 240 Menſchen, fie haben jetzt 627 Angehörige drüben. 
Die draußen blieben, vergaßen die alte Heimat nicht. Anter ſich halten ſie 
engen Zuſammenhalt, ſie wohnen in der gleichen Straße, arbeiten an derſelben 
Stelle, heiraten untereinander. Wenn einer mal eine Amerikanerin geheiratet 
hat, ſo heißt es im Dorf: Das tut kein Gutes, das hätte er nicht machen ſollen. 
In Geſelligkeits- und Singvereinen ſchließen fie ſich zuſammen. Am beliebte 
ſten iſt der Verein: „Wiener Herz“, in dem aber auch zahlreiche Deutſchländer 
und Deutſchöſterreicher ſind. Faſching, das ſchönſte Feſt zu Hauſe, iſt auch in 
New Vork das große Heimatfeſt. 

Die Deutſchen jedes ungariſchen Komitates halten ihren Faſchingsball für 
ſich ab. Dann werden Singwettſtreite der Dörfer abgehalten und genau wie 
in Ungarn die Väroslöder ſtolz darauf find, daß De beſſer fingen können als 
die von Jäkö, genau fo erhebt ſich der Wettſtreit in New Vork. And wenn in 
Amerika einer ſtirbt, ſo läuten im Heimatdorf die Glocken. 

Zu Weihnachten iſt in den Dörfern die Aufregung immer groß: Werden 
die Kinder, die Geſchwiſter ſchreiben? Werden ſie etwas ſchicken? Meiſtens 
erfüllt ſich die Hoffnung. Ein Paket mit Kleidern, mit Kaffee und den ſo ſehr 
begehrten Medizinen kommt oder ein paar Dollarſcheine liegen im Brief. Die 
Hilfe der Amerikaner iſt oft notwendig, ja unentbehrlich, um überhaupt durch— 
zukommen. 

Beſonders wichtig iſt ſie aber für alle gemeinnützigen Werke. Da iſt die 
Orgel alt und morſch, ein Wegkreuz verfällt, es gilt ein Kriegerdenkmal zu 
errichten: Immer ſchicken die Amerikaner das Geld. Sie ſammeln unter ſich, 
als wohnten ſie noch gemeinſam im Heimatdorf und gar oft lieſt man die Wid— 
mung: Geſtiftet von ... in Amerika. 

Heute iſt die Auswanderung ſtark gedroſſelt, höchſtens ein oder zwei junge 
Menſchen können jedes Jahr hinüberfahren, die anderen Aberzähligen im Dorf 
müſſen verſuchen in der Stadt unterzukommen, oder gelegentlich Feld von einem 
Angarn zu kaufen. 

In der Geſchichte einer jeden beliebigen Familie ſpiegelt ſich das Schickſal 
des ganzen Dorfes wider. 

Die beiden Schweſtern der Lehnhardt Reſimam, die Marie und die Lieſi, 
waren auch in Amerika. Die Marie heiratete in New Vork einen Burſchen aus 
Jäkö und fie kehrten gemeinſam zurück. Die Lieſi blieb ledig und dient heute 
noch in New Vork. Im letzten Herbſt kam ſie zurück mit zwei rieſigen Schranf- 
koffern voll Geſchenken. Allein der Kirche ſtiftete ſie 500 Pengö zur Anſchaffung 
einer Heiligenſtatue. Jetzt läßt fie ſich in Jäkös ein Häuschen bauen, aber bis 
das fertig iſt, fuhr ſie noch einmal nach Amerika zurück. Auch von den drei 
Geſchwiſtern des Hanſelvetters waren zwei in New Vork, die Schweſter ver— 
heiratete ſich ins Nachbardorf. 

Die Reſimam und der Hanſelvetter haben fünf Kinder. Den Jungen, den 
Hanſel, nahm der Vater ſchon als Dreizehnjährigen mit hinüber. Er wurde 
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Koch und Kellner, heiratete eine Amerikanerin, ſehr zum Kummer der Mutter, 
und blieb drüben. Von ihm hören die Eltern nur äußerſt ſelten etwas. Nanni 
und Refi fuhren gemeinſam fort. Nanni heiratete einen Mann aus Jäkö, Neſi 
einen aus dem Nachbardorf. Sie wohnen in derſelben Straße in eigenen Häus⸗ 
chen. Nannis Sohn ſoll Theologie ſtudieren, von Reſis Kindern will der eine 
Arzt, der andere Ingenieur werden. So geht die Intelligenz der deutſchen 
Bauerndörfer Datt wie früher im Magyarentum, jetzt in der amerikaniſchen 
Intelligenz auf. Denn die Kinder ſind begeiſterte Amerikaner und ſprechen nur 
To viel Deutſch, wie Be in der Schule lernen. Das vierte Kind der Reſimam, 
Marie, kam wie ſo viele „verſtohlener“ nach Amerika. Denn nach dem Krieg 
waren die Einwanderungsgeſetze ſchon ſehr ſcharf. Aber Cuba, Mexiko und 
Texas gelangt ſie ſchließlich nach New Vork und verlobte ſich dort mit dem 
Fodi Franzel, der auch heimlicherweiſe, über Kanada, gekommen war. Durch 
einen unglücklichen Zufall kam das der Polizei zu Ohren und beide wurden 
ausgewieſen. Mit dem verdienten Geld konnte fie ſich in der Marktſtadt Papa 
ein kleines Anweſen kaufen. Das jüngſte Mädchen, die Kati, konnte nicht mehr 
hinüber, ſo ließen die Eltern ſie lernen. Nach der Bürgerſchule ging ſie auf 
eine Gewerbeſchule und wurde Handarbeitslehrerin. 

Die Zurückgekehrten aus Amerika fügten ſich wieder ein in Brauch und Sitte 
des Dorfes. Die Seidenfähnchen aus Amerika wanderten in den Schrank 
und die alte Tracht wurde wieder angelegt. Statt elektriſchen Lichtes und Par- 
kett wieder Petroleumlampe und Lehmfußboden, ſtatt der leichten Arbeit in 
einer bequemen Stadtwohnung wieder Wellen aufheben, Krumpern hacken und 
Schweine füttern! Den Alten war das ſelbſtverſtändlich. Die Jüngeren hatten 
ſchon ein bedauerndes Achſelzucken: „'s iſt halt ſo die Einführung hier.“ Denen 
aber, die nach dem Krieg erſt zurückkehrten, iſt Amerika das unerreichbare 
Paradies. Iſt es ein Wunder, daß Neft Fodi, die voriges Jahr nach Amerika 
fuhr, ſchreibt: „Auf de Jake iſt einmal im Jahr Kiritag, hier aber iſt alleweil 
Kiritag?“ Alleweil Kiritag, das möchte man auch daheim haben und daher 
fügen ſich die jetzt Heimkehrenden nicht mehr widerſpruchslos in das Alte, Be— 
ſtehende, wie das noch vor zehn Jahren der Fall war. Wem gehört das große 
Haus dort, das mit der Querſeite zur Straße ſteht, wo doch ſonſt ſtets der 
Giebel auf die Gaſſe ſchaut? — Das? Das gehört dem Taufer Hans, der iſt 
reich, der iſt aus Amerika zurückgekommen! And wer wohnt dort, wo das 
ſchöne eiſerne Tor iſt? Ach, da wohnt auch ſo ein Amerikaner! And wer riß 
zuerſt den gekachelten Sparherd nieder und kaufte ſich einen häßlichen eiſernen? 
Ein Amerikaner! And woher ſtammen die rührſeligen Wiener Lieder, die 
langſam die alten ſchönen Balladen und ſchlichten Volkslieder verdrängen? 
Aus Amerika! Manch einer hat ſich ſogar ein Grammophon mitgebracht. auf 
deſſen Platten ſcheußliche Schlager und Couplets ertönen. Schlechtes brachte 
die Amerikafahrt mit ſich, aber noch viel mehr Gutes: Gutes nicht nur für die, 
die draußen Anterhalt und Lebensmöglichkeit fanden, den ihnen die alte Heimat 


43 


nie hätte geben können, Gutes auch für die Daheimbleibenden, die unter dem 
aufgeſchloſſeneren Geiſt der Amerikafahrer lernten, ihre Felder beſſer zu be- 
wirtſchaften, beſſeres Vieh zu züchten und fo fich ſelbſt beſſere Lebensmöglich⸗ 
keiten zu ſchaffen. And darum klingt es beſonders innig und herzlich, wenn 
bei der Hochzeit der Brautführer ſagt: „Eine Geſundheit den Ame— 
rikanern, ſind ſie hier oder nicht, ihre Geſundheit ſoll 
getrunken ſein.“ 
B. Philippi. 


Länder⸗Verichte 


Noroͤſchleswig 


Kirchenwahlen — Erfüllung deutſcher Schulforderungen — Das Ringen um 
den Heimatboden — Neue Vorſtöße der Partei — Scharfe Gegenſätze in der 
Judenfrage — Zerſplitterungserſcheinungen in däniſchen Parteien 


In der Zeit vom 21. 26. November fanden in einigen nordſchleswigſchen 
Orten Neuwahlen zur kirchlichen Gemeinde vertretung o Datt, 
Die Wahl wurde an den meiſten Stellen umgangen, weil ſich die deutſchen und 
die däniſchen Gemeindevertretungen durch eine Friedenswahl dahin einigten, 
es bei der augenblicklichen Verteilung der Mandate zu belaſſen. Auch in den 
Orten, wo gewählt wurde, hat die Wahl im allgemeinen keine großen 
Veränderungen gebracht. In Apenrade gelang es der deutſchen 
Partei, durch eine vorzügliche Organiſation der Wahlarbeit ein Mandat zu 
erobern. In dem Ort Norderlügum (nördlich von Lügumkloſter) konnten 
die Deutſchen ſogar zwei Mandate gewinnen. Dagegen gelang es den Dänen 
in Hoyer, den Deutſchen ein Mandat abzunehmen. Die däniſche Zuwanderung 
iſt in dieſem Ort, der bei der Abſtimmung noch eine 80 ige deutſche Mehrheit 
hatte, in der letzten Zeit dort ſo ſtark geweſen, daß die Deutſchen trotz aller 
Anſtrengungen die bisherige Mandatsverteilung nicht halten konnten. Jedoch 
haben die Deutſchen in der kirchlichen Vertretung in Hoyer immer noch die 
Mehrheit, da ſie über vier und die Dänen über drei Vertreter verfügen. 

Das Beſondere an der Kirchenwahl war, daß ſich auch die in Nordſchleswig 
lebenden deutſchen Statsbürger an ihr beteiligen durften, die bei den politiſchen 
Wahlen kein Stimmrecht beſitzen. 

In einer der letzten Neichstagsſitzungen erklärte der däniſche Kultusminiſter 
Jörgenſen, daß die däniſche Regierung bereit ſei, einige der von den 
Deutſchen Nordſchleswigs ſeit Jahren erhobenen Schulforderungen zu 
erfüllen. Danach werden die deutſchen Schulen in abſehbarer Zeit eigene 
Schulkommiſſionen erhalten und werden alſo mehr als bisher Herr im 
eigenen Hauſe ſein. Aber die Anſtellung von Lehrkräften und die Einführung 
von Lehrbüchern können die Deutſchen dann ſelbſt entſcheiden, wogegen ſie bisher 
in dieſen wichtigen Fragen der däniſchen Schulkommiſſionsmehrheit ausgeliefert 
waren. Ferner werden die Deutſchen für die Beauffichtigung ihrer Schulen einen 
eigenen Schulkonſulenten erhalten. Auch eine wichtige finanzielle 
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Regelung iſt vorgefehen: bisher erhielten diejenigen deutſchen Privatſchulen, in 
deren Nähe ſich eine deutſche Kommunalſchule befand, keinen Staatszu⸗ 
ſchuß. In Zukunft ſollen alle deutſchen Privatſchulen nun den Staatszuſchuß 
erhalten, der im Jahr etwa 50 Kronen für jedes Kind beträgt. 


Die deutſche Schule in Mögeltondern konnte am 27. November ein 
eigenes Haus beziehen, das dank der Opfermütigkeit der Deutſchen angekauft 
und für Schulzwecke umgebaut worden war. Die Schulweihe geſtaltete ſich zu 
einem ſchönen Feſt, an dem auch die Vertreter der Patenſchaft der Stadt Natz e⸗ 
burg (Kreis Herzogtum Lauenburg) teilnahmen. 


Die däniſche Aktivität in der Bodenfrage hält in unvermin- 
derter Stärke an. Da den Dänen für den Ankauf deutſchen Bodens unbegrenzte 
Staats- und private 2 zur Verfügung ſtehen, hat auf deutſcher Seite das 
neugeſchaffene Amt für Agrarpolitik, das der Leitung von Aſſeſſor 
Rudolf Stehr unterſteht, in der letzten Zeit die bäuerlichen Vertrauens- 
leute des Grenzgebiets an verſchiedenen Orten zuſammengezogen, um dem däni⸗ 
ſchen Angriff einen verſtärkten deutſchen Abwehrkampf entgegenzuſetzen. Rudolf 
Stehr führte bei dieſen Verſammlungen aus, daß die agrarpolitiſchen Amts⸗ 
walter Propagandiſten einer neuen Geſinnung ſein müßten, deren Grundlage 
das deutſche Erbhofrecht iſt. Dieſes Erbhofrecht habe in Verbindung mit den 
übrigen agrarpolitiſchen Maßnahmen den deutſchen Bauernſtand gerettet, wäh⸗ 
rend alles, was auf däniſcher Seite für die Landwirtſchaft geſchehe, nur Stück⸗ 
werk fei. Als Beiſpiel für die däniſche Bodenpolitik konnte auf einer dieſer Ver⸗ 
ſammlungen angeführt werden, daß in acht Kirchſpielen im Kreis Apenrade auf 
urſprünglich deutſchem Boden 117 däniſche Häuslerſtellen errichtet worden ſind, 
aber auf däniſchem Boden keine einzige deutſche. 


Die NSDAP. Nordſchleswig hat die letzten Wochen des alten 
Jahres für eine erhöhte Propagandatätigkeit ausgenutzt. Bezeichnend iſt, daß 
die Partei in Gebiete vorgeſtoßen iſt, wo bisher überhaupt noch keine deutſche 
Arbeit organifiert worden war. So z. B. auf der Nordſeeinſel Nöm und auf 
der Halbinſel Kekenis an der Südſpitze der Inſel Alſen. 


Am 4. Dezember waren alle kommunalen deutſchen Vertreter 
in Apenrade zu einer Schulungstagung zuſammengezogen, auf der Rektor 
Koopmann über Schulfragen ſprach, während der Führer der deutſchen 
Stadtvertreterfraktion aus Tondern, Chr. Elhol m, über die Lage in den 
Städten und Kreisleiter Jep Schmidt über die Lage in den ländlichen 
Gemeinden ſprach. 


Die deutſchen Maßnahmen in der Judenfrage haben auch in 
Nordſchleswig die verſchiedenen Geiſter in Bewegung geſetzt. Während ſich 
die deutſche Volksgruppe in leidenſchaftlicher Weiſe an die Seite des deutſchen 
Volkes ſtellt, will ein großer Teil der däniſchen Bevölkerung von einer Raffen- 
frage nichts wiſſen und veranſtaltet Kundgebungen zugunſten des „verfolgten“ 
Judentums. In Woyens bei Hadersleben ſprach der Oberrabbiner Dr. Mel⸗ 
choir aus Kopenhagen vor däniſchen Lehrern über die Judenfrage, und in 
Rödding sveranſtaltete die däniſche Freigemeinde eine Einſammlung für die 
Juden, in einer Zeit, wo die Arbeitsloſigkeit ſchwere Not in viele däniſche 
Heime bringt. Die Tatſache, daß ein führender däniſcher Geiſtlicher der däniſchen 
Volkskirche, der Propſt Beyer in Ninkenis, ſich in feinem Gemeinde⸗ 
blatt, das auch in deutſche Häuſer kommt, über die „Judenverfolgung“ in 
Deutſchland äußerte und zur Fürbitte für die Juden aufforderte, führte zu einem 
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ſcharfen Proteſt der deutſchen Gemeindemitglieder in Ninfenis gegen den 
Propſten Beyer mit dem gleichzeitigen Erſuchen, künftig die deutſchen Häuſer 
mit dieſem Gemeindeblatt zu verſchonen. 

In den alten däniſchen Parteien machen ſich zur Zeit Abſplit⸗ 
terungsbeſtrebungen mancherlei Art bemerkbar. Aus der konſervativen 
Partei iſt der frühere Vorſitzende dieſer Partei, der Generalauditor Pürſchel, 
ausgebrochen, um mit anderen Perſönlichkeiten gemeinſam eine Partei der 
nationalen Sammlung zu begründen. Gleichzeitig haben jütiſche Bauernführer 
zur Gründung einer Bauernpartei aufgefordert, die wahrſcheinlich zu 
einer Schwächung der Venſtre, die ſich bisher hauptſächlich auf die Bauern⸗ 
8 ſtützte, führen wird. Ebenſo gärt es ſehr ſtark in den Jugendgruppen der 
konſervativen Partei. Alle dieſe Vorgänge ſind ein Zeichen dafür, daß die 
großen weltanſchaulichen Fragen der Gegenwart auch an dem däniſchen Partei- 
leben nicht ſpurlos vorübergehen. Demgegenüber hat ſich die deutſche Volks- 
gruppe jetzt zu innerer Geſchloſſenheit durchgerungen. Frei und offen bekennt 
ſie ſich zur nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung und geht mit großer Zu— 
verſicht den kommenden Wahlkämpfen entgegen, die mit einer Folketingswahl 
am 19. April 1939 ihren Anfang nehmen werden. H. K. 


Eupen ⸗Malmedy 


Wer heimattreu iſt, wird Soe — Chocolaterie Jacques und Hausbeſitzer 
Schlembach — Klaſſiſche Militärſprache — Pariſer Berichterſtattung — Die 
Frontſtreifenrente 


In unſerem letzten Bericht (Novemberheft 1938) wurde das Ergebnis der 
belgiſchen Gemeindewahlen vom 16. Oktober im abgetrennten deutſchen Grenz— 
gebiet behandelt: der Erfolg der Heimattreuen Front, die Enttäuſchung ihrer 
vereinigten Gegner. Wie wir darlegten, wurden auf gegneriſcher Seite alle 
Mittel angewendet, um die Heimattreue Front zu ſchwächen. Dazu gehörte 
nicht zuletzt jener hintergründige materielle Druck, der auf die offenen Anhänger 
der Heimattreuen Front ausgeübt wird. Dies Verfahren ließ ſich auch nach 
der Wahl erneut an zwei charakteriſtiſchen Beiſpielen nachweiſen. 

Die belgiſche Chocolaterie Jacques, die in Eupen einen Betrieb 
unterhält, entließ Betriebsmitglieder oder „empfahl“ ihnen, ſich anderweitig 
Arbeit zu verſchaffen: und immer handelte es ſich um ſolche, die ſelbſt oder deren 
Angehörige Mitglieder der Heimatfront ſind. Die Direktion hatte zuvor erklärt, 
ſie könne ihre Waren nicht von Menſchen herſtellen laſſen, die antibelgiſch 
ſeien. Nun ſetzte I dieſe Einftellung in die Praxis um und tat damit kund, 
daß die politiſche Meinungsfreiheit zwar in Belgien geſetzlich gewährleiſtet iſt, 
es jedoch Eupen⸗Malmedyern nicht zukomme, die ihnen zuſtehenden Rechte 
freimütig wahrzunehmen. 

Handelt es ſich hier um ein belgifch-wallonifches Unternehmen, deſſen Leitung 
es vielleicht für ihre patriotiſche Pflicht hält, Aſſimilationspolitik zu betreiben, 
ſo kann der Eupener Stadtverordnete Eduard Schlembach nicht einmal 
dieſe Entſchuldigung für ſich in Anſpruch nehmen. Er ließ ſich als Vertreter der 
„Vaterſtädtiſchen Wählervereinigung“ aufſtellen und wählen, jener Sammel⸗ 
liſte, die am 16. Oktober als Konkurrent der Heimattreuen Front auftrat. And 
obwohl von vornherein klar war, wes Geiſtes Kind dieſe „Wählervereinigung“ 
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war, ihre Agitatoren fonnten nicht genug beteuern, ihnen läge allein das Wohl 
der Heimat am Herzen, fie wollten nur keine Politik in die Gemeindewahlen 
hereintragen, und das reine Gemeindeintereſſe ginge ihnen über alles. Was 
tat nun Herr Schlembach? Er erhöhte von heute auf morgen als Hausbeſitzer 
zwei Mieterinnen in rigoroſeſter Weiſe die Wohnungsmiete, weil ſie der 
Heimattreuen Front angehört und heimattreu gewählt hätten. Die eine zog 
daraufhin aus dem Schlembachhauſe aus und fand eine andere Wohnung; die 
zweite aber, ſchon achtzigjährig und weder in der Lage, einen Wohnungswechſel 
vornehmen noch die höhere Miete zahlen zu können, wurde von Herrn Schlem⸗ 
bach in Gnaden angehört und erhielt, unter der Bedingung des Austritts 
aus der Heimattreuen Front, die Erlaubnis, die Wohnung zum alten Preis 
zu behalten. 

Beiſpiele aus dem Alltag, aber gerade in ihrer Art bezeugend, wie man 
im deutſchen Grenzgebiet probelgiſche Politik macht und dem materiell Ub- 
hängigen vor Augen ſtellt, daß die Zugehörigkeit zur Heimatbewegung, zur 
berufenen Vertreterin des Volkstums und der Volksrechte Schaden bringt. 

Die Referviften des belgiſchen Heeres bewahren ihre Uniform zu Haufe 
auf. So kann es, wie bei der jüngſten Mobilmachung, vorkommen, daß man 
Soldaten begegnet, denen die Armel und Hoſenbeine viel zu kurz oder eng 
geworden ſind, da ſie der Aniform, die ſie vor drei oder vier Jahren erhielten, 
entwuchſen. Mit dieſem Tatbeſtand hing wohl zuſammen, daß eine Reihe von 
Reſerviſten nunmehr von ihrem Truppenteil eine militäriſche Anfrage folgenden 
Inhalts erhielten: „Bitte ſofort Ihrer Mäße auf dem hier beigefugtenzettel 
zu notieren und ihm nach der auf dem Briefumſchlag ſtehende Adreſſe zuruck 
zu ſchicken. Falls ſie noch im beſitz ſein wirden von militaire ſachen, welche nicht 
teil machen von Ihrer Neiscanzug, ſollen Sie fie auf dem ſelben Zettel melden 
und dieſe ſachen an der gendarmerie abliefern. Sind ſie noch in beſitz von Ihrer 
verbandpeckchen?“ — Auf dem „hierbeigefugtenzettel“ ſollten die Empfänger 
notieren, wie es um ihre „Gruße, Weite der Bruſt, Weite der Taille, Hohe 
zwiſchen Ihrer Beine, Weite der Kopf, Gange der Fuße“ in Zentimetern 
beſtellt ſei. 

Den belgiſchen Heeresbeſtimmungen zufolge iſt die Mutterſprache des Sol⸗ 
daten im Dienſtverkehr zu berückſichtigen. Wie es in der Praxis mit dieſer 
Berückſichtigung ausſieht, offenbart das vorliegende Dokument. Es übertrifft 
an Sprachreinheit ſogar noch die „deutſche“ Werbekarte der belgiſchen Kolonial- 
lotterie, die in dieſen Tagen ebenfalls den Eupen⸗Malmedyern überſandt wurde, 
und in der es hieß: „Kaufen Sie ein Los der Belgiſche Kolonial Loterie. Jeder 
monat Fünfzehn Millionen zu verteilen! Der Preis betragt nur ...“ 

Nicht minder ſchwer als die Berückſichtigung der deutſchen Sprache ſcheint 
denen, die auf dem Beſitz des abgetrennten deutſchen Grenzgebiets in Belgien 
Wert legen, die Anerkennung der Wirklichkeit zu ſein. Nach wie vor werden 
in der belgifch-franzöfifchen Preſſe die ſonderbarſten Lügen über Eupen⸗Mal⸗ 
medy⸗St. Vith zum beſten gegeben. Die ſonderbarſte aus jüngſter Zeit war 
ein Bericht im Pariſer „Voltigeur Francais“, deſſen Berichterſtatter 
angeblich das deutſche Grenzgebiet perſönlich beſuchte und folgende Erlebniſſe 
zu erzählen wußte. Auf der Straßenbahn von Herbesthal nach Eupen habe ſich 
der Wagenführer bei ihm beklagt, alle Chefs der Straßenbahngeſellſchaft ſeien 
Nationalſozialiſten, und jo müſſe auch er gegen feinen Willen mit „Heil Hitler“ 
grüßen. In Eupen habe er keine einzige belgiſche Zeitung kaufen können; dort 
ſei auch die belgiſche Fahne vom Rathaus entfernt worden, weil fie immer 
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wieder von der Bevölkerung beleidigt werde. In den Gaſtſtätten Eupens habe 
man ihm, als Franzoſen, die Bedienung verweigert, weil die Angeſtellten 
andernfalls die „Rache der Hitleriſten“ fürchten müßten. 

In dieſer Art geht es am laufenden Bande der Erfindungen weiter, wobei 
als Wahrheit nur das eine feſtzuſtellen iſt: daß die Eupen⸗Malmedyer in 
ihrem neuen Vaterlande doch nicht jo zufrieden fein können, wie das die „Anio— 
niſten“ und Probelgier ſonſt gern behaupten. Zur Wahrheit gehört ferner, daß, 
wie ſich aus einer Sitzung des belgiſchen Senats ergab, die ſogenannte Front⸗ 
re den Frontkämpfern aus Eupen-Malmedy-St. Vith nich t zuerkannt 
werden ſoll, entgegen der Propagandabehauptung, mit der die Anioniſten ſeit 
Jahr und Tag im deutſchen Grenzgebiet Stimmen zu ködern ſuchen. 


Elſaß⸗Lothringen 


Lehren der Septemberkriſe — Hoffnungen auf deutſch⸗franzöſiſche Zuſammen⸗ 
arbeit — Die Wirtſchaftsſorgen — Das Sprachenproblem 


In gewiſſem Sinne hat die europäiſche Septemberkriſe um ein ſcheinbar 
gänzlich abſeits liegendes Problem, die ſudetendeutſche Frage, für Elſaß⸗ 
Lothringen den entſcheidenden Anſtoß zu einer umfaſſenden Beſinnung auf die 
eigene een gegeben. Nun ift es jedem Bewohner des Grenzlandes klar ge 
worden, daß die franzöſiſche Außenpolitik der Nachkriegszeit mit ihren Pakten 
und Militärbündniſſen für jeden einzelnen höchſte Gefahr im Gefolge hat, für 
das Land die ſtändige Drohung völligen Antergangs. Mit noch größerer Be⸗ 
geiſterung iſt hier daher auch der „Friede von München“ aufgenommen worden, 
ebenſo auch der Ausblick auf eine deutſch⸗franzöſiſche Verſtändigung. Solange 
die Gefahr neuer kriegeriſcher Verwicklungen über Elſaß⸗Lothringen ruht, ver- 
mag ſich ſeine Wirtſchaft nicht wieder zu erholen. Die Septemberwochen haben 
dieſe Erkenntnis überallhin verbreitet. Die Teilmobilmachung in der Grenz⸗ 
zone, die Flucht von Zehntauſenden in geſchütztere Gebiete, die militäriſche 
Requirierung faſt aller Fahrzeuge und Pferde, der Anſturm auf die Banken 
und Sparkaſſen —, das alles hat die Kriſe faſt zur Kataſtrophe werden laſſen. 
Mit beſchwörender Eindringlichkeit haben deshalb die Landespreſſe, Berufs— 
verbände und kammern, die meiſten Parteien und Parlamentarier, die Bezirks— 
tage (Generalräte) gefordert, daß Frankreich der elſaß⸗lothringiſchen Wirtſchaft 
großzügige Hilfe gewähre und die Vorausſetzungen für eine Geſundung ſchaffe, 
wozu nicht zuletzt eben eine wahre Verſtändigung mit dem deutſchen Nachbarn 
gehört. Von dieſem Verlangen ſchließen ſich lediglich die marxiſtiſchen Blätter 
aus, die kommuniſtiſche mit kaum verhohlenem Arger über den in München 
verhinderten Krieg. Daß die Marxiſten ſich damit allerdings abſeits von der 
überwältigenden Mehrheit der Grenzbevölkerung ſtellen, beſtätigte aber das 
faſt völlige Scheitern des Generalſtreikplans der Gewerkſchaften. Die heimat⸗ 
treue Preſſe hat den Streik namentlich mit dem Hinweis darauf bekämpft, daß 
er von den Kriegstreibern anbefohlen war, und daß Elſaß⸗Lothringen für die 
Erhaltung des Friedens beſonders dankbar ſei. 

Die deutſch-⸗franzöſiſche Erklärung vom 6. Dezember 1938, 
die durch die gegenſeitige Anerkennung der heutigen Grenze im Weſten des 
Reiches den Verzicht auf weitere territoriale Anſprüche an Frankreich verbrieft, 
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hat die Hoffnung auf einen wirklichen Ausgleich zwifchen den beiden Nationen 
neu geſtärkt und iſt deshalb durchweg freudig begrüßt worden. Auch hier hat die 
Linkspreſſe, und zwar mit Einſchluß der der Regierung naheſtehenden radikal⸗ 
ſozialiſtiſchen Blätter (), ſich bemüht, den Wert anzuzweifeln und zu bekritteln. 
Auch die wenigen rechtsſtehenden franzöſiſchſprachigen Blätter im Lande haben 
Zweifel an dem Erfolg ausgeſprochen, den ſich die ehrlichen Vorkämpfer der 
Verſtändigung erhoffen. 

Am franzöſiſchen Nationalfeiertag, dem 14. Juli, hatte bekanntlich der für 
Elſaß⸗Lothringen zuſtändige Staatsminiſter Chautemps von Straßburg 
aus großzügige Hilfsmaßnahmen verſprochen, u. a. einen Kredit von 50 Mil- 
lionen Franken aus dem Ertrag der Nationallotterie. Das ſchon im damaligen 
Zeitpunkt geringe Ausmaß der zugeſagten Wirtſchaftshilfe ſteht in noch grö- 
ßerem Mißverhältnis zum Amfang der zu behebenden Schäden, ſeitdem die 
Septemberkriſe der Wirtſchaft des Grenzlandes neue ſchwere Schläge zugefügt 
hat. Der im Frühjahr 1938 geſchaffene „Verteidigungsausſchuß der elſäſſiſchen 
Wirtſchaft“ hat ſich daher bemüht, in Paris wirkſamere Hilfe zu finden. Der 
20. Jahrestagder „Befreiung“ von 1918, der in den größeren Städten 
mit großen Feierlichkeiten begangen wurde, bot Chautemps die Gelegenheit zu 
beruhigenden Erklärungen. Bei der Colmarer Swanzig-Sahr-Feier am 20. No⸗ 
vember kündigte er weitere Maßnahmen an, zu denen auch die Rückverlegung 
der Generaldirektion der Kali-Handelsgeſellſchaft von Paris nach Mülhauſen 
gehört. Zum Jahresende war der im Sommer verſprochene 50⸗Millionen⸗Kredit 
für die Wiederaufrichtung der elſaß⸗lothringiſchen Induſtrie noch nicht in Gang 
gebracht. Pariſer Stellen haben durchgeſetzt, daß die Mittel nicht durch eine 
dafür ausdrücklich vorgeſehene elſaß⸗lothringiſche einheimiſche Bank vergeben 
werden, ſondern von Paris aus, lediglich unter beratender Mitwirkung von 
Vertretern der Handelskammer in Elſaß-Lothringen. Trotz dieſer und anderer 
Enttäuſchungen, die im allgemeinen nicht Chautemps angerechnet werden, ſon⸗ 
dern andern Behörden, dauert in weiten Kreiſen die Hoffnung an, daß die 
elſaß⸗lothringiſche Wirtſchaft im Zuſammenhang mit den geſamtfranzöſiſchen 
Geſundungsplänen Hilfe finden werde, insbeſondere auch über den Weg eines 
verſtärkten deutſch-franzöſiſchen Warenaustauſchs. 


Während es auf dem wirtſchaftlichen Gebiet im Laufe des Jahres 1938 
möglich geweſen iſt, maßgebende franzöſiſche Stellen wenigſtens davon zu 
überzeugen, daß Elſaß⸗Lothringen in einer Sonderlage gegenüber Inner— 
frankreich iſt, kommen die kulturellen Dinge nicht vom Fleck. Der 
Wechſel in der oberſten Leitung des Anterrichtsweſens des Landes hat bisher 
keinen Kurswechſel gebracht. Die Rede des neuen „Akademierektors“ Terracher 
beim feierlichen Beginn des zwanzigſten Jahrs der 1919 gegründeten Straß⸗ 
burger franzöſiſchen Aniverſität hat die Schul- und Sprachenfrage völlig un- 
erwähnt gelaſſen. Die Heimatparteien find jedoch gewillt, das Problem grund- 
ſätzlich aufzurollen. Ein Anzeichen dafür war die einſtimmige Annahme eines 
Wunſchantrags im unterelſäſſiſchen Generalrat, der völlige Revifion der ſeit 
20 Jahren beibehaltenen verfehlten Sprachenpolitik fordert. Die 
einftimmige Annahme des von dem Zaberner Abgeordneten Dahlet und 18 wei- 
teren Mitgliedern des Generalrats eingebrachten Antrags iſt um ſo mehr zu 
beachten, als die Begründung an das Beiſpiel der Tſchecho⸗Slowakei erinnert. 
Es zeige, wie gefährlich es für die Staaten ſei, gerechte Forderungen „natio- 
naler Minderheiten“ zu mißachten. 
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Wie für die Sprachenfrage ift auch in bezug auf das Verlangen nach einer 
eigenen „Regionalverwaltung“ noch nicht erreicht worden, daß die franzöſiſche 
Offentlichkeit ſich ernſtlich damit beſchäftigt oder gar etwa dafür Verſtändnis 
aufbringt. Das Verwaltungsproblem iſt Ende Dezember in der 
Pariſer Kammer bei der kurzen Debatte vor Annahme des elſaß⸗lothringiſchen 
Sonderhaushalts von dem Straßburger Abgeordneten Mourer angeſchnitten 
worden. Aus der Antwort Chautemps' war zu entnehmen, daß er den beſtehen⸗ 
den Zuſtand — Beſtehen einer „Generaldirektion der elſaß⸗lothringiſchen An— 
gelegenheiten“ in Paris — als ausreichendes Entgegenkommen an Sonder- 
bedürfniſſe betrachtet. Für Januar ſteht eine gründlichere Ausſprache auch 
hierüber bevor: Staatsminiſter Chautemps will vor dem ElſaßLothringen— 
Ausſchuß der franzöſiſchen Kammer über die verſchiedenen Probleme Rede 
und Antwort ſtehen. Außerdem ſteht eine Debatte über die Sprachen- und 
Schulfragen im unterelſäſſiſchen Generalrat bevor, dem einige der entſchiedenſten 
Vorkämpfer für die Rechte der deutſchen Mutterſprache angehören. 


Memelland 


Ein neuer glänzender Wahlſieg: über 87 v. H. deutſche Stimmen! — Unaus- 

bleibliche Schlußfolgerungen. — Engliſch⸗franzöſiſches Störungsmanöver. — 

Das Memeldirektorium gegen litauiſche Ruheftörer, — Ein Memellitauer als 
neuer Gouverneur. 


Am Anfang des neuen Jahres kann nun auch das Memelland nach einer 
Zeit ſchwerſter Prüfungen mit neuen Hoffnungen in die Zukunft ſehen. Am 
1. November wurde der Kriegszuſtand aufgehoben, mit dem die deutſche Bevöl— 
kerung des Gebiets faſt zwölf Jahre hindurch auf das Furchtbarſte terrorifiert 
und aller Rechte und Freiheiten beraubt wurde. Am 11. Dezember fand zum 
erſtenmal nach langen Jahren wieder eine freie Wahl ſtatt. Es war die Wahl 
zum 6. Memelländiſchen Landtag, bei der das Memeldeutſchtum Gelegenheit 
hatte, ſeine berechtigten Forderungen auf Freiheit und Gerechtigkeit vor aller 
Welt anzumelden. 

Die Landtagswahl iſt ſo ausgefallen, daß ſelbſt in der ausländiſchen Preſſe 
zugegeben werden muß, daß Memel ein eindeutiges Bekenntnis zum Deutſch⸗ 
tum abgelegt hat, daß es ſich — wie der Pariſer „Figaro“ erklärte — um einen 
wahrhaften Volksentſcheid zugunſten des Reichs handele. And mit Genug- 
tuung kann man in Memel feſtſtellen, daß in engliſchen und franzöſiſchen Zei- 
tungen auch wieder die Stadt Memel bei ihrem richtigen deutſchen Namen 
genannt wird, an Stelle der litauiſchen Bezeichnung „Klaipeda“. In voller 
Ordnung und Diſziplin hat die Bevölkerung ſich auf die Wahl vorbereitet, 
und auch der Wahltag ſelbſt nahm einen würdigen, ja feſtlichen Verlauf. Wie 
ein Mann ſind die Memelländer zu den Wahlurnen gegangen. Das ganze 
Memelland ſtand im Schmuck der grün⸗weiß-roten Fahnen, Spruchbänder, 
Girlanden, Pylone, und in den Abendſtunden gaben feſtliche Illuminationen 
Stadt und Land ein feierliches Gepräge. Weder jahrelange Anterdrückung noch 
Kriegszuſtand, Zuchthausſtrafen und Todesurteile haben das Memeldeutſchtum 
zu beugen vermocht. Einmütig haben ſich die Memeldeutſchen zu ihrem an⸗ 
geſtammten Volkstum bekannt und ihre Entſchloſſenheit bekundet, nicht zu ruhen 
und zu raſten, bis die Freiheit des Memellandes erſtritten iſt. 
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Infolge des umſtändlichen Auszählungsverfahrens ift das Wahlergebnis 
erſt mehrere Tage nach der Wahl bekannt geworden. Die Wahlbeteiligung 
betrug 97 v. H., ein Nekord, wie er im Memelgebiet bisher noch nicht erreicht 
worden iſt. (Bei der Landtagswahl 1935 beteiligten ſich 91, 30 v. H. der Wahl⸗ 
berechtigten.) Von den insgeſamt 2 088 833 abgegebenen gültigen Stimmzetteln 
(jeder Wähler gab 29 Stimmzettel ab) erhielt die Memeldeutſche Liſte Dr. Neu⸗ 
manns 1820 175 Stimmen, während die vier litauiſchen Liſten nur 268 658 
Stimmzettel auf ſich vereinigen konnten. Das Memelland hat ſich alſo mit 
87,1 v. H. zum Deutſchtum bekannt. Trotz der nach vielen Tauſenden zählen⸗ 
den großlitauiſchen und jüdiſchen Zuwanderung und trotz der höheren Wahl— 
beteiligung haben die Litauer gegenüber der letzten Wahl im Jahre 1935 
erhebliche Verluſte erlitten. In den neuen Landtag werden daher 25 memel- 
deutſche Abgeordnete und nur 4 Litauer einziehen, gegenüber 24 deutſchen und 
5 litauiſchen Mandaten im letzten Landtag. Auch in der Stadt Memel konnte 
ein glänzendes Ergebnis zugunſten der Memeldeutſchen Liſte verzeichnet wer⸗ 
den. Trotz der ſich hier beſonders bemerkbar machenden litauiſchen und jüdiſchen 
Zuwanderung entfielen auf die Memeldeutſche Liſte 81,5 v. H. der Stimmen. 
Auf dem Lande gab es nicht wenige Ortſchaften, die ſich hundertprozentig zum 
Deutſchtum bekannten! 


Dieſer bewunderungswürdige Wahlausgang kann nicht ohne Folgen für 
die Zukunft des Memellandes bleiben. Denn dieſe Abſtimmung bedeutet nicht 
nur ein eindeutiges Bekenntnis zum Deutſchtum, fondern zu- 
gleich auch den endgültigen Zuſammenbruch einer Lüge, die 1919 in 
Verſailles bei der Abtrennung des Gebiets vom Deutſchen Reich begann, die 
beim Einbruch der Litauer im Jahre 1923 in das Memelland fortgeſetzt und 
die ſeither in den Zeitungen der ſogenannten Demokratien immer wieder auf⸗ 
getiſcht wurde. Seit zwei Jahrzehnten iſt litauiſcherſeits gefliſſentlich der 
Schwindel vom „rein litauiſchen Memelland“ verbreitet worden. Dieſes Mär⸗ 
chen hat nun ſeine endgültige Widerlegung gefunden und man beginnt jetzt auch 
in anderen Ländern einzuſehen, daß durch die Abtrennung des Memellandes 
vom Reich ein großes Anrecht begangen worden iſt. Es hat ſich weiter heraus⸗ 
geſtellt, daß alle Verſuche der Litauer, die Memeldeutſchen ihrem Volkstum 
zu entfremden und ſie zu Litauern zu machen, kläglich geſcheitert ſind. Die 
litauiſchen Machthaber in Kowno müſſen es jetzt vielmehr erleben, daß die 
Bevölkerung des Memellandes ſich endgültig von ihnen abwendet und ſich um 
ſo nachdrücklicher zu ihrem Volkstum bekennt. Der Lauf der Gerechtigkeit wird 
ſich auch in Memel nicht aufhalten laſſen, um ſo weniger, als auch die für 
Verſailles Verantwortlichen allen Anlaß hätten, dafür einzutreten, daß das 
dem Memelland angetane Anrecht ſchnellſtens wieder gutgemacht wird. 

Anter dieſen Amſtänden wirkt es geradezu wie ein ſchlechter Scherz, wenn — 
wie die Litauiſche Telegrafenagentur zwei Tage nach der Wahl berichtete — 
der franzöſiſche Botſchafter und der engliſche Geſchäftsträger in Berlin im Aus⸗ 
wärtigen Amt vorgeſprochen und erklärt haben, daß die beiden Mächte als 
Unterzeichner des Memelabkommens nicht unintereffiert am Beſtehen des 
Memelftatuts ſeien. Im engliſchen Unterhaus hat Miniſterpräſident Chamber⸗ 
lain auf eine Anfrage geantwortet, es beſtehe Grund zu der Annahme, daß 
nach der Wahl die Mehrheitsparteien im Landtag der litauiſchen Regierung, 
Forderungen ſtellen könnten, die mit dem Memelſtatut nicht vereinbar wären. 
Die britiſche Regierung als Signatarmacht des Memelabkommens könne dieſe 
Möglichkeit nicht überſehen. Mit Rückſicht auf den beſonderen Einfluß, den 
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die deutſche Regierung in dieſer Angelegenheit ausüben könnte, ſei der britifche 
Geſchäftsträger in Berlin beauftragt worden, ſich dem franzöſiſchen Botſchafter 
anzuſchließen und der Hoffnung Ausdruck zu geben, daß der Rahmen des 
Statuts nicht überſchritten werde. 

Mit Recht bemerkt das „Memeler Dampfboot“ dazu, daß in den 
Jahren, in denen das Memelſtatut dauernd von litauiſcher Seite verletzt worden 
iſt, in der es zu einem Fetzen Papier gemacht wurde, wir im Memelgebiet 
nicht viel davon gemerkt haben, daß die Signatarmächte ſich um die Einhaltung 
des Memelſtatuts gekümmert hätten. „Jetzt, wo man befürchtet, es könnte viel- 
leicht der Rahmen des Statuts von memeldeutſcher Seite überſchritten werden, 
und zwar nicht durch Handlungen, ſondern lediglich durch Forderungen, da 
glaubt man bereits, einen Schritt in Berlin unternehmen zu müſſen. An der 
Haltung des Memeldeutſchtums wird er nicht im geringſten etwas ändern.“ 

Man wird jedenfalls über dieſe heuchleriſchen, wieder einmal „echt demo- 
kratiſchen“ Einwendungen aus London und Paris zur Tagesordnung über- 
gehen können. Niemand nimmt dieſes durchſichtige Manöver im Memelland 
ernſt und auch in Kowno denkt kaum jemand daran, dieſen „Rettungsverſuch“ 
am Memelſtatut als eine Ermunterung zur Fortſetzung der bisherigen litauiſchen 
Politik aufzufaſſen. Die litauiſche Regierung wird vielmehr gut daran tun, 
mit den Memeldeutſchen und mit dem Deutſchen Reich umgehend zu einem 
Abereinkommen zu gelangen, um ſo mehr, als es in Kowno wieder einmal 
erheblich kriſelt und verſchiedene Studentendemonſtrationen bereits zur Wieder- 
verhängung des Ausnahmezuſtandes über Kowno geführt haben. Auch in Memel 
haben litauiſche Kundgebungen gegen die Kownoer Regierung und den Staats- 
präſidenten Smetona ſtattgefunden. In einer Litauerverſammlung in Memel 
wurde der Rücktritt nicht nur der Regierung, ſondern auch des Staatspräſidenten 
und die Bildung einer nationalen Regierung unter dem ehemaligen Miniſter⸗ 
präſidenten Waldemaras gefordert. Am zu verhindern, daß durch die Tätigkeit 
litauiſcher Gruppen, die im Memelland nicht heimiſch find, Unruhe in das 
Gebiet getragen wird, hat das Memeldirektorium ein Verſammlungsverbot 
erlaſſen. Weiter iſt die erſte in Memel erſchienene Ausgabe einer Zeitung der 
Waldemaras -Anhänger von der Landespolizei beſchlagnahmt worden. Auch 
einige Verhaftungen wurden in Memel vorgenommen, doch wurden die Get: 
genommenen nach ihrer protokollariſchen Vernehmung wieder auf freien Fuß 
geſetzt. 

Das Memeldirektorium hat ſich alſo durchaus loyal verhalten, ebenſo wie 
es auch nur eine ſelbſtverſtändliche Pflicht erfüllt hat, wenn jetzt der Artikel 20 
des Memelſtatuts wieder hergeſtellt worden iſt. Artikel 20 beſtimmt, daß die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung im Memelgebiet durch die ört⸗ 
liche Polizei geſichert wird. Das Direktorium hat jetzt eine Dienſtanweiſung 
erlaſſen, wonach Angehörige der litauiſchen Staatsſicherheitspolizei im Memel- 
gebiet als Privatperſonen zu betrachten und gegebenenfalls entſprechend zu 
behandeln ſind. Es war eine kraſſe Verletzung des Statuts, wenn die litauiſche 
Staatsſicherheitspolizei, geſtützt auf den ebenfalls ſtatutwidrigen Kriegszuſtand, 
ſich viele Jahre lang amtliche Befugniſſe im Memelland anmaßte. Die litauiſche 
Regierung konnte ſich auch nach der Aufhebung des Kriegszuſtandes nicht dazu 
entſchließen, die Staatsſicherheitspolizei aus dem Gebiet zurückzurufen. So 
mußte das Memeldirektorium eingreifen und eine längſt fällige Maßnahme 
von ſich aus durchführen. 

Als erſte Auswirkung der Landtagswahl iſt die Ernennung des Memel⸗ 
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litauers Viktor Gailius zum litauiſchen Gouverneur in Memel anzufehen. 
Gailius, der ſein Amt am 13. Dezember antrat, löſt den ſeit Oktober 1936 im 
Amt befindlichen Gouverneur Kubilius ab, der insbeſondere durch ſeine 
Vetopolitik dem Memelland ſchwerſten Schaden zugefügt hat. Der neue Gou⸗ 
verneur war bereits mehrfach Gouvernementsrat in Memel und zeitweiſe auch 
Präſident des Direktoriums. Er gehört politiſch zu den „gemäßigten Memel⸗ 
litauern“ und war bei der Landtagswahl der Spitzenkandidat der vereinigten 
litauiſchen Liſten. Mit einem Gouverneurswechſel iſt es aber keineswegs getan. 
Wenn auch das erſtemal ein Memellitauer auf dieſen Poſten geſtellt wurde, ſo 
werden doch erſt Taten für die weitere Entwicklung ausſchlaggebend ſein. Die 
ganze Wahl hat unter der Forderung geſtanden, daß die litauiſche Regierung 
endlich von leeren Verſprechungen und unverbindlichen Geſten zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen und zu Taten übergehen müſſe. And darauf wartet das 
Memeldeutſchtum jetzt, nachdem es ſeinen Willen und ſeine Einſtellung unmiß⸗ 
verſtändlich kundgetan hat. 


Polen 


Hoffnungen der deutſchen Volksgruppe auf Anerkennung ihrer politiſchen 

Haltung nur teilweiſe erfüllt — Die Hintergründe um die Abergehung Rudolf 

Wiesners — Deutſche Wahlerfolge in Lodz — Neue Staatsdekrete bergen 

Gefahren für das Deutſchtum — Das Leid der Deutſchen im Olſagebiet — 

Anderung der deutſchen Ude Galizien — Ein deutſches Zeitungs⸗ 
jubiläum 


Die Erwartungen und berechtigten Hoffnungen der Volksgruppe, daß ihr 
geſchloſſener Wahleinſatz bei den Wahlen zu Sejm und Senat anläßlich 
der Senatorenernennung durch den Staatspräſidenten entſprechende An- 
erkennung finden würde, haben ſich nur zu einem Teil erfüllt. Zunächſt 
muß mit Genugtuung begrüßt werden, daß der Vorſitzende des Rats der Deut- 
ſchen in Polen, Erwin Hasbach, wieder als Senator berufen worden ift. 
Senator Hasbach, der aus Bialyſtok gebürtig iſt, ſteht im 63. Lebensjahr und 
iſt bereits ununterbrochen vom erſten verfaſſunggebenden polniſchen Sejm an 
gewählter deutſcher Abgeordneter und danach gewählter deutſcher Senator, bis 
das neue Wahlgeſetz vor wenigen Jahren die Wahl deutſcher Vertreter in das 
Parlament unmöglich machte. Seit jener Zeit hat Hasbach der erſten polniſchen 
Kammer als vom Staatspräſidenten ernannter Senator angehört. 

Aberraſchend und befremdend zugleich iſt jedoch die Tatſache, daß der Landes⸗ 
leiter der Jungdeutſchen Partei, Ing. Rudolf Wiesner, nicht mehr 
zum Senator ernannt worden iſt, ſondern daß als zweiter deutſcher Senator 
der Kaufmann und Landwirt Mar Wambeck in Stogaſee als Senator be⸗ 
rufen wurde. Anklar find die Gründe, welche die maßgebenden polniſchen Stellen 
dazu bewogen haben, den bisherigen Senator Wiesner zu übergehen und den 
der Jungdeutſchen Partei angehörenden, aber kaum bekannten Wambeck zum 
Sprecher der Volksgruppe im Senat zu machen. Feſt ſteht jedoch die Tatſache, 
daß Senator Wiesner ſtets mannhaft für die deutſchen Belange eingetreten 
iſt und ſich durch feine mutigen Denkſchriften und Reden im Senat den unver- 
hüllten Haß von polniſchen Organiſationen und eines großen Teiles der pol- 
niſchen Preſſe zugezogen hatte. In trauriger Erinnerung ſind ja noch die auch 
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in dieſem Heft geſchilderten Ausſchreitungen nach einer Kundgebung des Weſt⸗ 
verbandes in Bielitz, in der von den einzelnen Rednern ſcharfe Maßnahmen 
gegen Wiesner, u. a. die Ausweiſung aus der Grenzzone gefordert wurden. 

Von der Volksgruppe aus geſehen, lag kein ſtichhaltiger Grund vor, den der 
Geſamtheit ſo gut wie unbekannten Max Wambeck zu ihrem Sprecher im Senat 
zu ernennen. Da obendrein die Jungdeutſche Partei ſich genötigt ſah, Wambeck 
durch Beſchluß des Hauptvorſtandes vom 26. November 1938 aus der Partei 
auszuſchließen, iſt als einziger deutſcher Senator und damit 
als einziger deutſcher Sprecher in den parlamentariſchen Körperſchaften Erwin 
Has bach anzuſehen. 

Grundſätzlich muß in dieſem Zuſammenhange geſagt werden, daß es mit 
den Rechten der Volksgruppe unvereinbar iſt, über ihren Kopf hinweg die Er⸗ 
nennung der parlamentariſchen Vertreter vorzunehmen. Es iſt einzig und allein 
Sache der Volksgruppe, die Männer zu wählen, die für ihr Lebensrecht im 
Parlament eintreten. Da nun die geltende Wahlordnung dies unmöglich macht, 
ſo iſt zweifellos die Forderung berechtigt, daß die Senatorenernennung dieſen 
empfindlichen Mangel wettzumachen hat. 

Den Wahlen zum Sejm und Senat folgten die Kommunalwahlen, 
deren Durchführung jedoch mehrere Monate in Anſpruch nimmt. Bisher wurden 
in einer Reihe polniſcher Städte, vor allem in den Weſtwojwodſchaften, dann in 
Warſchau, Lodz und Krakau die Stadtparlamente gewählt. Den Gemeinde- 
wahlen wurde vor allem aus dem Grunde größeres Intereſſe entgegengebracht, 
weil fie im Gegenſatz zu den Sejm⸗ und Senatswahlen den einzelnen Organi⸗ 
ſationen und Parteien mehr Gelegenheit boten, in Erſcheinung zu treten, und 
zum anderen deshalb, weil die Stadtverordnetenverſammlungen mit die Kan— 
didatenliſten für den Sejm aufſtellen. Die Oppoſitionsparteien hatten daher 
auch die VBoykottparole, die fie bei den Wahlen zum Parlament ausgaben, mit 
einer ſehr lebhaften Wahlpropaganda für die von ihnen aufgeſtellten Liſten 
vertauſcht. 

Die Haltung des Deutſchtums war auch bei den Gemeindewahlen 
poſitiv und die Wahlbeteiligung ebenſo SE wie bei den Sejm⸗ 
wahlen. Während bei den Sejmwahlen der deutſche Wahleinſatz keiner eigenen 
Liſte zugute kommen konnte — eine Folge der Wahlordnung — und ſomit nur 
als ausdrückliche Bekundung des Willens zur Mitarbeit mit dem Staate zu 
werten iſt, galt die deutſche Wahlbeteiligung bei den Gemeindewahlen auch der 
Erringung eigener Mandate. In dieſem Zuſammenhang kann man zweifellos 
von einem Erfolg der Deutſchen ſprechen, denn die bisherigen Gemeinde— 
wahlen haben — ſoweit ſich dies heute überſehen läßt — annähernd 20 deutſche 
Mandate ergeben. Der Erfolg fällt praktiſch nicht ſo ins Gewicht, weil die deut⸗ 
ſchen Kandidaten den einzelnen Wahlbezirken zugeteilt werden mußten und 
eine Zerſplitterung der deutſchen Stimmen dadurch unvermeidlich wurde. 

Beſonders hervorzuheben iſt der deutſche Erfolg in Lo d z. Nach den bis⸗ 
herigen Zählungen haben für die deutſche Liſte wenigſtens 21000 Deutſche 
geſtimmt. Dieſer deutſche Erfolg in Lodz wird erſt dann deutlich erkennbar, 
wenn man ſich vor Augen hält, daß auf die deutſche Liſte im Jahre 1934 18 000, 
im Jahre 1936 nur 16 000 Stimmen fielen. Das ſtolze Ergebnis der Stadtrat⸗ 
wahlen in Lodz iſt als Sieg der deutſchen Diſziplin zu werten. Während die 
Polen, angewidert durch die parteipolitiſchen Schwankungen, durch die ſich ſeit 
jeher die Lodzer Wahlen ausgezeichnet haben, eine ſtarke Wahlenthaltung übten, 
zog das Deutſchtum von Lodz trotz Froſt und allen Widerniſſen geſchloſſen 
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an die Wahlurne, um feinen unbeugſamen Lebenswillen unter Beweis 
zu ſtellen. Mit fünf Vertretern ziehen nun die Deutſchen in das Stadtparla⸗ 
ment ein. 

Beſonders erfreulich iſt auch die Tatſache, daß die Deutſchen gemein- 
ſam zur Wahlurne gingen und zu der von den Deutſchtumsorganiſationen 
anläßlich der Sejm- und Senatswahlen beſchloſſenen Wahlfront hielten. 

Die Wahlen zum Sejm und Senat und vor allem die danach einſetzenden 
Gemeindewahlen haben die geſamte Öffentlichkeit in Polen wieder ſtärker an 
die innenpolitiſchen Probleme herangebracht, nachdem ſie unter dem Eindruck 
der letzten weltpolitiſchen Geſchehniſſe in ihrer Blickrichtung ſich von ihnen 
etwas entfernt hatte. Die innenpolitiſche Diskuſſion wurde aber beſonders 
heftig, als die Regierung zwei Geſetze erließ, deren einſchneidende Maßnahmen 
für die meiſten völlig überraſchend kamen: das Preſſe- und das 
Staatsſchutzgeſetz. Von großer politiſcher Bedeutung iſt auch das 
Geſetz über die Auflöſung freimaureriſcher Organiſatio⸗ 
nen. Charakteriſtiſch iſt die Tatſache, daß dieſe im Verordnungswege erlaſſenen 
Dekrete am Vortage des Zuſammentritts des Parlaments erſchienen. Die pol⸗ 
niſch-konſervative Zeitung „Cfas“ unterſtreicht in dieſem Zuſammenhang, daß 
das Negierungslager in beiden Kammern eine rieſige Mehrheit beſitzt und es 
doch ſchwer ift, anzunehmen, daß bei einer ſolchen Mehrheit Projekte der Regie 
rung abgelehnt werden könnten. Es ſtellt die Frage, was für Gründe bei der 
Herausgabe dieſer Dekrete maßgebend geweſen ſein konnten und beantwortet 
ſie damit, daß es die Regierung offenſichtlich ſehr eilig hat. 

Es iſt auch vom Standpunkt der Volksgruppe aus nötig, die erſchienenen 
Dekrete etwas näher zu betrachten, denn die Erfahrungen der letzten Jahre 
ſchließen durchaus die Möglichkeit nicht aus, daß dieſe Geſetze gegen die im 
Staate lebenden Minderheiten, vornehmlich die deutſche, angewandt werden. 
Von den neuen Beſtimmungen des Preſſegeſetzes iſt vor allem hervor⸗ 
zuheben der Zwang zur Veröffentlichung einer der Zeitung amtlich zugeſtellten 
Berichtigung, die bis zu 250 Zeilen umfaſſen kann und an einer für wichtige 
Verlautbarungen der Zeitung beſtimmten Stelle veröffentlicht werden muß. Die 
Verantwortlichkeit des Schriftleiters iſt ſehr Part erweitert worden und 
nicht mehr allein auf ihn beſchränkt. In beſtimmten Fällen können auch für die 
Veröffentlichung eines Artikels, deſſen Inhalt die Züge eines Vergehens trägt, 
neben dem Schriftleiter der Verleger bzw. der Verwalter der Druckerei belangt 
werden. Beſonders dehnbar iſt die Beſtimmung, daß das Gericht ein Verbot 
der Zeitſchrift für die Dauer von 3 Monaten bis 5 Jahren oder für immer 
verhängen kann, ſofern aus mehrfachen Beſchlagnahmungen hervorgeht, daß die 
weitere Herausgabe der Zeitſchrift die öffentliche Ordnung bedro⸗ 
hen würde. In Zukunft müſſen Druckerei und Druckort, Herausgeber und Er⸗ 
ſcheinungsort in polniſcher Sprache genannt werden. 

Das Staatsgeſetz richtet ſich gegen die Schädigung der Wirt⸗ 
ſchaft durch öffentliche Streikpropaganda — der Streik als ſolcher wird nicht 
verboten —, Re durch Verhinderung der Lebensmittelzufuhr in die Städte 
ſowie durch Export minderwertiger Waren. Der gefegliche Schutz der Lebens⸗ 
mittelzufuhr bringt die letzten Bauernunruhen in Galizien in Erinnerung, wo⸗ 
bei gerade die Parole „keine Lebensmittel für die Städte“ zu einer gefährlichen 
Waffe in der Hand der revoltierenden Maſſen wurde. Auf der Linie des 
Wirtſchaftsſchutzes liegt ferner auch die Beſtimmung, daß das Antergraben 
des Vertrauens zur polniſchen Währung ſtrafbar iſt. 
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Eine andere Tendenz haben die Beſtimmungen des Staatsſchutzgeſetzes, 
die fremde bzw. feindliche Einflüſſe des Auslands auf die polniſchen 
Staatsbürger ausſchalten ſollen. Vergehen gegen dieſe Beſtimmungen werden 
ebenſo wie Wirtſchatsſchädigung mit teilweiſe recht hohen Gefängnisſtrafen 
geahndet. Nach dem polniſchen Staatsſchutzgeſetz iſt es alſo ſtrafbar, wenn ein 
polniſcher Staatsangehöriger im Zuſammenhang mit ſeiner politiſchen Tätigkeit 
in Polen von einer im Intereſſe einer fremden Regierung handelnden Perſon 
für ſich oder eine andere Perſon einen materiellen Vorteil annimmt oder ſich 
einen ſolchen verſprechen läßt. Es iſt dabei gar nicht nötig, daß der Nach- 
weis einer „ſchädlichen Tätigkeit“ erbracht wird, wie bei einem anderen Tat⸗ 
beſtand des Geſetzes; ſtrafbar iſt allein ſchon die Annahme des „materiellen 
Vorteiles“! Es geht hier um den von der polniſchen Preſſe ſchon ziemlich 
lange propagierten Kampf gegen die ſog. „fremden Agenturen“, wo⸗ 
bei aber durchaus keine Klarheit darüber herrſcht, wo und wer dieſe Agenturen 
find. Auch der Empfang beſtimmter ausländiſcher Radio- 
ſtationen, die der Innenminiſter näher bezeichnen wird, iſt ſtraf bar, wo- 
bei im Falle eines gemeinſamen Empfangs der verbotenen Station das Rund: 
funkgerät beſchlagnahmt werden kann. 

Es würde zu weit führen, wenn wir die neuen Dekrete vollſtändig wieder- 
geben würden. Die kurze Aberſicht zeigt jedoch bereits, wie groß die Gefahren 
für die deutſche Volksgruppe ſind, falls das Preſſe- und das Staatsſchutzgeſetz 
in ihren äußerſt dehnbaren Beſtimmungen, die Sea pr rigoros find, ein- 
feitig gehandhabt werden follten. Es Tei in dieſem Zuſammenhang an das 
Grenzzonengeſetz erinnert, dem bei ſeinem Erſcheinen auch nicht jene 
Wirkungen für die Volksgruppe zugeſchrieben wurden, die es im Endergebnis 
für unſere Volksgruppe gehabt hat. Auf die deutſchen Einwände hin wurde 
von den maßgebenden Stellen erklärt, das Geſetz richte ſich nur gegen ſtaats⸗ 
feindliche Elemente und werde die Entwicklungsmöglichkeiten der nationalen 
Minderheiten in keiner Weiſe beeinträchtigen. Nach der bisherigen Handhabung 
muß jedoch das Grenzzonengeſetz als das verhängnisvollſte Werkzeug der Ent⸗ 
deutſchungspolitik angeſehen werden. Hoffentlich bedeuten Preſſe- und Staats⸗ 
ſchutzgeſetz in ihrer Handhabung nicht eine weitere Verſchlechterung der ohne- 
hin ſchwierigen Lage der Volksgruppe! 


* 


Mit der Rückgliederung des Teſchener Schleſiens, das die Polen 
Olſagebiet nennen, wurden die dort lebenden Deutſchen Glieder der Schick— 
ſalsgemeinſchaft aller Deutſchen in Polen, um von nun an mit allen Deutſchen 
im polniſchen Staat gemeinſam Freud und Leid zu tragen. Aber bis jetzt war 
es ausſchließlich Leid, das über die Olſadeutſchen hereinbrach und für hun⸗ 
dert Familien bereits ſo unerträglich wurde, daß ſie ihre Heimat für immer 
verließen. Im letzten Heft berichteten wir ſchon über die erſten gegen die Deut⸗ 
ſchen gerichteten Maßnahmen, über deren Bedeutung man ſich erſt dann klar 
wird, wenn man ſich vor Augen hält, daß die ausſchließlich durch die polniſche 
erſetzte deutſche Sprache früher neben dem Tſchechiſchen gültige deutſche 
Amtsſprache warl In den verſchiedenen Betrieben, in Trzynietz, Kar⸗ 
rin, Freiſtadt, Oderberg uſw. kommen die Maſſenentlaſſungen deut⸗ 
cher Arbeiter gar nicht zum Stillſtand. In ſehr vielen Fällen erfolgen die Ent⸗ 
laſſungen ohne Grund und Kündigung. Ebenſo werden die deutſchen Ange- 
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ſtellten von den Entlaſſungsmaßnahmen betroffen, oft nur aus dem Grunde, 
weil ſie ihre Kinder in deutſche Schulen angemeldet hatten. Auf dem Gebiet 
des Schulweſens ſieht es nicht beſſer aus. Am nur als Beiſpiel das Schick⸗ 
ſal des deutſchen Gymnaſiums in Oderberg herauszugreifen: 
beim Einmarſch der polniſchen Truppen zählte es gegen 700 Schüler mit 27 
Lehrperſonen; nachdem aber der Mehrzahl der Schüler bekannt war, welche 
Verhältniſſe in deutſchen Schulen auf polniſchem Gebiet herrſchen, meldeten ſich 
zur Einſchreibung im November vorigen Jahres nur etwa — 250 Schüler. Von 
den 27 Lehrkräften wurden nur fünf Herren übernommen! Die übernommenen 
fünf deutſchen Lehrkräfte haben die definitive Anſtellung verloren und wurden 
nunmehr als Vertragsbeamte ohne Penſionsanſprüche übernommen. Die ent⸗ 
laſſenen 22 Lehrkräfte wurden aber einfach ohne jede Entſchädigung 
aufs Pflaſter geſetzt und werden gezwungen ſein, ſich anderwärts eine Exi⸗ 
ſtenz zu ſuchen. In Anbetracht dieſer Maßnahmen kann man ſich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß die Abſicht beſteht, die einzige deutſche Mittelſchule des 
Olſalandes einer baldigen Auflöſung zuzuführen. 

Auf der anderen Seite werden im Olſagebiet neue Arbeitskräfte ein⸗ 
geſtellt, dabei aber — nach einer amtlichen Bekanntmachung — nur ſolche 
Perſonen berückſichtigt, die ſich mit einem Ausweis des Polenverbandes, des 
polniſchen Schulvereins oder der jungpolniſchen Organiſationen ausweiſen 
können. Dieſes Vorgehen, das den Verſicherungen des Wojewoden Gra— 
fynſki über den Schutz der Minderheiten im Olſaland in keiner Weiſe ent- 
ſpricht, verdient ſchärfſte Kritik. Bei der Verdrängung des Deutſchtums muß 
man bedenken, daß es ſich durchaus nicht um eine bedeutungsloſe Splitter⸗ 
gruppe handelt. Zu den bereits im vorigen Heft genannten Zahlen fügen wir 
hinzu, daß in dem früheren Tſchechiſch-Teſchen die Sudetendeutſche Partei bei 
den Parlamentswahlen im Jahre 1935 die höchſte Stimmzahl erhielt, und 
zwar 46,8 Prozent. Auf die Polenliſte entfielen lediglich 10,5 Prozent. In 
Oderberg konnten die Deutſchen 40 Prozent der Stimmen auf ſich vereinigen, 
die Polen und Juden insgeſamt 20 Prozent. 

wanzig Jahre ſpäter haben die Deutſchen Oſtſchleſiens dem tſchechiſchen 
Druck mit Erfolg getrotzt und haben in dieſen ſchweren Zeiten ſtets mit der pol⸗ 
niſchen Minderheit in einer Kampflinie geſtanden, daher bedeutet die heutige 
Behandlung der Deutſchen nicht nur ein nationales Anrecht, ſondern muß auch 
als ſchwarzer Andank gewertet werden. Dazu kommen noch allgemeine 
Schwierigkeiten, die unter polniſcher Herrſchaft im Olſagebiet entſtan⸗ 
den ſind und über die das frühere Kampfblatt der Polen im Olſagebiet, der 
„Dfiennik Polski“, bemerkenswerte Einzelheiten veröffentlicht. Die Teue⸗ 
rungswelle habe zu einer Senkung des Lebensſtandards geführt, der im Augen⸗ 
blick das troſtloſe Niveau des Sahinvegetierens erreicht habe. Daran haben 
bisher die maßgebenden Stellen nichts ändern können. Es wäre daher ver- 
ſtändlich, daß der Hüttenarbeiter wie der Bauer denjenigen gram ſei, die dieſen 
Erſcheinungen nicht Einhalt gebieten können. 

Ende November vorigen Jahres haben die Deutſchen im Olſagebiet alle ihre 
Forderungen in einer Oenkſchrift zuſammengefaßt, die mit zwei Schreiben 
Senator Wiesners dem Miniſterpräſidenten Skladkovski übergeben wurden. 
Zu dieſer Denkſchrift iſt bis jetzt noch keine Stellungnahme erfolgt. 


* 
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Lange genug ift die polniſche Preſſe gegen die deutſchen Ortsnamen der 
alten deutſchen Siedlungen in Kleinpolen (Galizien) Sturm gelaufen und 
hat ihre Abänderung gefordert. Nun iſt durch Geſetzesakt die Anderung 
der deutſchen Ortsnamen angeordnet worden. Folgende deutſche 
Dörfer erhalten nunmehr polniſche Ortsnamen: Ernsdorf (Polanka 
Bobrecka), Mühlbach (Alynovice), Oberſtdorf (Wyzne), Steinfels (Glazy), 
Prinzental (Kniazyn), Joſefsberg (Voroinica), Königsau (Rdwne), Gaſſen⸗ 
dorf (Nlicznochale), Agartsberg (Wypnezki), Deutſchbach (Polanka Hory⸗ 
niecka), Brückental (Belinor) und Einſingen (Dfiewizeierp Maly). 

In den meiſten Fällen hat man ganz einfach den deutſchen Namen dieſer 
Kolonien mehr oder weniger glücklich ins Polniſche überſetzt. Hiſtoriſch ge— 
ſehen, haben die polniſchen Namen keinerlei Berechtigung, da es ſich bei all 
dieſen Siedlungen um deutſche Gründungen aus der Koloniſationszeit handelt. 


* 


Auf ein Jubiläum muß gebührend hingewieſen werden: Die Lodzer 
„Freie Preſſe“ kann gegenwärtig auf ihr 20jähriges Beſtehen als Preffe- 
organ der deutſchen Bevölkerung in Mittelpolen zurückblicken. Seit 1918 
kämpft die Zeitung für das Deutſchtum und ſeine Rechte und hat in dieſem 
Kampf ſich zweifellos verdient gemacht. In Erinnerung iſt noch der feige Aber⸗ 
fall der Lodzer Juden im Jahre 1933 auf die Druckerei und Schriftleitung der 
Zeitung, wobei dem Verlage ungeheuer großer Schaden zugefügt wurde. Mutig 
ſetzte fich die Lodzer „Freie Preſſe“ auch im Kampf um die Rechte der Deut- 
ſchen innerhalb der Evangeliſchen Kirche ein, was zahlreiche Beſchlagnahmun⸗ 
gen zur Folge hatte. Hoffentlich überſteht die Zeitung auch in Zukunft alle 
Schwierigkeiten! 


⁊ſchecho Slowakei 


Die Lage der deutſchen Volksgruppe unter den neuen Verhältniſſen — Der 

Kampf um den Arbeitsplatz — Weltanſchauliche Freiheit und wirtſchaftliche 

Not — Die Volksweihnacht — Nach wie vor Schikanen gegen die „jenſeitigen“ 
Sudetendeutſchen 


Mit der Wahl eines neuen Staatsoberhauptes und der Einſetzung einer 
neuen Regierung iſt eine Epoche in der tſchechiſchen Politik eingeleitet worden, 
die man als die des Wiederaufbaues und der Einordnung in den enger gewor- 
denen Staatsraum bezeichnet. Man kann nicht ſagen, daß das neue Kabinett 
Beran übermäßige Popularität in breiten Bevölkerungskreiſen genießen würde. 
Im Gegenteil, der „kleine Mann“ ſieht vor ſich eine Regierung des beſitzenden, 
rechtsgerichteten Bürgertums und der hohen Bürokratie, die ihm nicht ſonder⸗ 
lich behagt. Denn er weiß, daß ihm Opfer zugemutet werden ſollen, die er gerne 
auf jene Geſellſchaftsſchichten abgewälzt ſehen möchte, denen die Miniſter ſelbſt 
angehören. Das tſchechiſche Volk iſt überdies nach dem Debakel einer zwanzig⸗ 
jährigen Beneſch⸗Politik von einem überſpitzten Mißtrauen erfüllt. Man ſieht 
zwar ein, daß es hoffnunglos wäre, die Aufräumungsarbeiten auf dem von 
Beneſch hinterlaſſenen Trümmerfeld lediglich mit politiſchen Ehrgeizlingen zu 
beginnen und gibt zu, daß ein Kabinett gelernter Fachleute ſeine Vorteile 
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bietet. Aber die Vorliebe des Tſchechen für das Kritifieren bildet immerhin 
in den breiten Maſſen pſychologiſche Hemmungen, die nur durch eine unerhört 
geſchickte Staatsführung überwunden werden könnten. 

Aber die Bevölkerungszuſammenſetzung des neuen Staatsgebildes liegen nun⸗ 
mehr offizielle Angaben vor. Danach beſitzt die neue Tſchecho-Slowakei 9,8 Mil⸗ 
lionen Einwohner, um nahezu 5 Millionen weniger als bisher. Auf die neue 
Slowakei entfallen hiervon 2 Millionen auf die Karpaten⸗Akraine 0,5 Mil⸗ 
lionen und auf Böhmen⸗Mähren 7,3 Millionen. Innerhalb der neuen Staats⸗ 
grenzen verbleiben an Minderheiten 338 000 Deutſche, 100 000 Magyaren und 
4000 Polen. Die Geſamtfläche der tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik beträgt 
99 000 Quadratkilometer, um 52 000 Quadratkilometer weniger als früher. Die 
zweite Republik iſt ein vorwiegender Agrarſtaat. 38 Prozent der Bevölke⸗ 
rung ſind in der Land- und Forſtwirtſchaft beſchäftigt, 32 Prozent in Induſtrie 
und Gewerbe. 

Das Hauptproblem beſteht nun in der Tatſache, daß Beamte, Gendarmen, 
Anteroffiziere und Offiziere tſchechiſcher Nationalität für die Verwaltung und 
Beherrſchung eines 15-Millionen-Staates vorhanden find, während es tatſäch⸗ 
lich jetzt nur 7 Millionen Tſchechen zu verwalten und zu beherrſchen gibt. Man 
kann alſo ruhig ſagen, daß die Hälfte der Staatsangeſtellten, Gendarmen und 
Militärperſonen tſchechiſcher Nationaltät überflüſſig geworden iſt, weil weder 
die Slowaken noch die Karpaten⸗Akrainer die geringſte Neigung zeigen, in 
ihrem Lande Tſchechen zu dulden. Auf der anderen Seite iſt im tſchechiſchen 
Volke in den letzten zwanzig Jahren der Prozentſatz der Handarbeiter, ins⸗ 
beſondere der Taglöhner, ſcharf zurückgegangen. Das Problem des Staates 
beſteht alſo darin: Wie macht man aus Staatsbeamten Taglöhner? Kompli⸗ 
ziert wird dieſe Frage noch dadurch, daß nicht einmal für Taglöhner entſpre⸗ 
chende Arbeitsmöglichkeiten vorhanden ſind. Dies beweiſt die relativ hohe Zahl 
der Arbeitsloſen, die für Ende November mit rund 100 000 angegeben wird 
und in der Mehrzahl ungelernte Arbeiter umfaßt. Die ganze Innenpolitik 
wird daher von dem Problem der Amſchulung weiter Kreiſe der tſchechiſchen 
Bevölkerung beherrſcht fein. Denn es gibt nicht nur einen Staatsbeamtenpro⸗ 
blem, ſondern auch ein Privatbeamtenproblem, weil ein großer Teil der Indu⸗ 
ſtrie, die in den letzten zwanzig Jahren bereitwillig tſchechiſche Beamte und 
Generaldirektoren aufgenommen hatte, im Sudetenlande bzw. in den an Polen 
abgetrennten Gebieten ſitzt. 

Anter dieſen Verhältniſſen iſt die Lage der deutſchen Volksgruppe wirtſchaft⸗ 
lich noch ſchwieriger geworden als vorher. Die im tſchecho⸗ſlowakiſchen Staats⸗ 
verbande verbliebene Drittelmillion Deutſcher lebt nur zum geringen Teil in 
den Dörfern der Budweiſer, Brünner und Iglauer Sprachinſeln und in den 
karpathendeutſchen Inſeln von der Landwirtſchaft. Im übrigen handelt es 
ſich um mittelſtändiſche Intelligenz. Gerade auf dieſem Gebiete aber tobt der 
Kampf um den Arbeitsplatz bis aufs Meſſer. Die Doktrin, daß für Deutſche 
in der „zweiten Republik“ kein Platz ſei, beherrſcht die größte Zahl der tſche⸗ 
chiſchen und jüdiſchen Anternehmungen, von den Großbanken bis zum Schnitt⸗ 
warengeſchäft. Dauernde Entlaſſungen haben daher in den letzten Monaten 
das Deutſchtum im Reſtſtaate weſentlich geſchwächt. Auf der andern Seite 
ſind die deutſchen Bauern einem verſchärften Steuerdruck ausgeſetzt. Die ohne⸗ 
hin wahnſinnig hohen Steuern müſſen zur Deckung der Abenteuerpolitik 
Beneſchs noch mehr hinaufgeſchraubt werden und naturgemäß findet ein Deut⸗ 
ſcher vor den Augen der Finanzbeamten keine Gnade. Am ihre „tſchechiſche 
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Geſinnung“ unter Beweis zu ftellen, haben überdies jüdifche Unternehmer in 
den Sprachinſeln Maſſenentlaſſungen deutſcher Arbeiter vorgenommen. Deutſche 
Arbeitgeber, die neue Kräfte aufnehmen könnten, gibt es jedoch nicht. Kein 
Wunder daher, daß eine ſtarke Tendenz zur Auswanderung beſteht, der von 
den tſchechiſchen Behörden mit allen Mitteln nachgeholfen wird. Erinnert ſei 
nur daran, daß man während der Beſetzung ſämtliche deutſche Staatsangeſtellte, 
ja ſogar Tabakfabriksarbeiter mit ſofortiger Wirkung in die abgetretenen Ge- 
biete „verſetzte“ und die zurückgebliebenen Familien jetzt unter dem Titel „Woh⸗ 
nungsnot“ nachſchickt. 

Abg. Kundt hat ſomit als Führer der deutſchen Volksgruppe gewaltige 
Schwierigkeiten zu überwinden. Er ging zunächſt daran, ein neues Organi- 
ſationsgerüſt aufzuſtellen und die Verteilung der vom Reiche gewährten Win- 
terhilfe an die darbenden Volksgenoſſen in die Wege zu leiten. Die im Nah⸗ 
men des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates verbliebenen Parlamentarier der Sd. 
konſtituierten ſich als Klub der deutſchen nationalſozialiſtiſchen Parlamentarier- 
und Abgeordneten unter dem Vorſitz Kundts. In Prag wurde ein Arbeits 
amt geſchaffen, das bereits im Preſſe-, Kultur- und Wirtſchaftsſektor feine 
Tätigkeit aufgenommen hat. Zweigſtellen dieſes Arbeitsamtes wurden in den 
wichtigſten deutſchen Siedlungsgebieten errichtet. 


Das Weihnachtsfeſt konnten die „jenſeitigen Sudetendeutſchen“ trotz 
vielfacher bitterer Not und ſchweren Exiſtenzſorgen indeſſen im Zeichen des 
freien und offenen Bekenntniſſes zu Adolf Hitler und dem Nationalſozialismus 
feiern. Es hat in den Häuſern der Deutſchen in der Tſchecho-Slowakei wohl 
keinen Weihnachtsbaum gegeben, unter dem ſich nicht ein Bild des Führers 
befunden hätte. And auch in der armſeligſten Stube fehlte nicht der Schmuck 
der Hakenkreuzfähnchen. Bei den Gemeinſchaftsfeiern erklangen zum erſten 
Male die Lieder der Bewegung und auf den Straßen entboten freudig bewegte 
Menſchen einander zum erſten Male ohne Scheu den deutſchen Gruß. 

So war es den Deutſchen im tſchecho⸗ſlowakiſchen Staat an ſich ſchon die 
größte Weihnachtsfreude, dieſes Feſt ohne Ang ſt vor Denunziantentum und 
Polizei feiern zu können. Dabei iſt es von deutſcher Seite aus peinlich ver- 
mieden worden, den Anſchein einer Provokation nervöſer Tschechen zu erwecken. 
So würde es niemandem eingefallen ſein, in den Straßen Prags laut „Heil 
Hitler“ zu rufen, in einem der urdeutſchen Sprachinſeldörfer wird jedoch kaum 
ein Haus ohne deutſchen Gruß betreten. Ein ſelbſtverſtändlicher Sinn für Takt 
im Verkehr mit dem tſchechiſchen Volk hat ſich herausgebildet. Leider iſt auf der 
Gegenſeite noch nicht überall eine dementſprechende Entwicklung feſtzuſtellen. 
Im Gegenteil, der Deutſche, der nicht hinreichend tſchechiſch kann und das Pech 
hat, an irgendeinen aus dem Sudetenland rückgewanderten Staatsbeamten zu 
geraten, bekommt es gründlich zu ſpüren, was es heißt, „jenſeitiger“ Sudeten⸗ 
deutſcher zu ſein. Denn es gibt immer noch viele Tſchechen, die keineswegs 
begriffen haben, daß Beneſch nicht mehr auf dem Hradſchin reſidiert. Zu dieſen 
vielen gehören in erſter Linie die Lehrer. 

Groteske Außerungen des Haſſes von Menſchen, denen die Erziehung der 
kommenden tſchechiſchen Generation anvertraut iſt, kann man in den deutſchen 
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Siedlungsgebieten der Tſchecho-Slowakei faſt allwöchentlich beobachten. Kon⸗ 
krete Fälle? Bitte: eine tſchechiſche „Entnationaliſierungsſchule“ in einem 
deutſchen Dorf beſuchen eine Reihe deutſcher Kinder, deren Eltern aus Grün⸗ 
den des Broterwerbs zu dieſem Volksverrat gezwungen wurden. Wie begreift 
nun der ſtaatliche Lehrer die neue politiſche Orientierung ſeines Staates? Er 
verbietet zunächſt ſeinen Schülern jeden Verkehr mit deutſchen Kindern. And 
als dieſes Verbot bei feinen „Entnationaliſierungsſchülern“ deutſcher Volks⸗ 
zugehörigkeit begreiflicherweiſe nichts fruchtet, verabreicht er dieſen Widerſpen⸗ 
ſtigen Prügel! Oder: die kinderreiche Familie eines bei der Mobiliſterung ein⸗ 
berufenen Taglöhners bekommt einfach nicht die vorgeſchriebene ſtaatliche Unter- 
ſtützung. Am den buchſtäblich faſt Verhungerten wenigſtens eine kleine Hilfe 
zuteil werden zu laſſen, veranſtaltet der Gemeindevorſteher, nach fruchtloſen 
Argenzen bei der Behörde, eine kleine Sammlung im Ort. Was iſt die Folge? 
Gendarmerie und Strafunterſuchung wegen einer behördlich nicht bewilligten 
Sammlung. Der Denunziant aber war natürlich der tſchechiſche Lehrer. 

Das iſt nur eine kleine Ausleſe aus dem Alltag der „jenſeitigen“ Sudeten⸗ 
deutſchen. Die Kleinlichkeit der Schikane iſt ebenſo typiſch wie das Echo, das 
man bei Erzählung derartiger Fälle in Prag findet. Hohe Herren find natür- 
lich peinlich berührt, verweiſen auf die leidigen „pſychologiſchen Hemmungen“ 
der Regierungserklärung Berans, aber im übrigen geſchieht nichts. Daß im 
eigenen Intereſſe des tſchechiſchen Nachwuchſes und der notwendigen Überwin- 
dung der „Hemmungen“ ſolche Jugendvergifter nicht nur entfernt, ſondern 
exemplariſch beſtraft werden müßten, ſieht man lediglich theoretiſch ein. Was 
werden dieſe jungen Tſchechen, die jetzt in den Schulen derart erzogen werden, 
als Erwachſene tun? 

Der Deutſche, dem der verbreitete Typus des verbohrten „Nerozumim⸗ 
Tſchechen“ das Leben ſauer macht, verfällt natürlich leicht dem Vorurteil, daß 
das Volk, mit dem er zuſammenleben ſoll, aus lauter unhöflichen Rüpeln beſteht. 
Die Tſchechen, die ihrem Volke wirklich Ehre machen, ſind aber noch nicht ſo 
weit, um eine wirkungsvolle Gegenpropaganda gegen den „Nerozumim-Typus“ 
in Szene zu ſetzen. Am ſo ſchwerer empfinden in dieſer unfreundlichen Am— 
gebung die Deutſchen ihre wirtſchaftlichen Sorgen. Hunderte Familien wiſſen 
nicht, was mit ihrem Ernährer ſein wird, der Anfang Oktober über Nacht von 
den tſchechiſchen Behörden „in das von einer fremden Macht beſetzte Gebiet“ 
verſetzt wurde. Der Gewerbetreibende ſieht mit Schrecken die Zahl ſeiner deut⸗ 
ſchen Kunden infolge dieſer „Verſetzungen“ abnehmen, der Hausbeſitzer ſucht 
vergeblich deutſche Mieter als Erſatz für die bereits überſiedelten Staatsange⸗ 
ſtellten. Der Bauer bangt um ſeine deutſchen Abnehmer in der Stadt, und alle 
zuſammen ſehen mit Schaudern eine geradezu irrſinnige Flut neuer Steuern 
herankommen. Die Rechnung Beneſch muß bezahlt werden — aber warum 
muß zu all dem zwanzigjährigen Leid der Deutſche mitzahlen, womöglich noch 
mehr, als der vor kurzem fo Benefch-begeifterte Tſcheche? Der Arbeiter erlebt 
noch einmal in konzentrierteſter Form zwanzigjährige ſudetendeutſche Not. 
Weder tſchechiſche noch jüdiſche Anternehmer wollen ihn beſchäftigen. Wäre 
die Reichshilfe nicht jetzt gekommen, die ſeit drei Monaten buchſtäblich hun⸗ 
gernden Menſchen hätten ſich mangels jeder Anterſtützung nicht einmal eine 
warme Stube am Weihnachtsabend leiſten können! Hunderte Angeſtellte, die 
ſeit Oktober ſchon um ihr Brot zittern, erhielten jetzt vor Weihnachten — zum 
Termin! — ihre lang erwartete Kündigung. Wovon werden ſie im kommenden 
Jahr leben? Am brutalften gingen in dieſer Richtung die jüdiſchen Anterneh⸗ 
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mungen und Banken vor, in dem Beſtreben, ſich als „loyal“ zu erweiſen. Was 
kümmert fie unverſchuldetes Elend? Beſſer „nömei ven“ als „idé ven“. 


Statt der Polizei ſtand an dieſem Weihnachtsfeſt die graue Sorge vor den 
erleuchteten Fenſtern der Deutſchen jenſeits der neuen Neichsgrenze, Aber das 
Gefühl der Verbundenheit mit dem großen Muttervolk hält ſie aufrecht. 


Jugoſlawien 
Ergebnis der Skupſchtina⸗Wahlen 


Die am 11. Dezember in Südſlawien ſtattgefundenen Neuwahlen für das 
Abgeordnetenhaus endeten mit einem Sieg der Regierungspartei, auf deren 
Liſte rund 55 v. H. der abgegebenen Stimmen entfielen. Gemäß der Weiſung 
der Volksgruppenführung: „Alle deutſchen Stimmen für die Regierung, keine 
deutſche Stimme SC die Oppoſition“, unterftügte die deutſche Wählerſchaft die 
Regierungslifte Dr. Stojadinowitſchs. Trotz gewiſſer Hemmungen in- 
folge der behördlichen Maßnahmen im Frühjahr und Sommer des vorigen 
Jahres wurde die Weiſung der deutſchen Volksgruppenführung willig und — 
im Hinblick auf den außenpolitiſchen Kurs der Regierung — freudig befolgt. 
In Slawonien, wo von den Anhängern des Kroatenführers und Liſtenträgers 
der Oppoſition, Dr. Matſchek, der ſchärfſte Wahlterror ausgeübt wurde, 
folgten die Deutſchen gleichfalls in vorbildlicher Diſziplin den Weiſungen ihrer 
Führung. Andernorts wirkte ſich freilich die infolge der Kürze der Zeit mangel— 
hafte Wahlvorbereitung ungünſtig aus. 

Bekanntlich wurden nur zwei deutſche Wahlkandidaten auf der Regierungs- 
liſte zugelaſſen. Daneben konnten noch etliche ftellvertretende Kandidaturen auf- 
geſtellt werden. Vom „Wahl- und Werbeausſchuß“ der deutſchen Volksgruppe 
wurden drei dieſer deutſchen Kandidatenſtellvertreter zur Wahl beantragt und 
fünf weitere als Vertrauensmänner des genannten Ausſchuſſes zur Wahl emp⸗ 
fohlen. Von den beiden Wahlwerbern wurde im deutſchen Traditionswahl⸗ 
bezirk Kula Schriftleiter Franz Hamm durch den geſchloſſenen Einſatz der 
deutſchen Wählerſchaft mit großer Mehrheit gewählt. Im anderen Bezirk 
mit einem deutſchen Wahlwerber, Apatin, ſoll das Wahlergebnis wegen der 
zugunſten eines anderen Regierungskandidaten begangenen zahlreichen Wider- 
rechtlichkeiten deutſcherſeits angefochten werden. Ferner ſetzten ſich drei deutſche 
Kandidatenſtellvertreter erfolgreich durch. 

Unter Berückſichtigung des Amſtandes, daß die von der vollzogenen Volks- 
gruppeneinigung bis zum Wahltermin zur Verfügung geſtandene Zeit außer⸗ 
ordentlich kurz bemeſſen war, kann dieſes Ergebnis als zufriedenſtellend bezeich⸗ 
net werden. Die geeinte Volksgruppe hat ihre erſte Feuerprobe erfolgreich 
beſtanden und ſich nicht nur für die aufbauende Politik der Regierung Stoja⸗ 
dinowitſch und gegen zerſetzende Tendenzen ausgeſprochen, ſondern auch ihren 
Willen zur volkspolitiſchen Eigenſtändigkeit unter einer geeinten Führung be⸗ 
kundet. Sofern noch kleinliche Sonderintereſſen ein einheitliches Auftreten aller 
Deutſchen verhindert haben, ſtellten ſolche Erſcheinungen nur um ſo deutlicher 
die Notwendigkeit einer zielſtrebigen Fortſetzung des begonnenen Einigungs- 
werkes und einer einheitlichen Ausrichtung der geſamten Volksgruppe auf das 
von ihr geſchaffene volkspolitiſche Programm unter Beweis. 
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Rumänien 
Hoffnungen der deutſchen Volksgruppe — Ein neues Rumäniſierungs⸗ 
programm? — Nach der Einigung des Deutſchtums 


Das bedeutungsvollſte Ereignis im Monat November für Rumänien und 
insbeſondere auch für die deutſche Volksgruppe war die Zuſammenkunft 
König Karls II. mit Adolf Hitler am 24. November auf dem 
Oberſalzberg. Wir Deutſche Rumäniens begrüßen es freudigen Herzens, daß 
damit ein engerer Anſchluß unſeres Vaterlandes an das Mutterland eingeleitet 
wurde. Wir geben uns der Hoffnung hin, daß nicht nur die wirtſchaftlichen 
Beziehungen zwiſchen den beiden Ländern weſentlich geſtärkt werden, ſondern 
daß auch in nationaler Hinſicht die von der neuen autoritären Regierung König 
Karls vorgenommene Wendung zu einer gerechteren und vernünftigeren Min⸗ 
derheitenpolitik nun noch beſſer zur Geltung kommen wird, wo die Staats- 
oberhäupter miteinander freundſchaftliche Berührung gefunden haben. 

Noch tauchen freilich immer wieder in der rumäniſchen Offentlichkeit Ge- 
danken auf, die zu Befürchtungen Anlaß geben. So macht ſeit den erſten 
Dezembertagen ein Tätigkeitsprogramm viel von ſich reden, das der Minifter- 
präſident Criſtea dem Miniſterrat vorgelegt hat und in dem verſchiedene Nefor- 
men auf kulturellem, ſozialem und wirtſchaftlichem Gebiet vorgeſchlagen werden. 
Anter dieſen ſind zwei, von denen die Volksintereſſen der Deutſchen unter Am⸗ 
ſtänden peinlich berührt werden können. Die eine bezieht ſich auf die ſchon ſeit 
Jahren viel erörterte Frage des rumäniſchen Elementes in den wirtſchaftlichen 
Betrieben von Angehörigen der nationalen Minderheiten. Demzufolge ſoll im 
Laufe der nächſten zehn Jahre durch ein Geſetz die Wirkung erzielt werden, daß 
ſchließlich in jedem Betrieb 50 v. 8. der Angeſtellten und Arbeiter dem rumä- 
niſchen Volkstum angehören. Wenngleich die Herabſetzung der früheren, oft 
ganz phantaſtiſchen Verhältniszahl auf 50 immerhin eine gewiſſe Milderung 
der rumäniſchen Forderungen bedeutet, ſo iſt damit doch der Grundſatz der 
freien Wahl der Angeſtellten durchbrochen und es beſteht die Gefahr, daß 
beiſpielsweiſe deutſche Betriebe in den deutſchen Siedlungsgebieten nicht in der 
Lage ſein werden, alle in Betracht kommenden deutſchen Bewerber aufzu⸗ 
nehmen. Ob auf der andern Seite rumäniſche Betriebe in rein rumäniſchen 
Gegenden ebenfalls verpflichtet ſein werden, Nichtrumänen anzuſtellen, iſt frag⸗ 
lich. Auch gehört in engem Zuſammenhang mit dieſer Frage die andere ber 
Ae von Deutſchen als öffentliche Beamte in den deutſchen Siedlungs— 
gebieten. 

Faſt noch bedenklicher iſt auch eine andere, von Criſtea vorgeſchlagene 
Reform. Dieſer zufolge ſoll das ſchon beſtehende ftaatliche Vorkaufsrecht auf 
Bodenflächen über 50 Hektar dergeſtalt abgeändert werden, daß der Staat ſogar 
bei Bodenverkäufen von mehr als einem Hektar das Vorkaufsrecht 
haben ſoll. Das kann unter Amſtänden dazu führen, daß der deutſche Bauer, 
der ein paar Hektar Boden von einem Volksgenoſſen kaufen will, daran ge- 
hindert wird; gar nicht zu reden davon, daß er vom rumäniſchen Bauern Grund 
kaufen könnte. 

Noch nicht bekannt geworden iſt, wie ſich der Patriarch die angeblich eben⸗ 
falls in ſeinem Plan vorgeſehene Rumäniſierung der ärztlichen 
und Apothekerberufe denkt. Einen Vorgeſchmack davon aber haben die 
deutſchen Arzte Rumäniens ſchon bekommen. Noch im Frühjahr letzten Jahres 
mußten ſämtliche Arzte, die ihr Diplom im Ausland erworben haben, die Zeug— 
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niffe über die vorgenommene Noſtrifizierung vorlegen, weil man in Bufareft 
daraufgekommen war, daß ein jüdiſcher Vermittler für teures Geld ge- 
fälſchte Beſtätigungen der Noſtrifizierung verkauft hatte. In den acht Mo- 
naten, ſeit die Einreichung unter unverhältnismäßig hohen Koſten vorgenommen 
worden iſt, iſt die Erledigung noch nicht erfolgt, und nun iſt davon die Rede, 
daß alle Noſtrifizierungsprüfungen noch einmal abgelegt werden müſſen, ein⸗ 
fach weil in letzter Zeit neue Vorſchriften darüber Garen worden find. 
Alſo eine ausgeſprochene Mißachtung erworbener Rechte, deren Zweck es fein 
kann, zu bewirken, daß eine Anzahl von Arzten ihre Berechtigung zur Praxis 
verlieren. Denn es iſt keine Kleinigkeit für Männer, die ſeit zehn, zwölf oder 
noch mehr Jahren in der Praxis ſtehen, ſich nun den Eventualitäten einer nicht 
unbedingt wohlwollenden Prüfung zu unterziehen. Die deutſchen Arzte haben 
jedoch die Hoffnung noch nicht aufgegeben, daß es zu dieſem rechtswidrigen Ver- 
fahren ſchließlich doch nicht kommen wird. 

Vor kurzem iſt auch ein Geſetz über die Ausbildung der Mittel- 
ſchullehrer herausgegeben worden. Es enthält ohne Zweifel gute und 
nützliche Verfügungen. Es wird darin aber deſſen nicht gedacht, wie ſich Mittel- 
ſchullehrer ihre Berechtigung erwerben können, die ihre Hochſchulſtudien teil⸗ 
weiſe im Ausland, d. i. alſo etwa Deutſche an deutſchen Hochſchulen, gemacht 
haben, ſelbſtverſtändlich mit nachheriger Prüfung vor einer rumäniſchen ſtaat⸗ 
lichen Kommiſſion. Mit Bezug hierauf iſt die Regierung von deutſcher Seite 
um Aufklärung gebeten worden. 


Am 19. Dezember las man nicht ohne Beſtürzung in den Blättern, daß ein 
neues Geſetz über die Einrichtungmilitäriſcher Zonen an den Lan 
desgrenzen geſchaffen worden ſei. In dieſen Zonen wird den militäriſchen 
Befehlshabern eine unbegrenzte Gewalt über jeglichen Bodenbefig nach jeder 
Richtung hin gegeben. Jede Art von Bodenbearbeitung, jeder Bau, jede Ein- 
richtung von Waſſer-, Gas⸗, Kanal- und Elektrizitätsleitungen bedarf militär- 
behördlicher Genehmigung, desgleichen die Niederlaſſung in dieſen Zonen, ja 
ſogar diejenigen, die ſchon bisher dort anſäſſig waren, müſſen 
binnen 30 Tagen um Aufenthaltsbewilligung anſuchen. — Bei dieſem Geſetz 
ift vor allem an die weſtliche, alſo die gegen Ungarn gerichtete Grenze gedacht, 
und es werden von ihm vorzugsweiſe Ungarn gegebenenfalls betroffen werden. 
Doch wohnen an der ungariſchen Grenze auch Zehntauſende von Banater Deut- 
ſchen, denen ebenfalls das Verfügungsrecht über ihr Eigentum entzogen wer⸗ 
den könnte. Man beruhigt ſich jedoch allmählich bei dem Gedanken, daß an⸗ 
geſichts der Tatſache, daß gegen dieſe Deutſchen kein Verdacht der Irredenta 
denkbar iſt, eine ſchwerere Behelligung deutſcher Bürger jener Gegenden nicht 
zu befürchten ſei. 


Auch ein neues Genoſſenſchaftsgeſetz iſt bedenklich, denn es verlangt die 
Ernennung von behördlichen Vertretern in den Verwaltungsrat des deutſchen 
Raiffeiſenverbandes. Bei einer Beratung hierüber mußte auch feſtgeſtellt wer⸗ 
den, daß noch keine deutſche Raiffeiſengenoſſenſchaft aus dem hierfür geſchaffe⸗ 
nen ſtaatlichen Fond eine Zuwendung erhalten hat. Anter ſolchen Amſtänden iſt 
es begreiflich, daß man in deutſchen Kreiſen jeder geplanten Reform mit einem 
gewiſſen Mißtrauen entgegenſieht und ſelbſt an ſich wertvollen Gedanken, wie 
3. B. über die Stellung des Arbeiters oder über Arbeiterhochſchulen oder auch 
GI Kinderſchutz ausgeſprochen werden, nicht volle Würdigung zuteil werden 
aſſen kann. 
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Auf Grund der noch Anfang November vollzogenen Einigung unter 
den Deutſchen Rumäniens wird mit großer Sachlichkeit daran ge⸗ 
arbeitet, die Gegenſätze auch im einzelnen zu beſeitigen und die Zuſammenarbeit 
aller Volksgenoſſen in die Wege zu leiten. Große Freude haben die Draht⸗ 
grüße hervorgerufen, die vom Präſidenten des DJ., Oberbürgermeiſter 
Dr. Strölin, ſowohl an den Landesobmann Fabrit ius, als auch an den 
bisherigen Obmann der geweſenen Deutſchen Volkspartei Rumäniens, Dr. Alfred 
Bonfert, aus Anlaß der Einigung gerichtet waren. 


Anſere Toten 


Albert Voigts f 


Albert Voigts iſt geſtorben. Wenn es eine 
Perſönlichkeit gab, die mit Deutſch⸗Südweſt⸗ 
afrika verwachſen und verbunden war, ſo iſt 
es dieſer Mann geweſen, der Sonnenſchein 
und Regen genug erlebt hat und ſich allen 
Schwierigkeiten zum Trotz zu behaupten 
wußte. Voigts war Niederſachſe, er ent ⸗ 
tammte einer alten Bauernfamilie. Das 
ah ihm jeder auf den erſten Blick an. 
Maffiv, breitſchultrig und ſchwer, mit einem 
echten Bauerngeſicht und klugen Augen, die 
ſich ſcharf die Menſchen anſahen. Dieſer 
Mann wußte genau, was er ausſprechen 
und was er verſchweigen wollte, er über- 
legte ſeine Pläne langſam und bedächtig, um 
ſie dann zäh und kraftvoll bis ans Ende zu 
verfolgen. Wenn er ſprach, ſo formte er 
langſam die Sätze und überlegte genau alles, 
was er ſagte. Von ihm ging ein ſtarker 
Einfluß aus auf diejenigen, die ihm dienten 
und die er unbemerkt aber ſicher zwang, 
der von ihm gezeichneten Linie zu folgen. 
Sein eigentliches Weſen offenbarte ſich am 
beſten, wenn man ihn auf ſeiner Farm be⸗ 
ſuchte. Inmitten ſeiner Familie, die feſt 
und innig an ihm hing, inmitten ſeiner 
Karakulſchafe und Rinder, auf feinem ſchö⸗ 
nen, fauberen und zweckmäßig⸗freundlich 
gebauten „Hof“ Voigtsgrund, da herrſchte 
und ſorgte er wie ein rechter Patriarch für 
die Seinen und für alle, die mit ihm in 
Verbindung ſtanden. Morgens, nach dem 
Frühſtück, habe ich ſtundenlang mit ihm zu⸗ 
ſammengeſeſſen und er hat mir aus ſeinem 
Leben erzählt. Es iſt ſchwer, aber auch ſchön 
geweſen. 


Als junger Mann iſt er nach Südafrika 
gekommen; er hat damals alle Lockungen ab- 
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gewieſen, in die Dienſte der Mineninduſtrie 
zu treten, die ihn ſeiner im tiefſten Sinne 
ſchöpferiſchen Arbeit entfremdet hätte. Er 
iſt dann mit ſeinen gewaltigen Viehherden 
nach Südweſt gezogen, hat mit dem Ochfen- 
karren die Landſchaft durchzogen, mit den 
Häuptlingen Freundſchaft geſchloſſen oder iſt 
von ihnen gefangen genommen worden, wie 
das Glück es beſchied. Ruhig und bedächtig 
hat er ſein Geld, viel Geld verdient, bis er 
endlich mit ſeinem Bruder Guſtav zuſammen 
die Firma Wecke und Voigts begründen 
und damit ſeinen Wohlſtand ſichern konnte. 
Aber beide Brüder hatten harte Köpfe und 
konnten ſich auf die Dauer nicht recht zu- 
ſammenfinden. So trennten ſich die Wege: 
Albert Voigts übernahm den Farmbeſitz der 
Firma und widmete ſich vorwiegend der 
Karakulzucht. Hier hat er bahnbrechende 
Pionierarbeit geleiftet, die beſten Zuchttiere 
des Schutzgebietes entſtammen ſeiner Zucht. 
Als die Kolonie Mandat wurde, ſtand er 
im beſten Mannesalter. Als durch das ver- 
fehlte Londoner Abkommen 1923 die deut ⸗ 
ſche Zukunft der Kolonie bedroht erſchien, 
ſtellte er Do mit ruhiger und feſter Zügel- 
führung 1925 an die Spitze des Deutſchen 
Vundes, nahm feinen Sitz im Landesrat ein 
und verfolgte feiner Art gemäß zäh und vor- 
ſichtig die Politik, die er für richtig hielt. Es 
lag ihm daran, die Deutſchen im Lande zu 
ſammeln und ihren Zuſammenhalt zu ftär- 
ken, um den deutſchen Charakter des Landes 
zu wahren und die Wirtſchaft der Volks⸗ 
genoſſen als tragende Grundlage der kultu⸗ 
rellen Arbeit zu erhalten. Er glaubte, das 
Richtige zu tun, wenn er mit den Mandats⸗ 
behörden ein leidliches Verhältnis herſtellte 
und möglichſt viel im Guten herauszuholen 
verſuchte. Es mag ſein, daß er dabei den 
Verſtändigungswillen der Buren überſchätzt 


65 


hat. Als das Kapſtädter Abkommen, das 
unteren Landsleuten das Recht geben follte, 
ihre Mutterſprache als dritte Amtsſprache 
zu gebrauchen, an dem Widerſtand ſüdafri⸗ 
kaniſcher Nativiſten ſcheiterte, begannen in- 
nerhalb des Deutſchtums ſchwere Auseinan- 
derſetzungen. Sie verſchärften ſich, als der 
nationalſozialiſtiſche Umbruch auch in Süd. 
weſt erfolgte. Voigts wurde nun ausgeſpro⸗ 
chen der Vertreter der älteren Generation; 
er bemühte ſich — wie ich glaube — ehrlich 
und offen um einen Ausgleich nach allen 
Seiten, um ſeine bisherige Politik fortſetzen 
zu können. Tiefen Eindruck machte auf ihn 
ein Empfang beim Führer, es war einer der 
ſchönſten Augenblicke ſeines Alters, wie er 
mir ſelbſt erzählt hat. Aber er verkannte 
doch wohl, daß eine neue Zeit neue Anfor- 
derungen ſtellte. Ein ganzer Kerl, der er 
war, konnte er Dot nur ſchwer damit ab- 
finden, nicht mehr die ausſchlaggebende Per- 
ſönlichkeit zu ſein. Aber, wenn er ſich auch 
kräftig gewehrt hat, gegrollt hat er darum 
ſeinem deutſchen Vaterlande niemals, bis 
zuletzt lag ihm die Zukunft Südweſtafrikas 
am Herzen. 

Wieder kamen ſchwere Zeiten; die Wirt. 
ſchaftskriſe 1930/32 traf ihn beſonders hart. 
Es hat Wochen gegeben, wo die Vergütung 
105 die von ihm unterhaltenen Poftverbin- 

ungen faſt das einzige Bargeld war, über 
das er verfügen konnte. Anermüdlich baute 


Karten und Atlanten 


1. Meyers Großer Handatlas (mit den 
neueſten Grenzen), 213 Haupt, und 
Nebenkarten; Namensregiſter und geo- 
graphiſche Einführung; bearb. von Dr. 
E. Lehmann, hrsg. vom Bibl. Inſtitut, 
Leipzig 1938. RM. 17.50. 


Auswahl vorwiegend politifch-geogra- 
phiſcher Aberſichtskarten, die begrüßenswer⸗ 
terweiſe vielfach große Erdräume umfaſſen, 
mit ergänzenden Teilkarten der verſchiede 
nen Kontinente und Länder, mit bejon- 
derer Betonung Europas und namentlich 
der Reiſegebiete innerhalb des Deutſchen 
Reiches. Vorangeſchickt iſt eine durch Text 
erläuterte Folge von allgemeinen Erdkar⸗ 
ten, die ſowohl phyſiſch. wie anthropogeo 
graphiſche Aberſichten bieten; man vermißt 
dabei eine Berückſichtigung der Deutjch- 
tumsfragen. Der Atlas iſt für den Ge- 
brauch weiterer Kreiſe beſtimmt. 
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er, als die Zeiten wieder beſſer wurden, 
von ſeinem Schwiegerſohn Middendorff und 
einen Söhnen und Töchtern unterſtützt, 
eine Farmen weiter aus; er legte den rie⸗ 
igen Staudamm bei Voigtsgrund an, der 
heute eine der Hauptſehenswürdigkeiten des 
ganzen Schutzgebietes ift, ſchuf ausgedehnte 
Rieſelfelder und war für jede Anregung 
und Neuerung dankbar und empfänglich. 
Einen Stamm tüchtiger Farmſchüler und 
Schülerinnen hat er fi aus der Heimat ge- 
holt und ihnen mit Rat und Tat draußen 
die Wege zum Vorwärtskommen geebnet. 
Der Lebenszuſchnitt in ſeinem Hauſe war bis 
zuletzt patriarchaliſch, als Aubas (alter Ge- 
bieter) war er weit und breit bekannt und 
geachtet (Spießer hat ihm in ſeinem Buch: 
„Die zweite Generation“ ein ſchönes und 
wahrheitsgetreues Denkmal geſetzt). Seine 
letzten Lebensjahre waren verdüſtert durch 
eine ſchwere Herzkrankheit, gegen die er ver⸗ 
gebens ankämpfte. 

Das Deutſche Ausland-Inftitut hat ihm 
1926 eine Ehrenurkunde verliehen, er iſt 
u immer ein hilfsbereiter Freund geweſen. 

ein Andenken wird mit der Geſchichte 
Deutſch⸗Südweſtafrikas verwoben bleiben; 
auch diejenigen, die anderer Anſicht waren 
als er, werden ihm zugeſtehen, daß er ein 
echter und guter Deutſcher geweſen iſt. 


Wahrhold Draſcher. 


2. Handatlas des Zeitungsleſers. Die ganze 
Welt auf 32 Karten (Hamburg), Ham⸗ 
burger Nachrichten (1938); 32 Kt. 40. 


RM. 95. 

Kleiner, nur zur allererſten Orientie- 
rung eiliger Zeitungsleſer gedachter Hand- 
atlas mit vorwiegend farbigen politiſch⸗geo⸗ 
graphiſchen Aberſichtskärtchen der einzelnen 
Kontinente und Länder. 

3. Der Große Sowjetruſſiſche Weltatlas 
—Bol'soj Sovetskij Atlas Mira, 1. Bd.; 
168 Grund. und mehrere Nebenkartenz 
Format 53x37 em; Mehrfarbendruck; 
bearb. von N. W. Winogradow; ruffi- 
ſche Beſchriftung; Moskau (1937); etwa 
RM. 104. 


Erſter Teil eines auf 3 Bände berech- 
neten großen und umfaſſenden Atlaswerkes 
der Sowjetunion. Der vorliegende Teilband 
bietet auf 168 Seiten auf techniſch ſorgfältig 


ausgeführten farbigen Blättern zur Hälfte 
allgemeine Erdüberfichten, zur Hälfte Dar- 
ſtellungen des europäiſchen und aſiatiſchen 
Rußland, darunter vor allem auch Blätter 
mit anthropographiſchen Darſtellungen und 
zahlreichen entſprechenden Nebenkarten, un⸗ 
ter denen allerdings viele ganz einſeitig kom⸗ 
muniſtiſch ausgerichtet ſind. 


4. Rohſtoffwirtſchaftskarte. Bearb. von Gg. 
Adolph; etwa 1:25 Mill.; Mehrfarben- 
druck; Format: 170x120 em; Erläute- 
rungsheft von G. v. Viebahn; Halle: 
Buchhandlung des Waiſenhauſes (1938); 
RM. 16.50. 

Durch farbige Orts- und Flächen ⸗ 
ſignaturen werden die Verbreitungs⸗ 
gebiete der wichtigſten Rohſtoffe ſowie die 
Ausfuhrwege einiger für den Welthandel 
beſonders maßgebender Nohſtoffe, na- 
mentlich Erdöl, Baumwolle und Kautſchuk, 
wiedergegeben. Europa iſt auf einer 
Nebenkarte noch beſonders dargeſtellt. Zwei 
weitere Nebenkarten zeigen außerdem die 
wirtſchaftliche und politiſche Gliederung der 
Erde in großen Zügen. Als Wandkarte 
E Unterrichts- und Schulungszwecke ge- 
acht. 


5. Europa im Automobil. Offizieller Füh⸗ 
rer des A. J. A.C. N. i. Auftr. d. Associa- 
tion internationale des automobile elubs 
reconnus unter Mitwirkung der ange- 
ſchloſſenen nationalen Automobil ⸗Clubs; 
Red. F. Klizſtein. Jul. Wagner; Aus- 
gabe 1938; Zürich: Verlag Europa im 
Automobil lt. Mitteilung Reife- u. Ver⸗ 
kehrsverlag; 86 Kt. Bl., 408 S.; 1 Kt. 
Gr. 80. Lw. RM. 7.50. 

Atlas mit 86 farbigen Karten, auf 
denen das Straßennetz des größten Teiles 
von Europa, mit Ausnahme der Gomjet- 
union, dagegen mit Einſchluß eines großen 
Teiles des weſtlichen Kleinaſiens ſowie des 
Nilmündungsgebietes dargeſtellt iſt, mit 
beſonderer farbiger Hervorhebung und ner: 
kehrsmäßiger Charakteriſierung der Stra- 
ßen. Beigegeben ein ausführlicher Textteil 
mit allen für den Autoverkehr wichtigen 
Daten und zahlreichen Durchfahrtsplänen. 


6. Atlas des deutſchen Lebensraumes in 
Mitteleuropa. Im Auftrage der Preuß. 
Akademie der Wiſſenſchaften hrsg. von 
Prof. Dr. N. Krebs; Format 47,5035 
em; 10 Lieferungen mit etwa 50 großen 
Kartenblättern; Leipzig: Bibliogr. Inſti⸗ 
tut; Geſamtwerk in 10 Lieferungen 
RM. 19.50; Einzellieferung RM. 3.—; 
II. Lieferung; 1938. 

Zweite Lieferung des an dieſer Stelle 
bereits kurz angezeigten und grundſätzlich 


gewürdigten Atlaswerkes (vgl. Di A. Heft 5, 
S. 282 [1938]), deſſen Bedeutung durch die 
inzwiſchen erfolgte Wiedergewinnung der 
Oſtmark und Eingliederung des Sudenten⸗ 
landes noch an Bedeutung gewonnen hat. 
Die neue Teillieferung zeigt die Verbrei⸗ 
tung der natürlichen Vegetation, gibt Bei⸗ 
ſpiele für die Amwandlung feuchten Gelän- 
des in Kulturboden, ſtellt die Entwicklung 
der Vevölkerungsdichte von 1871 bis 1930, 
die Entwicklung der großen Territorien ſeit 
1600, ſowie die politiſch⸗geographiſche Gliede⸗ 
rung des Deutſchen Bundes dar. Jeweils 
mit ſorgfältiger textlicher Erläuterung. 


7. a) u. b): Lange, Dr. Dr.: Sprachenkarte 
von Mitteleuropa von Trieſt bis Grott, 
hättan. 1:2 Mill. (Große Ausgabe) 
e Format: 102 83 em; (Kleine 
Ausgabe 1:4 250000; Format 48x39 cm; 
neue Auflage; bearbeitet im Einver⸗ 
nehmen d. WꝰDal.; Berlin: Reimer; 
1938; a) Große Ausgabe RM. 4.15, 

b) Kleine Ausgabe RM. — 90. 
Überfichtsbüro- und Schulungskarte 
bzw. Handkarte für weitere Kreiſe, in 

2. Auflage. 

Ausgabe a): Zeigt in Form einer großen 
Büro-Handkarte eindrucksvoll durch farbiges 
Flächenkolorit die Verbreitung der verſchie⸗ 
denen Sprachgebiete und gleichzeitig die der 
Völker und Staaten im Rem von Mittel- 
europa, oſtwärts bis zum Baltikum bzw. 
Weißrußland und Rumänien, ſüdwärts bis 
Oberitalien, jeweils unter beſonderer Her- 
vorhebung des deutſchen und germaniſchen 
Sprachgebietes. Die Amgeſtaltung im Ge- 
biet der Tſchecho⸗Slowakel iſt noch nicht be- 
rückſichtigt. Zwei kleine Nebenkarten zeigen 
die Nachbarvölker des deutſchen Volkes und 
die zahlenmäßige Stärke des Deutſchtums 
in den verſchiedenen europäiſchen Staaten. 

Ausgabe b: Kleine Handkarte, in grund- 
ſätzlich gleicher Ausführung. 


8. Velhagen & Klaſing: Das neue politiſche 
Geſicht Mitteleuropas. 1: 2 Mill.; Mehr ⸗ 
farbendruck; Format: 85x74 em; Na- 
mensverzeichnis; Leipzig: Velhagen & 
Klaſing; 1938. RM. 1.50. 

Erſte politiſch-geographiſche Büro., 
Hand- und Wandkarte mit der Neugeftal- 
tung der Tſchecho⸗Slowakei, mit den neueſten 
Grenzen, für weitere Kreiſe. Zeigt durch 
Flächenkolorit die verſchiedenen Staaten 
Mitteleuropas, unter Einſchluß Lettlands, 
Polens und teilweiſe auch Rumäniens. 


9. Gea-Rarte vom Deutſchen Reich mit den 
Orten von 10 000 Einwohnern aufwärts. 
6. neubearbeitete Auflage 1:1 Mill.; 
Format 116100 em; Schwarz-Weiß 
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ua Berlin: Gea-Verlag; 1938. RM. 


Schwarz. Weif-Überficht des Deutſchen 
Reiches (noch ohne das eingegliederte ſudeten⸗ 
deutſche Gebiet), mit Angabe der verſchie 
denen adminiſtrativen Grenzen, ferner der 
wichtigſten Flüſſe ſowie der Orte mit über 
10 000 Einwohnern. Beſonders für Ein- 
tragungen aller Art willkommen. 


10. Hallwag: Autoführer von Großdeutſch⸗ 
land. Auto-Atlas und Textführer; 86; 
7. Aufl.; Stuttgart: Hallwag; 1938. 
RM. 4.50. 

Atlas mit 8 farbigen Horizontal: 
Kartenſtreifen, die das deutſche Straßen⸗ 
netz mit Einſchluß der unmittelbar anſchlie⸗ 
ßenden Gebiete, im Südoſten bis zum Plat- 
tenſee, zur Darftellung bringen, unter be⸗ 
ſonderer farbiger Heraushebung und mit 
verkehrsmäßiger Charakteriſierung des Stra- 
ßennetzes. Beigegeben iſt noch eine Geſamt⸗ 
überſichtskarte (1: 2 Mill.) ſowie ein aus⸗ 
führlicher Text mit orientierenden Angaben 
e die einzelnen Gebiete. Neue, 7. Auf- 
age. 


11. Deutſchland. 1: 500 000 ODC. Win- 
terſportkarte f. Kraftfahrer, mehrfarb. 
Form. 11886 em. München: Der 
S ie Automobilelub E. V.; 1938. 


Bezeichnet durch Flächenkolorit in zwei 
Stufen die für Winterſport „geeigneten“ 
Gebiete bzw. die „Hauptwinterſportgebiete“ 
im Reich (leider noch mit der alten Ab- 
arenzung) und ſtellt gleichzeitig das Stra- 
ßennetz dar, mit dem die betreffenden Ge- 
biete raſch erreicht werden können. Zwei 
Nebenkarten in gleicher Ausführung zeigen 
den Harz und Schleſien geſondert. Eine 
baldige Erweiterung der Karte ſowohl im 
Bereich der Oſtmark wie für das Sudeten 
land iſt dringend erwünſcht. 


12. Reichsautobahnatlas, 1:300 000; 2. Liefe- 
rung; hrsg. von Generalinſpektor für 
das deutſche Straßenweſen; mehrf.; 
8 Kt.; Dresden: Meinhold⸗Mittelbach⸗ 
Karten G.m. b. H.; 1938. Lfg. RM. 3.—. 

Ergänzende Lieferung zu dem an dieſer 

Stelle bereits befprochenen, wichtigen Atlas, 
mit einheitlich ausgeführten Aberſichten der 
inzwiſchen neu fertiggeſtellten Reichsauto⸗ 
bahnen und ihrer nächſten Amgebung, mit 
farbiger Verkehrscharakteriſierung der ein- 
zelnen Straßen. 


13. Straßenzuſtand von Deutſchland. Atlas; 


etwa 1:800 000; 4%, 25 Seiten; hrsg. 
vom Generalinſpektor f. d. dtſch. Stra ⸗ 
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ßenweſen; Berlin: Deutſcher Autokar⸗ 
tenverlag, P. Oeſtergaard; 1938. RM. 2. 
Neuauflage des an dieſer Stelle (vgl, 
DL. Heft 2, S. 93 1938), ſeinerzeit ſchon 
grundſätzlich gewürdigten verdienſtvollen 
kleinen praktiſchen Straßenatlaſſes, der 
nunmehr auch die Oſtmark (jedoch noch nicht 
das deutſche Sudetenland) mit umfaßt. 


14. Deine Deutſche Heimat“ (Erläuterung 
mit Deckblatt — roter Aufdruck — zur 
Neichskarte 1: 100 000). Hrsg. von Dr. 
A. Jung: Potsdam: Verlag L. Voggen 
reiter; 1937 ff. 

Erläuterung m. Deckbl. RM. —.60, 

Dasſelbe m. Grundbl. RM. —.90. 
Deckpauſen zu den einzelnen Blättern 

der Reichskarte 1: 100 000 mit geographi- 
ſchen, geſchichtlichen, volkskundlichen und 
wirtſchaftlichen Erläuterungen. Das Karten⸗ 
werk wird bei ſeinem weiteren Fortſchreiten 
auch die Grenzgebiete mit umfaſſen; vor- 
läufig greifen nur einzelne Blätter, wie 

z. B. Meſeritz, in die Grenzgebiete über. 

Für Wanderungen und Studienzwecke ſehr 

willkommen. N 


15. Topographiſche Karten (Meßtiſchblätter). 
1:25 000; ſächſiſcher Anteil; Nr. 36. 
Kamenz; 37. Kloſter St. Marienſtern; 
51. Radeberg; 62. Waldheim; Mehr- 
farbendruck; Format: 46,5444 5 em; 
hrsg. vom Reichsamt für Landesauf- 
nahme, Zweigſtelle Landesaufnahme Sach- 
ſen, Dresden A.; Zirkusſtraße 40; 1938. 
NM. 1.20 pro Blatt. 

Neuausgabe einer Reihe topographi⸗ 
ſcher Spezialkarten, teils aus der näheren 
und weiteren Amgebung von Dresden, teils 
von der Nordabdachung des Erzgebirges 
bzw. aus der ſächſiſchen Lauſitz, ſämtlich in 
der üblichen ſorgfältigen und zuverläſſigen 
Ausführung, mit neueren Berichtigungen, 
teilweiſe bis 1933 und vereinzelten Nach- 
trägen bis 1936. 


16. Die Tſchecho⸗Slowakei. Denkſchriften 
für die Friedenskonferenz von Paris 
1919/20; hrsg. von Dr. H. Naſchhofer; 
2. ergänzte Auflage; hrsg. vom Inſtitut 
für ausländiches öffentliches Recht und 
Völkerrecht in Berlin; Heft 24 (Text mit 
24 Schwarz⸗Weiß⸗Kartenſkizzen); Ber⸗ 
lin: Carl Heymanns-Verlag; 1938. 
RM. 6.—. 

Folge von 24, teilweiſe hiftorifch- und 
politifch-geographifchen ſehr bemerkenswer ⸗ 
ten Schwarz-Weiß ⸗Skizzen. Ein Teil be⸗ 
handelt Spezialfragen der von der Tſchecho 
Slowakei ſeinerzeit in Paris 1919/20 ge- 
forderten Grenzberichtigungen (Frage von 
Glag!), die anderen Fragen find noch von 


allgemeinerer Bedeutung, jo die völkiſche 
Struktur der damaligen Tſchechoſlowakei, 
insbeſondere auch im Oſten, ferner die Frage 
der ſtrateiſchen Sicherung der Republik. 


17. Gemeindegrenzenkarte der Sudetenlän- 
der. 1: 200 000; bearb. von E. Winkler 
i. A. von Aniverſitätsprof. E. Gierach; 
7 Blätter; Schwarz⸗Weiß⸗Druck; For⸗ 
mat: 71x56 cm u. Ortsnamenſchlüſſel, 
Heft 1—4; hrsg. von der Publifa- 
tionsſtelle des Reichsinnenminiſteriums 
Berlin-Dahlem; 1938. Gemeindegren- 
zenkarte 7 Blätter RM. 7.—, Orts 
namenſchlüſſel Heft 14 RM. 4.40. 
Schwarz⸗Weiß⸗Darſtellung aller Ge- 
meindegrenzen in den Sudetenländern, ein- 
ſchließlich Mährens. Auf der Karte iſt 
gleichzeitig die Berliner Linie vom 5. 10. 
1938 (Internat. Ausſchuß) ſowie die Netz⸗ 
einteilung der tſchecho-flowakiſchen bzw. öſter⸗ 
reichiſchen amtlichen Spezialkarte 1:75 000, 
angegeben. Mit textlichem Ortsnamenſchlüſ⸗ 
ſel. Wichtige Handkarte für wiſſenſchaftliche 
und praktiſche Zwecke. Insbeſondere auch für 
Eintragungen aller Art. 


18. Die Siedlungsgebiete der Deutſchen in 
der Tſchecho⸗Slowakei. 1:1 125 000 (mit 
der am 5. 10. 1938 beſchloſſenen Be- 
ſetzungslinie) mehrfarbig; Format: 84 
x40 em; einführender Text; Leipzig: 
S. Hirzel; 1938. RM. 1.50. 

Zeigt das Geſamtgebiet der früheren 
Tſchecho⸗Slowakei und — durch Flächenkolo⸗ 
rit — den Verlauf der am 5. 10. vom Sn- 
ternat. Ausſchuß feſtgelegten „Berliner 
Linie“. Weiter iſt durch Flächenkolorit die 
Verbreitung der deutſchen Siedlungsgebiete 
in der früheren Tſchecho⸗Slowakei mit dem 
Prozentanteil der Deutſchen in den einzel- 
nen Gebieten dargeſtellt. Handkarte für die 
Praxis und für Studienzwecke. 


19, Navenſtein⸗Karte der weſtlichen Tſchecho⸗ 
Slowakei (in 4 Bl.). 1: 300 000; Form.: 
10572 cm; 4% Farbendruck; Frank- 
furt a. M. Ravenſtein; 1938. RM. 1.60. 

` SE Hand- und 

Bürokarte für die Orientierung weiterer 
Kreiſe. Zeigt auf dem leicht ausgeführten 
Geländehintergrund, mit ebenfalls farbigem 
Gewäſſernetz, den Verlauf der Beſetzungs⸗ 
linie in den verſchiedenen Teilgebieten Böh- 
mens, Mährens und Schleſiens, leider mit 
verſchiedenartigen Signaturen und zum Teil 
inzwiſchen überholten Bezeichnungen. Die 
endgültige Grenzziehung iſt noch nicht be⸗ 
rückſichtigt. 


20. Eduard Gaebler: Karte der Tſchecho 
Slowakei und angrenzenden Ländern. 


Mehrfarbendruck; 1:1 Mill.; Format: 
98x48 cm; hrsg. Ed. Gaebler, Leipzig, 
1938. RM. 1.10, 
Politiſch⸗geographiſche Handkarte, mit 
Flächenkolorit für das deutſche Beſetzungs⸗ 
gebiet (Berliner Linie) bzw., allerdings nur 
angenähert, für die de Verbreitung 
des polniſchen und madjariſchen Volkstums 
bzw. die entſprechenden Beſetzungsgebiete. 
Für die Orientierung weiterer Kreiſe. 


21. Sudetenland und die neugeftaltete 
Tſchecho⸗Slowakei; 1:1 Mill.; Mehr: 
farbendruck; Format: 88,556 em; 
Sc Freytag & Berndt; 1938. RM. 


Politiſch-geographiſche Handkarte, mit 
Grenz- bzw. Flächenkolorit für die verſchie⸗ 
denen Staaten, unter beſonderer Hervor- 
hebung der Abtretungsgebiete der Tſchecho— 
Slowakei. Die endgültigen Berichtigungen 
vom 20. 11. 1938 uſw. ſind jedoch noch nicht 
berückſichtigt. Verſchiedene kleine Nebenkar⸗ 
ten zeigen Ausſchnitte einzelner wichtiger 
Teilgebiete der Reſt⸗Tſchecho⸗Slowakei. Für 
weitere Kreiſe. 


22. Reichskarte Sudetenland in 2 Blättern; 
Bl. W. u. O.; 1: 300 000; Mehrfarben- 
druck; Format: 97,5 71115 em (Bl. W.); 
65,5111 em (Bl. O.); 1. Ausgabe mit 
Grenzen vom 10. 10.; 2. Ausgabe mit 
Grenzen vom 20. 11. 1938; Berlin: 
Reichsamt für Landesaufnahme; 1938. 

Bl. W. RM. 4.50, 
Bl. O. RM. 3.—. 
Wichtige phyſiſch⸗ und politifch-geogra- 
phiſche Hand und Bürokarte. 

Ausgabe a) zeigt — ohne Gelände — durch 
Flächenkolorit die Verbreitung des Waldes, 
ferner, ebenfalls farbig, das Gewäſſernetz 
und die Staatsgrenzen. Angegeben iſt 
außerdem die Grenze des bis 10. 10. 1938 
beſetzten Gebietes (Berliner Linie) und ſeiner 
adminiſtrativen Einteilung. 

Ausgabe b): bei grundſätzlich gleicher 
Grundlage iſt hier die am 20. 11. endgültig 
feſtgelegte neue Reichsgrenze eingetragen, 
ferner die adminiſtrative Einteilung des 
eingegliederten Sudetenlandes ſowie der reft- 
lichen Teile von Böhmen, Mähren und der 
Slowakei. 


23. a) Karte der Sudetenländer nach dem 
10. 10. 1938. 1: 750 000. 

b) Karte der Sudetenländer nach dem 
20. 11. 1938. 1: 750 000. 

Mehrfarbendruck; Format: 71,5 K 56 cm; 

mit Namensverzeichnis; Leipzig: Vel⸗ 

hagen & Klaſing; 1938. 
1. Ausgabe RM. 1.20, 
2. Ausgabe RM. 1.50. 
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Politifch-geographifhe Handkarte für 
weitere Kreiſe. 

Ausgabe a): Zeigt — auf dem Hintergrund 
des leicht angedeuteten Geländes — durch 
Flächenkolorit das beſetzte Gebiet (Berliner 
Linie). Außerdem iſt das Eiſenbahnnetz 
noch beoſnders farbig hervorgehoben. 

Ausgabe b): Bei grundſätzlich gleicher 
Ausführung iſt hier die endgültige Abgren- 
zung des Reiches angegeben. Beigefügt iſt 
ein willkommenes Namensverzeichnis für die 
eingegliederten Gebiete mit Angabe der wich- 
tiaſten wirtſchaftlichen Zweige für die ein 
zelnen Orte. 


24. Silva -Uberſichtskarte Gau Sudetenland 
und Tſchecho⸗Slowakei mit den angren- 
den Teilen von Schleſien, Sachſen, Ba⸗ 
yern, Polen und Angarn. 1: 600 000; 
Format: 82,5457 5 em (neue Reichs- 
grenze, neue polniſche und ungariſche 
Grenze); Berlin: Verlag „Für heimat ⸗ 
kundliche Kultur“, Willy Holz; 1938. 
RM. —.90. 

Politiſch-geographiſche Handkarte in 
Neuauflage, für die erſte Orientierung wei⸗ 
terer Kreiſe. Die Gebiete der verſchiedenen 
Staaten find durch Flächenkolorit unterſchie 
den, unter Berückſichtigung der neuen Gren- 
zen des Reiches, Ungarns ufw. 


25. Die Grenzgebiete des Deutſchen Reiches 
und der Tſchecho⸗Slowakei (Sudeten - 
land, Böhmen und Mähren). 1: 400 000; 
Leipzig: Bibliograph. Inſtitut; 1938. 
RM. 1.50. 


Politiſch⸗geographiſche Handkarte bzw. 
Atlas-Ergänzungsblatt. Zeigt neben Gelände 
und Gewäſſernetz ebenfalls in farbiger Aus- 
führung den Verlauf der alten und neuen 
Reichsgrenzen innerhalb des Sudetenlandes, 
JE gleichzeitig die Grenzen der übrigen 
n den dargeſtellten Raum fallenden Staa⸗ 
ten. 


26. Iro⸗Karte „Sudetenland“. 1: 500 000; 
Mehrfarbendruck; Format: 77 460,5 cm; 
München: Iro-Verlag, Carl Kremling; 
1938. RM. 1.—. 

Politiſch⸗geographiſche Handkarte für 
die Einführung weiterer Kreiſe. Stellt mit 
Linienkolorit, bei ganz leichter Andeutung 
des Geländes, den Verlauf der alten und 
neuen Reichsgrenze dar, ferner die admini⸗ 
ſtrative Einteilung des reichsdeutſch gewor- 
denen Sudetengebietes. Außerdem ſind, 
allerdings zum Teil nur roh, die deutſchen 
Sprachinſeln in den reſtlichen Teilen von 
Böhmen und Mähren eingetragen. 


27. Die neue Grenze der Tſchecho⸗Slowakei 
nach der deutſch⸗tſchecho - ſlowakiſchen 
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Vereinbarung vom 20. 11. 1938; nach 
der tſchecho· ſlowakiſchen Note an die pol · 
niſche Regierung vom 1. 11. 1938 und 
nach dem deutſch-italieniſchen Schieds- 
ſpruch vom 2. 11. 1938 über die Grenzen 
zwiſchen Ungarn und der Tſchecho. Slo; 
wakei; 1:1 125 000; Schwarz-Weiß 
Druck; Format: 83x40 em; Leipzig: 
S. Hirzel; 1938. RM. —.90. 
Politiſch⸗geographiſche Handkarte, in 
Schwarz- Weiß⸗Ausführung, auch für Stu ⸗ 
dienzwecke. Zeigt den Verlauf der neuen 
Grenze für die geſamte Tſchecho-Slowakei 
nach der Feſtſetzung vom 20. 11. 1938 bzw. 
nach den ſonſtigen Abtretungen, ferner die 
verſchiedenen adminiſtrativen Grenzen. Be⸗ 
ſonders angegeben ſind ferner die deutſchen 
Volksinſeln in der reſtlichen Tſchecho -Slowa⸗ 
kei mit Angabe des Prozentanteils der bor, 
tigen deutſchen Bevölkerung. 


28. Slowaken in den Sudetenländern und 
ihr verhältnismäßiger Anteil an den 
Tſchecho⸗Slowaken nach Gerichtsbezirken. 
Tſchechen in den Karpatenländern und 
ihr verhältnismäßiger Anteil an den 
Tſchecho⸗Slowaken nach den Verwal- 
tungsbezirken; etwa 1:1,85 Millionen; 
Schwarz-Weiß ⸗Druck; Format: 30x14 
em; bearbeitet von E. Wolters; Wien; 
Kartenbeilage zu Aufſatz in „Deutſches 
Archiv für Landes- und Volksforſchung“; 
Heft 1; 1938. 

Zeigt in Schwarz-Weiß - Ausführung die 
Verbreitung der Slowaken innerhalb Böh⸗ 
mens und Mährens bw. die Verbreitung 
der Tſchechen in der Slowakei und in der 
Karpato-Akraine, jeweils nach der Volks⸗ 
zählung von 1930. Hierbei ſind die alten 
Grenzen der Tſchecho-Slowakei zugrunde 
gelegt, doch iſt die deutſche Sprachgrenze 
angegeben. 


29. Deutſcher bäuerlicher Grundbeſitz im 
Kaliſcher Land um das Jahr 1933. Maf- 
ſtab 1: 100 000; bearb. von D. Reiher; 
Mehrfarbendruck; Format: 78481 cm; 
Kartenbeilage zu Petermanns Mittei- 
lungen; Heft 3; 1938. Gotha: Perthes. 

Willkommene Deutſchtumskarte. Zeigt 
durch farbige Ortsſignaturen die Verbrei- 
tung des deutſchen bäuerlichen Grund- 
beſitzes, nach 6 Größenſtufen gegliedert, und 
zwar für das Gebiet zwiſchen Prosna und 

Warthe. Eingetragen ſind ferner die Ver ⸗ 

breitung des Waldes, das Straßennetz ſowie 

die Siedlungen. — Ahnliche Karten wären 
für die anderen Deutſchtumsgebiete dringend 
erwünſcht. 


30. Nationalitäten in Bulgarien. Etwa 
1700 000; bearb. von Dr. H. P. Sot 


ſack; Schwarz-Weiß-Drud; Format: 78 

4 cm; Kartenbeilage zu Zeitſchrift der 

Geſellſchaft für Erdkunde; Heft 1937; 
Berlin. 

Verſuch, in Schwarz⸗Weiß⸗Darſtellung 
mit Hilfe der Punktmethode die Verbrei⸗ 
tung der verſchiedenen Nationalitäten inner- 
halb Bulgariens wiederzugeben. An ſich iſt 
die Darſtellung willkommen, gibt jedoch in- 
folge des kleinen Maßſtabes der Karte und 
der Schwarz-Weiß ⸗Ausführung keine klare 
Aberſicht. 


31. Eeſti (Aberſichtskarte von Eſtland). 

1500 000; mehrfarbig; Format: 91 
63 em; hrsg. SV. ST. Topo-Hüdro- 
graafia Oſakonna Väljaanne Tallin-Re- 
val; 1937. 

Politiſch- bzw. verkehrsgeographiſche 
Büro- Aberſichtskarte, mit Grenzkolorit für 
die verſchiedenen adminiſtrativen Gebiete, 
ferner mit farbiger Kennzeichnung der Wäl⸗ 
der und des Gewäſſernetzes ſowie Angabe 
der für den Land-, See- und Luftverkehr 
wichtigen Einzelheiten durch entſprechende, 
teilweiſe farbige Ortsſignaturen. Mit eſt⸗ 
niſcher und engliſcher Zeichenerklärung. 


32. C. Diercke: Britiſche Inſeln. 1: 900 000; 
Mehrfarbendruck; Kartenſpiegel 86973 
em je Blatt (unaufgez.); Braunſchweig: 
Weſtermann; 1938. RM. 31.— 

Pbyſiſch. und politiſch-geographiſche 
Schulwandkarte, mit farbigen Höhenſchich⸗ 
ten bzw. Tiefenſtufen des Meeres, ſowie An. 
gabe und Größencharakteriſierung der wich- 
tigeren Orte, ferner Eintragung der Haupt- 
eiſenbahnen und Kanäle. Mit Einſchluß der 
feſtländiſchen Gegengeſtade bis zur Linie 
Nürnberg⸗Oslo. 


33. Justus Perthes: Atlas Portatil de 
Espanha e Portugal; 28 farbige Rar- 
tenfeiten; 8° (Portg. Ausg.), 3. Aufl.; 
Gotha: J. Perthes; 1938. Lw. 
NM. 4.30. 


Willkommener kleiner Taſchenatlas für 
Gebrauch von Fach- und weiteren Kreiſen, 
mit 28 durchweg farbig ausgeführten Blät⸗ 
tern, mit phyſiſch⸗ bzw. politiſch⸗ und wirt ⸗ 
ſchaftsgeographiſchen Aberſichten der ver⸗ 
ſchiedenen portugieſiſchen und ſpaniſchen 


Teilgebiete bzw. der geſamten Halbinſel. 
Mit ergänzenden tabellariſch⸗ſtatiſtiſchen An⸗ 
gaben, teilweiſe bis 1937. 


34. Deutſche Himalaja Expedition 1934. 
Karte der Nanga Parbat Gruppe. 
Hrsg. im Auftrag der Dt. Forſchungs⸗ 
gemeinſchaft, unterſtützt vom ... Ver⸗ 
meſſung von R. Finſterwalder. Photo- 
grammetr. Aufn. durch R. Finſterwalder 
u. W. Raechl. 1: 50 000. — München 
1937: Klein & Volbert (lt. Mitteilung: 
Berlin: Siegismund in Komm.); Form.: 
70,5492 em; Farbendr. Mit der Karte: 
ee 1: 100 000 zuſ. 


Wertvolle Aberſicht auf Grund der 
Vermeſſungsarbeiten und photogrammetri- 
ſchen Aufnahmen von Finſterwalder und 
Naechl, für das Flußgebiet des Aſtor bis 
zum Indus, mit Schichtlinien bzw. Fels. und 
Gletſcherzeichnung. Die Karte gibt eine vor- 
zügliche Aberſicht der Geländeformen und 
ihrer Entwicklung, namentlich hinſichtlich der 
früheren und gegenwärtigen Vergletſche⸗ 
rung. — Beigegeben iſt noch ein verfleiner- 
ter Zuſammendruck der mit dem Stereo- 
autograph konſtruierten Originalpläne mit 
geodätiſchen Eintragungen und topographi⸗ 
ſchen Ergänzungen ſowie der Routen, auch 
für das weſtlich anſchließende Gebiet im 
Maßſtab 1: 100 000. — Beide Karten — mit 
ausführlichem Text — geben ein ſchönes 
Zeugnis für den reichen Ertrag deutſcher 
Forſchungsarbeit im Ausland. 


35. Atlas van Tropisch Nederland; Uit- 
Fange door het koninklijk Neder- 
andsch Aardrijkskundig Genootschap 
in Samenwerking met den Topografi- 
schen Dienst in Nederl.-Indie. Den 
Haag (s Gravenhage): Martinus Nijr 
hoff 1938. 

Wertvoller Spezialatlas der nieder- 
ländiſchen Kolonialgebiete in Indoneſien, 
für den praktiſchen und wiſſenſchaftlichen 
Gebrauch. Im erſten Teil zehn phyſiſch⸗ 
bzw. anthropogeographiſcheGeſamtüberſichten 
Niederländifch - Indiens, dann anſchließend 
21 Blätter mit zahlreichen Ergänzungskarten 
und Darſtellungen der verſchiedenen Zelt, ` 
gebiete. Sämtliche Blätter in zuverläſſiger 
und anſprechender farbiger Ausführung. 
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Mitteilungen des DAS. 


„Deutſchtum im Ausland“ 


Wir geben hiermit den Mitgliedern des 
DAs. und den Beziehern unſerer Zeitſchrift 
davon Kenntnis, daß unſere Zeitſchrift 
„Deutſchtum im Ausland“ ab 1. Januar 1939 
in den Verlag W. Kohlhammer, Stutt- 
gart, übergegangen iſt. 


Auf Grund der Beſtimmungen des Präſi⸗ 
denten der Reichspreſſekammer iſt in Zukunft 
für das Reichsgebiet die Bezahlung 
des Bezugspreiſes für die Zeitſchrift und des 
Mitgliedbeitrages für das Deutſche Aus- 
land⸗Inſtitut zu trennen. 


Wir bitten daher unſere Mitglieder im 
Reich, für den Bezug unſerer Zeitſchrift 
„Deutſchtum im Ausland“ im Jahre 1939 
den für die Mitglieder weſentlich ermäßigten 


Schriftenreihe 
der Stadt der Auslandsdeutſchen 
1. Heft: 
Schwebendes Volkstum 
im Geſinnungswandel 


Eine ſozial· ſychologiſche Studie 
Von Dr. Robert Beck 
1938 76 Seiten. Broſch. RM. 3.60 


W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart-S 


Bezugspreis von RM. 10.— zuzüglich Zu⸗ 
ſtellgebühr an den Verlag W. Kohlhammer 
abzuführen, ſobald ihnen von dort aus 
Rechnung erteilt wird. Der bisher bezahlte 
Mitgliedsbeitrag iſt dagegen gekürzt um 
RM. 10.— an das DAT, zu überweiſen. 


Für die Mitglieder des DAs. im Aus⸗ 
land bringt die Neuregelung keinerlei 
Anderung mit ſich. 


Die monatliche „Bibliographie des 
Deutſchtums im Ausland“ kann 
von Mitgliedern des DA. und von den 
Beziehern unſerer Monatsſchrift „Deutſch⸗ 
tum im Ausland“ ebenfalls mit 50 % Er- 
mäßigung, alſo zum Preis von RM. 4.— 
für den Jahrgang, bezogen werden. 


Marke 


E) Auslandsdeutsche trinkt 


Elefant deutschen Marken-Likör 


Earl Mampe as, Berlin 


Das Originalhaus für Mampe - Halb u. Halb 


Zu beziehen durch alle nam- 
haften Auslands-Importeure 


Für den Inhalt verantwortlich: Dr. Hermann Rüdiger, Stuttgart- S, Danziger Freiheit 17. Verantwortlich für 

die Anzeigen: Otto Röhm, Stuttgart- S, D. A. IV. Bj. 38: 4798. Zur Zeit gilt Anzeigenpreisliſte Nr. 10. Herausgeber: 

Deutſches Ausland⸗Inſtitut, Stuttgart. Druck und Verlag: W. Kohlhammer, Stuttgart- S., Urbanſtratze 12—16. 
Zuſchriften, welche die Schriftleitung betreffen, find an dieſe zu richten, alle übrigen an den Verlag. 
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Schwäbiſche Auswanderer im Stuttgarter Bahnhof vor 90 Jahren 


In Stuttgarter Privatbeſitz fand ſich ein Aquarell, deſſen Inhalt heute für das 
Auslandsdeutſchtum und für Stuttgart im beſonderen feinen eigenen Reiz beſitzt. Die 
Szene ſpielt in den Jahren um 1850 auf dem alten Stuttgarter Bahnhof, der 1846 
vollendet wurde und 1847 dem Neubau Morlocks wich. Zur Abfahrt ſtehen zwei 
Züge bereit, deren Wagen durch ihre eigentümlich kurze gedrungene und breite Kaſten— 
form auffallen; mächtig qualmt die Lokomotive, die düftere Halle mit dicken Rauch⸗ 
ſchwaden erfüllend, und drängt hinaus ins Freie, zu dem der Blick durch zwei Tor- 
bogen weiſt. Dichtgedrängt ſteht das ſchwäbiſche Landvolk in ſeinen farbenfrohen 
Trachten auf dem Bahnſteig, ein bunter Haufen unternehmungsluſtiger Bauern mit 
ihren Familien, die den heimatlichen Hof verlaſſen haben und beſſere Tage drüben 
überm großen Waſſer erhoffen. 

In der Mitte eine große, kräftige Geſtalt mit blondem Backenbart, das Pfeifchen 
ſchmauchend, im kurzen, blauen Leinenhemd und weißer Hofe, dazu ein langer, bunter 
Schal und am Gurk die Feldflaſche und eine Geldtaſche von achtunggebietender Größe. 
Weib und Kind geleiten ihn auf dem Weg nach Amerika, auch die Schwieger— 
mutter fehlt nicht. Eifrig iſt mit ihm ein alter Schwarzwälder Bauer ins Geſpräch 
verwickelt, der einen langen ſchwarzen, innen aber rotgefütterten Bratenrock mit vielen 
ſilbernen Knöpfen und eine kurze Lederhoſe trägt. Ein anderer drängt ſich dazwiſchen, 
Kiſten und Taſchen und Pakete ſchleppend, daneben wartet ein jüngeres Paar aus 
dem Allgäu; bei ihm leuchtet das Grün des Hoſenträgers auf dem Rot der Weſte 
zwiſchen den grauen Gewändern, Farben, die bei der Bäurin ihr Widerſpiel finden. 
Buntgeſtickte Taſchen, Hutſchachteln und grüne Regenſchirme liegen am Boden um— 
her. Hunde kreiben ihr neckiſches Spiel. Auch eine ſtattliche blonde Oberländerin mit 
ihrer hohen Radhaube hat ſolch eine beliebte und viel in ſich faſſende Tuchtaſche am 
Arm, wogegen ein paar Betzinger Mädchen ihr bißchen Hab und Gut in Tüchern 
und in den Querſack ſtopften. Andere haben mehr Gepäck mitzunehmen gewagt und 
ſitzen auf Kiſten herum, auf denen ſchon die Anſchrift in New York zu leſen iſt. 
Hinten aber drängt ſich das Gewühl der Reiſenden, über die Schirme und Hüte 
hinausragen; neben der behäbigen Ruhe der Bauern aufgeregte Herren im Zylinder, 
dazwiſchen Schaffner und Soldaten. 

Wenn auch des Künſtlers Inſchrift fehlt, ſo iſt doch deſſen Name nicht unbekannt. 
Nach zuverläſſiger Familientradition ſtammt das Aquarell von Chriſtian Wilhelm 
von Faber du Faur, der 1780 in Stuttgart geboren und dort als General 1857 
geſtorben iſt. Jeden dienſtfreien Augenblick zum Zeichnen ausnützend, hatte er, der 
Vater des Schlachtenmalers Otto Faber du Faur, während des Feldzuges nach 
Rußland im Jahre 1812 in zahlreichen Skizzen ſeine Erlebniſſe mit objektiver Treue 
feſtgehalten. In ſeinen alten Tagen mochte es ihn gereizt haben, den Trubel der 
Auswanderer, der in jener Zeit gar häufig auf dem Bahnhof der ſchwäbiſchen Haupt— 
ſtadt zu beobachten war, einmal abzukonterfeien und hat dabei die Aufgabe mit 
gewohnter Treue und Erzählerfreude und nicht ohne Humor erfüllt. 


Dr. Max Schefold 


